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VORWORt

die	berufliche	bildung	in	deutschland	hat	–	jenseits	der	

engagierten	fachkreise	–	wenig	öffentliche	lobby.	das		

gilt	international,	wo	etwa	die	Oecd	in	ihren	bildungsver-

gleichen	regelmäßig	die	leistungskraft	der	berufsausbildung	

in	deutschland	unter	Wert	behandelt.	es	gilt	auch	national,	

wo	fragen	der	berufsbildung	im	Rating	der	medialen	auf-

merksamkeitshierarchie	hinter	den	dauerbrennern	der	

allgemeinen	bildungsdebatte	zurückstehen	müssen.	dieser	

mangel	an	öffentlicher	aufmerksamkeit	mag	auch	mit	dem	

erfolg	der	dualen	berufsausbildung	zu	tun	haben.	für	die	

jungen	menschen,	die	diesen	ausbildungsweg	anstreben,	

bietet	das	system	die	chance	zum	einstieg	in	den	arbeits-

markt	und	in	ein	gelingendes	berufsleben.	für	die	gesell-

schaft	ist	die	duale	berufsbildung	ein	Integrationsmotor		

und	für	die	Volkswirtschaft	ein	garant	für	qualifizierten	

fachkräfte-nachwuchs.	das	alles	gilt	für	die	weit	überwie-

gende	mehrheit	jedes	jahrgangs,	aber	nicht	für	alle.	Im		

jahr	2010	mündeten	noch	323.700	neuzugänge	in	das	

übergangssystem	ein,	das	sich	allzu	oft	als	sackgasse	

erweist.

neue	strategien	sind	in	diesem	bereich	erforderlich.	die	

bundesregierung	hat	mit	ihren	Initiativen	z. b.	für	die		

etablierung	von	bildungsketten,	für	eine	frühzeitige	berufs-

orientierung	und	für	den	einsatz	von	ausbildungsbausteinen	

gemeinsam	mit	ländern	und	sozialpartnern	neue	Instru-

mente	geschaffen.	daran	will	die	konrad-adenauer-stiftung	

anknüpfen	und	mit	dieser	publikation	konkrete	beiträge		

zur	diskussion	um	eine	systematische	neugestaltung	des	

sog.	übergangssystems	leisten.	damit	wollen	wir	deutlich	

machen,	dass	eine	Verstaatlichung	der	ausbildung	für	junge	

menschen	aus	der	sog.	Risikogruppe	nicht	die	einzige	alter-

native	zum	gegenwärtigen	zustand	ist.	ausbildung	für	alle	

ist	möglich	ohne	die	stärken	des	dualen	systems,	vor	allem	
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die	betriebsbindung	der	ausbildung,	ihren	praxisbezug	und	ihre	ab-

schlussorientierung,	preiszugeben.	Wir	stellen	damit	eine	zentrale		

herausforderung	für	das	deutsche	bildungssystem	in	den	mittelpunkt	

dieser	studie.	das	entspricht	einem	kerngedanken	der	christlich-demo-

kratischen	Idee,	der	gleichwertigkeit	von	allgemeiner	und	beruflicher	

bildung.	dieses	„markenzeichen”	gerade	in	zeiten	zur	geltung	zu	brin-

gen,	in	denen	die	bildungsdebatte	überwiegend	um	andere	themen	

kreist	und	die	demografie	scheinbar	alle	probleme	auf	dem	ausbildungs-

markt	löst,	verstehen	wir	als	teil	unseres	auftrags.	

sankt	augustin	/	berlin,	im	november	2011

Michael Thielen

Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

REfoRmANSAtz iN AllER KüRzE

WAS BRAuchEN JugENDlichE (iN multiplEN RiSiKo- 

lAgEN) zum ERfolgREichEN BERufSABSchluSS? 

	

über	achtzig	prozent	der	jugendlichen	machen	in	deutschland	einen	

qualifizierten	berufsabschluss.	siebzehn	prozent	der	20-	bis	30-jäh-	

rigen	verfügt	über	keinen	beruflichen	bildungsabschluss.	unter		

den	personen	mit	migrationshintergrund	sind	es	sogar	31	prozent.	

jugendliche,	denen	kein	bildungsaufstieg	gelingt,	erkennen	ihre		

geringen	chancen,	beurteilen	ihre	chancen	negativer	als	die	übrigen		

jugendlichen	und	entwickeln	keine	perspektive,	mit	der	konsequenz	

einer	sinkenden	lebenszufriedenheit	(s.	shell	jugendstudie:	jugend	

2010).	

	

Demografische Entwicklung als chance: 

 

die	demografische	entwicklung	und	der	zunehmende	fachkräfte-

mangel	bieten	den	jugendlichen	neue	chancen,	die	gestaltet	werden	

müssen.

Wie fördern wir die Jugendlichen für einen erfolgreichen  

Berufsabschluss?

motivation	fördern,	lern-	und	leistungsbereitschaft	aktivieren		

durch	größere	praxisnähe	in	Regelschulen

perspektiven	geben	durch	frühe	berufsorientierung

fordern	der	jugendlichen	durch	Verbetrieblichung	mit	einer		

neuausrichtung	des	übergangs:	schule-beruf

fördern	durch	assistierte	berufsausbildung	am	arbeitsmarkt

keinen	alleine	lassen	durch	vernetzte	Organisationsformen

ein	verantwortlicher	ansprechpartner
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REfoRmANSAtz im üBERBlicK

1. AuSgANgSlAgE

150.000	jugendliche	pro	jahr	erreichen	nur	eingeschränkt	ausbildungs-

fähig	den	arbeitsmarkt.	

zu	dieser	gruppe	gehört	auch	ein	drittel	der	jungen	erwachsenen	mit		

migrationshintergrund.	

ein	drittel	der	nicht	studienberechtigten	schulabgänger/-innen		

gelangen	trotz	vielfältiger	maßnahmen	in	das	übergangssystem	statt		

in	eine	berufsausbildung.	

steigende	Qualifikationsanforderungen	in	betrieben.	

bis	ende	des	jahrzehntes	gehen	die	schülerzahlen	um	135.000	zurück.	

betroffen	ist	vor	allem	der	haupt-	und	Realschulbereich.	

bis	2025	wird	eine	fachkräftelücke	von	�,5	millionen	menschen		

erwartet.	

der	demografische	Wandel	schafft	eine	veränderte	bedarfslage	und	

eine	chance	für	schwierige	jugendliche.

2.  iNhAltlichER ANSAtz

Orientiert	sich	an	den	jugendlichen	mit	(multiplen)	Risikolagen.	

motivation	der	jugendlichen	als	erfolgskriterium.	

fordern	der	jugendlichen	durch	Verbetrieblichung	–	ausrichtung		

am	arbeitsmarkt.	

fördern	durch	assistierte	berufsausbildung.























3.  VERBESSERtE iNtEgRAtioN DER JugENDlichEN  

iN AuSBilDuNg uND ARBEit

durch	ein	erweitertes	schulkonzept,	in	dem	arbeiten	und	lernen		

frühzeitig	zusammengefügt	werden.	

umfassende	und	frühe	berufsorientierung.	

neuausrichtung	des	übergangs	schule-beruf	durch	Verbetrieblichung 

der Übergangszone	(assistierte	berufsausbildung	und	professionelle	

ausbildungs-	und	Qualifizierungsunternehmen).

4.  StEuERuNg DuRch KoopERAtiVE JugENDAgENtuR  

VoR oRt

Im	mittelpunkt:	der	jugendliche,	auf	den	die	strukturen	und		

maßnahmen	zugeschnitten	werden.	

anlaufstelle	und	koordination	der	maßnahmen.		

Relevante	akteure	arbeiten	unter	einem	dach	zusammen,	

ohne	die	herkunftsbehörden	aufzugeben.	

5. REfoRm DER ARBEitSBEDiNguNgEN DES pERSoNAlS

Regelleistungen	statt	einer	Vielzahl	an	förderinstrumenten.	

nachhaltige	und	flächendeckende	sicherstellung	einer	qualitativ		

hochwertigen	individuellen	begleitung	der	jugendlichen.

6. ziEl

mehr	jugendliche	verlassen	die	schule	mit	höherem	grad	an		

ausbildungsreife	und	abschlüssen.	

gelungener	übergang	in	den	ausbildungsmarkt	als	normalfall.	

Verbesserte	koordinierung	der	förderinstrumente.

























eInfühRung

RefORmansatz:	beRufsORIentIeRung	und	ausbIldungsReIfe

Christine Henry-Huthmacher

Während	sich	in	den	vergangenen	jahren	die	unternehmen	

ausbildungssuchende	jugendliche	auswählen	konnten,	

scheint	sich	das	pendel	mittlerweile	zur	anderen	seite		

zu	neigen.	aufgrund	des	demografisch	bedingten	Rückgangs	

der	schülerzahlen	erlangen	die	ausbildungssuchenden		

jugendlichen	eine	bessere	marktposition.

allerdings	werden	die	demografische	entwicklung	und	eine	

mögliche	ansteigende	nachfrage	nach	ausbildungsverhält-

nissen	in	den	nächsten	jahren	die	situation	im	übergangs-

system,	das	sehr	stark	geprägt	ist	von	„nicht	ausbildungs-

reifen	jugendlichen”	aus	den	jeweiligen	aktuellen	jahr-

gängen,	nicht	lösen.	es	handelt	sich	um	20	prozent	nicht	

studienberechtigter	schulabsolventen	mit	problematisch	

einzustufender	bildungsbiografie.

trotz	rückläufiger	schülerzahlen	münden	immer	noch	mehr	

als	ein	drittel	aller	schulabsolventinnen	und	-absolventen	

ohne	studienberechtigung	in	das	viel	kritisierte	übergangs-

system	ein.	so	waren	im	jahr	2008	bei	bereits	rückläufigen	

schulabsolventenzahlen	mehr	als	die	hälfte	der	bewerber/	

-innen,	die	sich	um	eine	ausbildungsstelle	bewarben,	alt-

bewerber,	jugendliche,	die	das	übergangssystem	durch-

laufen	haben.	dieser	hohe	anteil	resultiert	daraus,	dass	sich	
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in	den	jahren	zwischen	1992	und	2007	der	anteil	der	jugendlichen,	die	

zunächst	keinen	zugang	zur	betrieblichen	ausbildung	gefunden	haben,	

mehr	als	verdoppelt	hat.

trotz	vielfältiger	maßnahmen	schafft	es	ein	drittel	der	nicht	studien-

berechtigten	schulabgängerinnen	und	schulabgänger	nicht,	direkt	in		

eine	berufsausbildung	einzutreten.	stattdessen	gelangen	sie	in	die	sog.

übergangssysteme.	die	Verteilung	der	neuzugänge	in	sog.	übergangs-

systeme	weist	hinsichtlich	sozialer	merkmale	wie	schulische	Vorbildung,	

geschlecht,	migrationshintergrund	und	Region	beträchtliche	disparitäten	

auf.	die	zunehmende	bedeutung	des	„übergangssystems”	wurde	im	

letzten	jahrzehnt	als	ein	Indikator	für	die	nachlassende	ausbildungs-

bereitschaft	der	Wirtschaft	und	als	krise	der	berufsausbildung	interpre-

tiert.	als	wesentliche	ursachen	für	den	Rückzug	der	betriebe	aus	der	

berufsausbildung	wurden	die	gestiegenen	anforderungen	an	die	aus-

bildungsberufe	in	den	unternehmen	gesehen,	die	weiter	fortschreitende	

tertiärisierung	der	Wirtschaft	und	der	trend	zur	Wissensökonomie.

doch	angesichts	des	demografischen	Wandels,	der	bereits	konkret	in	

rückläufigen	schülerzahlen	zum	ausdruck	kommt,	ändert	sich	die	dis-

kussionslage.	die	bis	ende	des	jahrzehnts	zurückgehende	schülerzahl	

um	135.000	schülerinnen	und	schüler,	die	sich	hauptsächlich	auf	haupt-	

und	Realschule	konzentriert,	wird	zu	erwartbaren	und	zum	teil	spürbaren	

engpässen	bei	der	bewerbung	um	betriebliche	ausbildungsplätze	im	

dualen	berufssystem	mit	erheblichen	folgen	für	die	sicherung	des	fach-

kräftezuwachses	führen.	bereits	heute	klagen	einzelne	branchen	über	

einen	akuten	fachkräftemangel.	gerade	die	demografische	entwicklung	

wird	die	bedingungen	auf	dem	arbeitsmarkt	verändern.	die	betriebe	

werden	künftig	immer	stärker	in	einen	Wettbewerb	um	geeignete	bewer-

ber/-innen	eintreten.	allerdings	wirken	neben	der	demografischen	ent-

wicklung	steigende	Qualifikationsanforderungen	in	den	betrieben	einer-

seits	und	eine	stagnierende	bildungsentwicklung	der	schülergeneration	

andererseits	gegenläufig	zur	demografischen	entwicklung.	um	zu	verhin-

dern,	dass	die	gruppe	der	geringqualifizierten	weiter	wächst,	steht	die	

berufliche	bildung	vor	neuen	herausforderungen.	

dabei	öffnet	der	demografische	Wandel	und	die	damit	verbundene	dis-

kussion	um	den	fachkräftemangel	ein	fenster	der	möglichkeit	gerade	

auch	für	jugendliche	mit	schwierigen	startchancen.	trotz	zahlreicher	

maßnahmen	sowie	einer	verstärkten	dualisierung	und	mehr	praxis-	

nähe	der	maßnahmen	im	übergang	von	schule	zur	ausbildung	bleiben	

1,5	millionen	jugendliche	ohne	einen	berufsabschluss.	ziel	muss	es	

jedoch	sein,	alle	jungen	menschen	zu	einer	qualifizierenden	berufsaus-

bildung	und	zu	einem	berufsabschluss	zu	führen.	

dazu	ist	ein	grundlegender	Reformansatz	notwendig.	Im	mittelpunkt	

dieses	neuen	Reformansatzes	steht	der	jugendliche,	auf	den	die	struk-

turen	abgestimmt	werden.	zwar	gibt	es	in	deutschland	eine	Vielzahl		

von	maßnahmen,	Initiativen	und	programmen,	die	sich	die	Verbesserung	

der	ausbildungschancen	von	jugendlichen	zum	ziel	gesetzt	haben.		

doch	arbeiten	unterschiedliche	akteure	mit	unterschiedlichen	zuständig-

keiten	und	Verantwortungsbereichen	mit	verschiedenen	finanzierungs-

instrumenten	wenig	koordiniert	an	einer	besseren	ausbildungsreife	der	

jugendlichen.	angesichts	der	Vielfalt	der	akteure,	der	maßnahmen	und	

finanzierungsmittel	ist	eine	unüberschaubare	unterstützungslandschaft	

entstanden,	die	wenig	transparenz	und	wenig	kooperation	aufweist.		

da	es	sich	häufig	um	jugendliche	handelt,	die	mehrfach	Risiken	in	ihrer	

entwicklung	ausgesetzt	sind,	ist	eine	enge	zusammenarbeit	von	ver-

schiedenen	Institutionen	sehr	wichtig	für	ihre	weitere	berufliche	entwick-

lung.	die	konzentration	der	maßnahmen	unter	einem	dach	ist	ein	wich-

tiges	element	des	neuen	Reformansatzes,	da	die	Intransparenz	und	die	

Vielzahl	der	träger	zu	einer	starken	zersplittung	der	förderlandschaft	

beigetragen	hat.	das	betrifft	die	förderungs-	und	angebotsvielfalt	am	

übergang	zwischen	schule	und	berufsausbildung,	als	auch	das	angebot	

in	den	schulen	sowie	die	neuausrichtung	des	übergangssystems.	In	der	

vorliegenden	publikation	geht	holger	bonin	auf	die	unübersichtlichkeit	

des	umfangreichen	förderdschungels	ein.	

	

jens	bachmann	zeigt	als	best-practice	die	arbeitsprinzipien	der	förder-

schule	mit	schwerpunkt	sprache	für	einen	erfolgreichen	übergang	von	

schule	in	die	ausbildung.	stefan	sell	zeigt	alternativen	zum	herkömm-

lichen	übergangssystem	durch	konzentration	der	kompetenzen	und	

finanzmodelle	auf,	um	mit	hilfe	einer	Verbetrieblichung	der	übergangs-

zone	eine	größere	anbindung	an	betriebe	zu	ermöglichen	und	jugend-

liche	für	den	arbeitsmarkt	zu	qualifizieren.



steIgendeR	pROblemdRuck	OdeR	
VIelleIcht	dOch	eIne	„demOgRa-
fIsche	lösung”	des	pROblems?	

zu	eInIgen	megatRends	beIm	(nIcht-)übeRgang	VOn	 	

deR	schule	In	den	beRuf

Stefan Sell

1. DAS VERäNDERtE ARBEitSKRäftEpotENziAl

In	den	vergangenen	jahren	wurde	das	thema	übergang		

von	der	schule	in	den	beruf	einer	breiteren	öffentlichkeit		

vor	allem	durch	die	alljährlich	sich	wiederholenden	bemü-

hungen	um	die	gewinnung	zusätzlicher	ausbildungsplätze	

im	dualen	system	bekannt.	Immer	wieder	war	davon	die	

Rede,	dass	es	nicht	genügend	ausbildungsstellen	geben	

würde,	um	alle	schulabgänger	mit	einer	beruflichen	erst-

ausbildung	zu	versorgen.	Zu viele Jugendliche und zu weni-

ge Ausbildungsplätze	–	das	war	die	in	der	Vergangenheit	

dominierende	kurzformel.	Von	besonderer	Relevanz	für		

die	öffentliche	Wahrnehmung	war	die	sich	in	diesem	zusam-

menhang	immer	stärker	als	besonderes	problem	darstellen-

de	besondere	betroffenheit	der	hauptschüler,	die	als	die	

große	„Verlierergruppe”	kommuniziert	wurde	–	die	Verfesti-

gung	dieser	sichtweise	auf	hauptschüler	hat	sicher	stark	

zum	akzeptanzverfall	der	schulform	hauptschule	beigetra-

gen,	auch	wenn	sich	die	Realität	der	hauptschullandschaft		

in	den	einzelnen	bundesländern	weitaus	differenzierter	dar-

gestellt	hat	und	immer	noch	darstellt.1
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Vorgelagerte Systeme stärker beachten

schaut	man	heute	in	die	berichterstattung	über	das	thema,	dann	muss	

man	den	eindruck	bekommen,	die	situation	in	deutschland	ist	eine	

komplett	andere	als	noch	vor	zwei	oder	drei	jahren.	als	neue	kurzformel	

scheint	sich	spiegelbildlich	zur	bisherigen	perspektive	zu	etablieren:	Zu 

wenige Jugendliche und zu viele Ausbildungsplätze.	die	medienberichte	

fokussieren	einerseits	auf	in	einzelfällen	schon	grotesk	daherkommende	

Versuche,	überhaupt	noch	halbwegs	akzeptable	Interessenten	für	einen	

ausbildungsplatz	zu	gewinnen,	wobei	dann	die	jungen	leute	schon	mal	

ein	ipad	oder	einen	Wochenendtrip	nach	london	als	prämie	kassieren	

können.	zum	anderen	aber	wird	immer	wieder	über	das	zweite	problem	

neben	dem	rein	quantitativen	problem	berichtet	–	die	tatsächlich	oder	

angeblich	fehlende	„ausbildungsreife”	der	potenziellen	auszubildenden,	

wobei	ein	etwas	genauerer	blick	auf	diesen	komplex	sehr	schnell	ver-

deutlichen	kann,	dass	es	sich	um	zwei	problembereiche	aus	sicht	der	

unternehmen	handelt:	zum	einen	die	klage	über	fehlende	oder	defizitäre	

kognitive	kompetenzen	in	schlüsselbereichen	wie	deutsch	und	mathe-

matik.	allerdings	–	bei	aller	zu	Recht	vorgetragenen	kritik	an	den	basalen	

fähigkeiten	vieler	schulabgänger	auf	diesen	feldern,	die	beispielsweise	

auch	und	hier	zunehmend	die	hochschulen	hinsichtlich	der	studierenden	

vortragen	–	sind	doch	die	befunde	im	Vergleich	mit	den	Vorjahren	vor-

sichtig	optimistisch	zu	bewerten,	denn	die	klagen	über	die	deutsch-		

und	mathematikkenntnisse	der	schulabgänger/-innen	hat	in	den	ver-

gangenen	jahren	etwas	abgenommen	und	auch	das	mündliche	und	

schriftliche	ausdrucksvermögen	wird	heute	etwas	besser	beurteilt	von	

den	unternehmen,	wenn	man	beispielsweise	den	ergebnissen	der	um-

fragen	des	deutschen	Industrie-	und	handelskammertages	(dIhk)	unter	

fast	15.000	betrieben	glauben	schenkt.

die	hauptkritik	fokussiert	auf	den	persönlichkeits-	bzw.	Verhaltens-

bereich,	denn	in	fehlender	disziplin,	geringerer	belastbarkeit	und	einer	

schwächeren	leistungsbereitschaft	sehen	fast	die	hälfte	aller	befragten	

betriebe	die	hauptprobleme.	es	geht	also	primär	um	fehlende	soziale	

kompetenzen	und	um	erziehungsdefizite	bei	jungen	menschen,	die	in		

den	vergangenen	jahren	(zumindest	in	der	Wahrnehmung	der	befragten	

betriebe)	kontinuierlich	zugenommen	haben.

auch	wenn	man	sich	immer	wieder	vor	augen	führen	muss,	dass	es	sich	

hierbei	um	befragungsergebnisse	von	betrieben	handelt,	also	um	eine	

bestimmte	perspektive	auf	eine	komplexe	gemengelage,	können	diese	

ergebnisse	doch	einen	wichtigen	beitrag	leisten	für	eine	lösungsorien-

tierte	debatte,	denn	es	wird	erkennbar,	dass	die	hauptbemühungen		

auf	die	offensichtlich	noch	weiter	zunehmenden	defizite	im	Verhaltens-	

und	motivationsbereich	der	jugendlichen	gerichtet	werden	müssten.		

dies	verweist	aber	neben	der	besonderen	Rolle	der	schulen	auch	und	

gerade	auf	die	Rolle	der	eltern	bzw.	des	familialen	settings,	in	dem	die	

kinder	und	jugendlichen	aufwachsen	(müssen).	darüber	hinaus	spielen	

hier	aber	auch	die	sozialräume	und	die	relevanten	peer-gruppen	der	

jugendlichen	eine	wichtige	Rolle,	insgesamt	also	ein	multifaktorieller	

bestimmungshintergrund,	der	sich	nicht	durch	ein	oder	zwei	und	dann	

noch	als	modellprojekt	ausgestaltete	maßnahmen	wesentlich	verändern	

lassen	wird.

Demografische Entwicklung als problemlösung?

aber	vielleicht	muss	man	ja	gar	nicht	so	tief	in	die	materie	einsteigen,	

denn	man	könnte	heute,	und	das	auf	den	ersten	blick	durchaus	plausibel,	

argumentieren,	dass	sich	das	angesprochene	problem	demnächst	gleich-

sam	„biologisch”	erledigt,	weil	die	demografische	entwicklung	zu	einem	

nunmehr	auch	in	Westdeutschland	stetig	abnehmenden	zustrom	an	

jungen	menschen	führen	wird,	was	wiederum	eine	erwartbare	Reaktion	

der	unternehmen	auslösen	müsste:	Wenn	man	nicht	mehr	aus	einem	

überangebot	an	bewerber/-innen	schöpfen	kann,	dann	wird	man	die	

eingangsansprüche	an	die	jungen	menschen	(wieder)	senken	und	auch	

menschen	einstellen,	die	noch	vor	wenigen	jahren	nicht	einmal	ansatz-

weise	in	die	nähe	eines	Vorstellungsgesprächs	gekommen	wären.	ein	

erster	blick	auf	die	daten	scheint	diese	position	zu	stützen:

so	bewarben	sich	2010	ausweislich	des	jüngsten	berufsbildungsberichts	

bundesweit	572.000	junge	menschen	um	einen	ausbildungsplatz,	im		

jahr	2000	waren	es	noch	�45.000	gewesen.	der	anteil	der	in	den	Vor-

jahren	nicht	versorgten	altbewerber	unter	den	ausbildungsplatzsuchen-

den	belief	sich	im	vergangenen	jahr	mit	185.000	auf	35,2	prozent	–	zwei	

jahre	zuvor	waren	es	mit	2�3.000	noch	42,4	prozent	gewesen.
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für	das	hier	relevante	thema	„übergangssystem”	besonders	hervorzuhe-

ben	ist	eine	pressemeldung	des	bundesinstituts	für	berufsbildung	(bIbb)	

vom	29.07.2011	unter	der	hoffnungsvollen	überschrift	„ausbildungsstel-

lenmarkt:	zahl	der	jugendlichen	im	übergangsbereich	geht	stark	zurück”.	

hier	präsentierte	das	bIbb	die	folgenden	daten:	„die	zahl	der	jugend-

lichen,	die	nach	Verlassen	der	allgemeinbildenden	schule	bei	der	suche	

nach	einer	ausbildungsstelle	zunächst	erfolglos	bleiben,	ist	stark	rückläu-

fig.	mündeten	2005	noch	mehr	als	417.�00	jugendliche	in	das	so	ge-

nannte	‚übergangssystem’	ein,	so	waren	dies	2010	nach	berechnungen	

der	‚integrierten	ausbildungsberichterstattung’	(iabe)	‚nur’	noch	rund	

323.700	(-22,5	prozent)”.2

es	könnten	sich	nun	also	gerade	für	die	leistungsschwächeren	jugend-

lichen	aufgrund	der	arbeitsangebotsseitigen	Verengung	wesentlich	besse-

re	zeiten	am	horizont	abzeichnen,	wenn	–	ökonomisch	gesprochen	–	der	

ausbildungsstellenmarkt	von	einem	Verkäufer-	zu	einem	käufermarkt	

umkippt.	und	wenn	dann	der	Verkäufermarkt	über	einen	längeren	zeit-

raum	auch	ein	solcher	bleiben	würde.

zukunftsprognose: passungsprobleme werden sich verschärfen

aber	die	Realität	stellt	sich	widerspenstiger	dar,	was	bereits	die	in	der	

pressemitteilung	des	bIbb	genannte	zahl	von	„nur”	323.700	jugend-

lichen,	die	noch	im	vergangenen	jahr	in	das	„übergangssystem”	und	

damit	oftmals	in	lang	anhaltende	Warteschleifen	eingemündet	sind,	

anzeigt.	denn	diese	immer	noch	sehr	hohe	zahl	muss	im	kontext	einer	

kontinuierlich	steigenden	klagequote	der	arbeitgeber	gesehen	und	be-

wertet	werden,	die	von	immer	weniger	geeigneten	jugendlichen	und	

teilweise	sogar	von	überhaupt	nicht	mehr	besetzbaren	ausbildungsplät-

zen	sprechen.	Offensichtlich	nimmt	zwar	das	Volumen	der	„problemfälle”	

im	sinne	nicht	vermittelbarer	jugendlicher	parallel	zum	allgemeinen	

Rückgang	der	zahl	der	jugendlichen	insgesamt	ab,	aber	das	fundamen-

tale	passungsproblem	zwischen	einem	teil	der	jugendlichen	und	dem	

ausbildungssystem	bleibt	bestehen	und	–	das	ist	die	besonders	drama-

tische	perspektive	mit	blick	auf	die	zukunft	–	es	kann	sich	sogar	wieder	

deutlich	verschärfen.

auf	den	letzten	aspekt	haben	bildungsexperten	wie	jürgen	baumert		

und	andere	in	dem	vor	kurzem	veröffentlichten	gutachten	des	experten-

rats	„herkunft	und	bildung”	für	die	ehemalige	baden-württembergische	

landesregierung	hingewiesen.3	In	diesem	gutachten	wird	argumentiert,	

dass	die	vergangenen	zehn	jahre	durchaus	als	erfolg	angesehen	werden	

können,	denn	es	ist	beispielsweise	gelungen,	den	anteil	der	„Risiko-

schüler”	unter	allen	15-jährigen	jugendlichen	von	23	prozent	im	jahr	

2000	auf	19	prozent	im	jahr	2009	zu	verringern.	dieser	positive	trend	

allerdings	könnte	in	den	vor	uns	liegenden	jahren	wieder	eine	Rück-

entwicklung	erfahren,	wenn	nicht	die	gruppe	der	„Risikoschüler”	deut-

lich	verkleinert	wird.	hintergrund	für	diesen	effekt	ist	das	zusammen-

spiel	einer	insgesamt	rückläufigen	zahl	an	ausbildung	suchenden	jugend-

lichen	aufgrund	der	demografischen	entwicklung	mit	einer	Veränderung	

der	sozialen	und	ethnischen	mischung	bzw.	konzentration	der	schüler-

schaft.	bereits	heute	kommen	in	baden-Württemberg	mehr	als	35	pro-

zent	der	kinder	aus	zuwandererfamilien,	in	den	grundschulen	beläuft	

sich	dieser	anteilswert	schon	auf	mehr	als	40	prozent	und	in	wenigen	

jahren	werden	in	den	ballungszentren	50	bis	70	prozent	der	kinder	aus	

zuwandererfamilien	kommen.	baumert	und	andere	argumentieren	nun,	

dass	wir	bei	einem	teil	der	kinder	aus	diesen	familien,	die	zumeist	

unteren	sozialen	schichten	entstammen,	die	durch	eine	bildungsferne	

haltung	charakterisiert	sind,	ein	erhebliches	sprachproblem	haben,	

welches	in	der	folge	den	weiteren	bildungsverlauf	maßgeblich	determi-

niert.	es	geht	hier	also	weniger	um	ein	ethnisches4	oder	kulturelles,	

sondern	um	ein	primär	soziales	problem5.

allerdings	muss	man	im	lichte	der	neueren	forschungslage	zur	kennt-	

nis	nehmen,	dass	wir	bei	einem	differenzierenden	blick	auf	die	menschen		

mit	migrationshintergrund	für	deutschland	nicht	umhinkommen,	die	

besondere	problematik	der	menschen	mit	einem	türkischen	hintergrund	

zu	berücksichtigen.	so	haben	noll	und	Weick	einen	neuen	aufsatz,	in	

dem	sie	sich	mit	Indikatoren	und	analysen	zur	Integration	von	migran-

ten	in	deutschland	auseinander	setzen,	bilanzierend	überschrieben	mit:	

„zuwanderer	mit	türkischem	migrationshintergrund	schlechter	inte-

griert”.�	sie	kommen	nach	einer	auswertung	der	vorliegenden	daten	

beispielsweise	zu	dem	ergebnis,	dass	die	personen	mit	einem	türkischen	

migrationshintergrund	über	die	mit	abstand	schlechteste	schulische	

bildung	verfügen:	bezogen	auf	die	bevölkerung	im	alter	zwischen	25		

und	49	jahren	verfügen	bei	diesen	2�	prozent	über	gar	keinen	schul-

abschluss	und	weitere	45	prozent	höchstens	über	einen	hauptschulab-

schluss.	�4	prozent	verfügen	über	keinen	berufsabschluss.	45	prozent	

der	personen	mit	türkischer	herkunft	üben	eine	un-	oder	angelernte	

arbeitertätigkeit	aus	(in	der	bevölkerung	mit	einem	deutschen	hinter-

grund	sind	es	nur	zwölf	prozent).



20 21

betrachtet	man	aber	die	gruppe	der	jungen	menschen,	die	ohne	eine	

berufsausbildung	oder	gar	ohne	schulabschluss	bleiben,	dann	muss		

man	feststellen,	dass	als	ergebnis	der	bisherigen	entwicklung	in	dieser	

gruppe	acht	prozent	der	deutschstämmigen	jugendlichen,	aber	ein	

drittel	der	jugendlichen	mit	migrationshintergrund	landen.	es	handelt	

sich	hierbei	je	nach	jahrgangsstärke	um	eine	zahl	von	bis	zu	150.000	

jungen	menschen,	die	jahr	für	jahr	mit	dieser	problematik	versehen		

auf	einen	arbeitsmarkt	drängen,	dessen	aufnahmekapazität	für	men-

schen	ohne	eine	ausbildung	in	den	vergangenen	jahren	erheblich	abge-

nommen	hat	und	von	denen	viele	ihr	leben	lang	dadurch	entweder	auf	

den	niedrigeinkommensbereich	oder	aber	auf	den	teilweisen	bzw.	dauer-

haften	transferleistungsbezug	verwiesen	werden.

Erstes gebot für fördermaßnahmen: Biografische Kontinuität

um	zu	verhindern,	dass	wir	den	angesprochenen	erneuten	anstieg		

der	Risikoschülerzahlen	bekommen,	plädieren	die	bildungsexperten		

in	ihrem	gutachten	für	eine	systematische Förderung der Leistungs-

schwächsten,	wobei	sie	angesichts	der	von	ihnen	in	den	mittelpunkt	

gestellten	sprachproblematik	und	der	befundlage	aus	der	bildungsfor-

schung	konsequenterweise	den	qualitativen	ausbau	der	frühkindlichen	

bildung	als	zentrales	handlungsfeld	identifizieren.	besonders	wichtig		

ist	ihr	Plädoyer für eine	biografische Kontinuität der Maßnahmen und		

die	negative	bewertung	kurzfristiger	und	punktueller	Interventionen,		

wie	sie	aber	leider	heute	dominieren	–	und	dann	zumeist	zu	einem	zeit-

punkt,	wenn	das	kind	schon	in	den	brunnen	gefallen	ist.	Ihre	leitlinie	

lautet	entsprechend:	früher,	systematischer	und	wenn	nötig,	auch	mit	

einer	längerfristigen	förderung	zu	arbeiten.	das	ziel	muss	eine	verän-

derte Zuteilung von Lernzeit	sein,	die	wesentlich	früher	als	bislang	be-

ginnt	und	oft	auch	zusätzliche Lernzeit	im	Vergleich	zu	heute	bedeuten	

würde.

für	die	hier	im	mittelpunkt	stehende	gruppe	der	jugendlichen,	die	sich	

bereits	heute	bzw.	in	den	kommenden	jahren	am	vorläufigen	ende	einer	

längeren	bildungsbiografie	befinden,	ist	natürlich	der	hinweis	auf	einen	

anzustrebenden	ausbau	der	frühkindlichen	bildung	nicht	zielführend,	

denn	sie	bedürfen	jetzt	geeigneter	hilfestellungen	in	ihrer	lebenslage,	

um	eine	weitere	Verfestigung	von	bildungsarmut	zu	verhindern	oder	

zumindest	abzumildern.	aber	die	grundsätzlichen	leitlinien	von	baumert	

und	anderen	haben	auch	für	jugendliche	ihre	sinnhafte	bedeutung:	

systematische	(und	intensivere)	förderung	der	leistungsschwächsten	

jugendlichen,	eine	auf	kontinuität	der	maßnahmen	ausgerichtete	förde-

rung	und	eine	veränderte	zuteilung	von	lernzeit	sind	zentrale	zugänge.	

bei	den	jugendlichen	–	das	zeigen	alle	berechtigten	kritiken	an	dem	

bestehenden	„übergangssystem”	–	muss	es	um	eine	veränderte	zutei-

lung	einer	substanziell	anderen	lernzeit	gehen,	die	weniger	auf	das	

dominierende	kognitive	lernen	abstellt,	sondern	primär	fokussiert	auf	

das	„lernen	in	und	durch	praktische	arbeit”.7

Erfolgreiche Bildungsprozesse mildern Konsequenzen des sinkenden 

Arbeitskräftepotenzials

bereits	dieser	blick	in	die	nähere	zukunft	mag	die	hoffnungen	auf		

eine	gleichsam	automatische	„demografische	lösung”	des	problems	

schrumpfen	lassen.	

nur	eine	anmerkung	zur	„demografischen	dimension”	der	thematik	

insgesamt	mit	blick	auf	den	arbeitsmarkt,	aber	auch	die	grundsätzlich	

vorhandenen	chancen:	In	einer	neuen	studie	kommen	die	arbeitsmarkt-

forscher	des	Iab	in	nürnberg	zu	folgendem	ergebnis:	die	zahl	der	per-

sonen,	die	dem	arbeitsmarkt	potenziell	zur	Verfügung	stehen,	wird	bis	

2025	um	fast	3,5	millionen	sinken.	selbst	bei	einer	steigenden	erwerbs-

quote	der	frauen	und	der	älteren	sowie	einer	jährlichen	nettozuwande-

rung	von	100.000	personen	wird	sie	von	heute	44,8	auf	41,3	millionen	

zurückgehen.	„selbst	wenn	es	gelingt,	dass	sich	mehr	ältere,	frauen,	

ausländer	und	ausländerinnen	am	erwerbsleben	beteiligen,	muss	man	

sich	längerfristig	auf	eine	deutlich	kleinere	bevölkerung	und	ein	viel	

geringeres	arbeitskräftepotenzial	einstellen”,	halten	die	autoren	der		

Iab-studie	fest.	auch	die	zuwanderung	könne	dem	rückläufigen	trend	

nur	in	einem	begrenzten	maße	entgegenwirken.	„Wirtschafts-	und	ge-

sellschaftspolitische	maßnahmen	sollten	deshalb	vor	allem	auf	eine	

positive	gestaltung	des	übergangsprozesses	gerichtet	sein”,	so	die		

arbeitsmarktforscher.	„der	Rückgang	des	arbeitskräfteangebots	führt	

nicht	zwangsläufig	zu	einem	fachkräftemangel	im	sinne	eines	dauer-

haften	nachfrageüberschusses	gegenüber	dem	angebot”,	schreiben	die	

autoren	der	Iab-studie.	zum	einen	passe	sich	der	fachkräftebedarf	an	

die	gegebenheiten	an,	zum	anderen	können	entsprechende	bildungs-

anstrengungen	die	Qualifikation	des	erwerbspersonenpotenzials	verbes-

sern.	„die	hohe	arbeitslosigkeit	von	gering	qualifizierten	arbeitskräften	

zeigt,	dass	ein	teil	des	an	sich	vorhandenen	potenzials	kaum	genutzt	
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wird.	Insofern	tragen	bildungsanstrengungen	längerfristig	dazu	bei,		

die	konsequenzen	des	sinkenden	erwerbspersonenpotenzials	für	die	

Wirtschaft	und	den	arbeitsmarkt	zu	mildern”,	betont	das	Iab.8

betrachtet	man	weitere	megatrends	der	entwicklung,	die	sich	in	den	

großen	bereichen	familie,	schule	und	arbeitsmarkt	vollziehen,	dann		

wird	deutlich,	dass	wir	gerade	nicht	von	einer	automatik	der	problem-

reduktion	ausgehen	dürfen,	sondern	ganz	im	gegenteil	durchaus	plausi-

bel	von	einem	steigenden Handlungsbedarf trotz einer quantitativ ab-

nehmenden Zahl an Jugendlichen und einem parallel zunehmenden 

realen Mangel an geeigneten Auszubildenden ausgehen	sollten,	wenn	

nicht	fundamentale	und	weitreichende	Veränderungen	vorgenommen	

werden:	Von	zentraler	bedeutung	sind	die	grundlegenden	Veränderungen	

auf	den	Arbeitsmärkten,	die	stellvertretend	für	die	anderen	megatrends	

hier	genauer	betrachtend	werden	sollen.	

2. DiE VERäNDERtEN ARBEitSmäRKtE

chancen eröffnen: insourcing von Arbeitsplätzen

bereits	angesprochen	wurde	der	seit	vielen	jahren	laufende	beobacht-

bare	Abbau der Arbeitsmöglichkeiten für un- und angelernte Arbeits-

kräfte,	über	die	in	der	Vergangenheit	viele	(der	auch	damals	vorhande-

nen)	menschen	ohne	abschluss	aufgefangen	und	gesellschaftlich	inte-

griert	werden	konnten.	In	den	Vorausberechnungen	und	szenarien	der	

arbeitsmarktforscher	wird	dieser	abbau	der	einfacharbeitsplätze	und		

die	bedeutungszunahme	der	höher	qualifizierten	arbeit	immer	wieder	

auch	für	die	zukunft	als	eine	fortzuschreibende	entwicklungslinie	heraus-

gestellt.

es	sei	an	dieser	stelle	der	hinweis	erlaubt,	dass	der	in	der	Vergangenheit	

beobachtbare	abbau	der	einfacharbeitsplätze,	der	in	den	projektionen	

fortgeschrieben	wird,	keinesfalls	einen	quasi	naturgesetzlichen	charakter	

hat,	sondern	in	teilbereichen	durchaus	auch	wieder	umgekehrt	werden	

könnte,	so	durch	eine	partielle	Reanimation	des	„versunkenen	arbeits-

marktes”9	beispielsweise	durch	das	Insourcing	von	aus	kostengründen		

in	das	ausland	verlagerten	arbeitsplätzen	im	fertigungsbereich.	darüber	

hinaus	könnte	eine	andere	arbeitsorganisation	z. b.	in	den	bereichen	

pflege	und	betreuung	in	Verbindung	mit	einer	gezielten	entlastung	bei	

den	auf	dem	faktor	arbeit	liegenden	kostenbestandteilen	erhebliche	

inländische	arbeitsplatzpotenziale	eröffnen,	von	denen	ein	teil	gerade	für	

die	hier	interessierenden	zielgruppen	von	bedeutung	werden	könnten.

Weiter	an	bedeutung	gewinnen	werden	sicherlich	die	Dienstleistungen,	

wobei	gerade	hier	mit	blick	auf	die	berufsausbildung	eine	dilemmatische	

situation	zu	diagnostizieren	ist,	denn	auf	der	einen	seite	tun	sich	hier	

zahlreiche	(potenzielle)	beschäftigungsmöglichkeiten	auf,	die	auch		

für	die	leistungsschwächeren	jugendlichen	eine	einstiegsperspektive	

eröffnen	könnten,	auf	der	anderen	seite	muss	aber	eine	unterdurch-

schnittliche	Integration	der	vielen,	zumeist	kleinbetrieblich	strukturier-	

ten	dienstleistungsunternehmen	in	die	gewachsene	berufsausbildungs-

landschaft	berücksichtigt	werden,	die	eine	zugänglichkeit	dieses	bereichs	

erschweren.10

Krisenfest: mischung hochqualifizierter tätigkeiten mit Berufen in 

produktion und handwerk

In	diesem	zusammenhang	werden	immer	wieder	thesen	wie	die	fol-

genden	beiden	vorgetragen:	„zum	einen	verlaufen	die	umschichtungen	

von	den	heute	männertypischen	berufshauptfeldern	(produktionsbezo-

gene	berufe)	zu	den	heute	frauentypischen	berufshauptfeldern	(gastro-

nomie;	gesundheits-	und	sozialberufe).	Wenn	sich	an	den	geschlechter-

typischen	berufsorientierungen	nicht	gravierendes	verändert,	wird	am	

arbeitsmarkt	eine	ökonomisch	und	sozial	brisante	schieflage	zu	lasten	

der	männlichen	erwerbspersonen	entstehen.	zum	anderen	bekräftigen	

die	berufsstrukturellen	Verschiebungen	den	qualifikationsspezifischen	

Wandel	zu	den	hochqualifizierten”,	so	beispielsweise	martin	baethge.11	

das	ist	hinsichtlich	eines	sehr	allgemeinen	beobachtungshorizonts		

nicht	falsch,	aber	zumindest	zwei	anfragen	darf	man	an	eine	solche	

mainstream-einschätzung	stellen:	spiegelt	sich	hier	vielleicht	eine	zwar	

prinzipiell	richtige,	aber	in	ihrer	eindimensionalität	unterkomplexe	Wahr-

nehmung	der	notwendigen	berufsbilder	in	der	zukunft?	hat	nicht	gerade	

die	unterschiedliche	krisenbewältigungsfunktionalität	der	primär	auf	

dienstleistungen	ausgerichteten	angelsächsischen	arbeitsmärkte	und	

der	wesentlich	stärker	sowohl	auf	produktionstätigkeiten	wie	auch	auf	

handwerkliche	tätigkeiten	setzende	deutsche	arbeitsmarkt	hinweise	

geben	können,	dass	man	nicht	vorschnell	den	entwicklungen	in	den	

angelsächsischen	ländern	nachlaufen	sollte?12	zum	zweiten	stellt	sich		

mit	blick	auf	die	these	von	der	Verschiebung	hin	zu	den	hochqualifizier-

ten	die	frage,	wo	das	enden	soll:	In	einer	ökonomie,	in	der	nur	noch	
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hochqualifizierte	einer	beschäftigung	nachgehen	werden?	Oder	wird		

es	nicht	richtigerweise	eine	notwendige	mischung	mit	zahlreichen	ande-

ren	beruflichen	tätigkeiten	geben	müssen,	die	geringere	Qualifikations-

profile	voraussetzen?	schlussendlich	müssten	alle	apologeten	eines	

„hochqualifizierten”-szenarios	die	frage	beantworten,	was	denn	die	

gesellschaft	mit	all	denen	machen	soll,	die	aus	welchen	bestimmungs-

gründen	auch	immer	schlichtweg	nicht	in	diese	zone	werden	aufsteigen	

können,	weil	sie	die	dafür	notwendige	anschlussfähigkeit	nicht	aufwei-

sen.

up- und Downgrading von Ausbildungsberufen: Risiken und chancen

hinsichtlich	der	in	deutschland	so	wichtigen	dualen	und	fachschulischen	

berufsausbildung	muss	für	die	zurückliegenden	jahre	ein	die	Integra-

tionsprobleme	der	leistungsschwächeren	jugendlichen	verstärkendes	

moment	gesehen	werden:	die	Anforderungen	sind	nicht	nur	in	vielen	

tätigkeitsfeldern	gestiegen,	sondern	auch	in	den	berufsausbildungen.	

gleichsam	ein	„klassisches”,	weil	unmittelbar	anschauliches	beispiel		

wäre	der	Vergleich	der	ausbildungsanforderungen	beim	kfz-mechaniker	

vor	fünfzehn	oder	zwanzig	jahren	und	den	Inhalten,	die	heute	in	der	

mechatroniker-ausbildung	zu	bewältigen	sind.	Insgesamt	kann	und		

muss	man	für	viele	ausbildungsberufe	von	einem	(vor allem kognitiven) 

„Upgrading”	sprechen,	das	natürlich	im	ergebnis	dazu	führt,	dass	es	zu	

einer	zugangsverengung	bei	diesen	berufen	kommen	muss.

gleichsam	spiegelbildlich	zu	diesem	anstieg	der	anforderungen	in	den	

etablierten	ausbildungsberufen	steht	einerseits	eine	nur	historisch-

ideologisch	zu	verstehende	abwehr	der	ausweitung	von	berufsausbil-

dungen,	die	unter	dem	„normalniveau”	der	gängigen	ausbildungen		

(die	allerdings	faktisch	auf	ein	deutlich	höheres	anspruchsniveau	ge-

hoben	worden	sind)	anzusiedeln	wären	(also	quasi	ein	„Downgrading”),13	

andererseits	aber	können	andere	arbeitsmarktliche	Regelungen	auch	

verhindern,	dass	unter	dem	normalniveau	ausgebildete	menschen	über-

haupt	einen	zugang	zu	beschäftigung	finden,	selbst	wenn	die	arbeit-

geber	grundsätzlich	ein	Interesse	hätten	an	der	beschäftigung	dieser	

personen.14

3. fENStER DER möglichKEitEN NutzEN

Wenn	man	den	arbeitsmarkt	als	system	von	angebot	und	nachfrage	

begreift,	dann	werden	unterschiedlichste	probleme	–	zu	denen	der	ge-

scheiterte	oder	verzögerte	übergang	von	der	schule	in	den	beruf	gehört	

–	verstehbar	als	Passungsprobleme zwischen Angebot und Nachfrage.	

angesichts	der	skizzierten	demografischen	entwicklungen	wird	sich	

hinsichtlich	der	„problemgruppen”	an	dieser	schwelle	wie	dargestellt	

grundsätzlich	die	perspektive	auf	bessere	übergänge	eröffnen.	um	dieses	

„fenster	der	möglichkeiten”	aber	auch	zu	nutzen,	bedarf	es	einiger	Ver-

änderungen	–	auf	beiden	seiten	(also	beim	angebot	und	der	nachfrage)	

und	dies	dann	sowohl	strukturell	wie	auch	individuell.

Strukturelle Veränderungen

die	strukturellen	Veränderungen	müssen	einerseits	ansetzen	in	den	

beiden	großen	systemen	familie	und	schule,	zum	anderen	aber	auch		

in	den	unternehmen.	bei	den	unternehmen,	die	eine	duale	berufsaus-

bildung	anbieten,	muss	eine	Veränderung	der	bisherigen	steuerungs-

koordinaten	von	überschuss	auf	mangel	hinsichtlich	der	potenziell	zur	

Verfügung	stehenden	jungen	menschen	durchgesetzt	und	verankert	

werden.	dies	kann	dann	in	einem	zweiten	schritt	genutzt	werden,	um		

die	leistungsschwächeren	jugendlichen	(und	junge	erwachsene)	als		

feste	zielgröße	in	den	Rekrutierungshorizont	der	betriebe	zu	rücken.	

diese	„öffnung	nach	unten”	setzt	aber	voraus,	dass	die	betriebe	nicht	

allein	gelassen	werden	mit	den	damit	verbundenen	aufgaben	oder	auch	

schwierigkeiten,	die	sich	häufig	aus	den	Versäumnissen	in	den	vorge-

lagerten	systemen	familie	und	schule	ergeben	haben.	hier	gilt	es,	die	

ansätze	einer	assistierten	ausbildung	zu	nutzen,	eine	nachgehende	

betreuung	und	begleitung	bestimmter	jugendlicher	sicherstellen	zu	

können	und	die	jugendlichen	im	Vorfeld	einer	„echten”	betrieblichen	

Integration	fit	zu	machen,	nicht	in	einem	abgetrennten	„übergangs-

system”,	sondern	durch	reale	arbeit	in	ausbildungs-	und	Qualifizierungs-

unternehmen,	die	am	ersten	arbeitsmarkt	und	mit	diesem	agieren	und	

dadurch	die	echten	übergangsstellen	verbreitern.
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individuelle Veränderungen

die	individuellen	Veränderungen	stellen	ab	auf	grundsätzliche	entwick-

lungen	im	Rahmengefüge,	die	auf	den	ersten	blick	paradox	erscheinen:	

zum	einen	erleben	wir	eine	gewaltige	heterogenisierung	der	bildungs-

gänge	und	möglichkeiten,	zum	anderen	aber	auch	eine	gleichzeitige	

homogenisierung	hinsichtlich	der	unschärfe	der	bildungsvoraussetzun-

gen,	die	junge	menschen	heute	formal	mitbringen,	da	die	schulabschlüs-

se	immer	stärker	zusammenwachsen	und	immer	weniger	vorgängig		

als	unterscheidungsmerkmal	herangezogen	werden	können.	Wenn	man	

sich	nur	vergegenwärtigt,	dass	bereits	heute	mehr	als	45	prozent	der	

schüler/-innen	eines	jahrgangs	die	allgemeine	hochschulreife	erwerben	

(wollen),	dann	wird	klar,	dass	die	abnehmerseite	–	ob	betriebe	oder	

hochschulen	–	immer	stärker	auf	individuellen	passungseingangsprüfun-

gen	setzen	müssen.	für	die	an	dieser	stelle	besonders	interessierenden	

leistungsschwächeren	jugendlichen	bedeutet	dies	vor	allem,	dass	sie		

den	kampf	um	einen	besseren,	weil	höherwertigen	schulabschluss	an-

gesichts	des	insgesamt	zu	beobachtenden	formalen	niveauanstiegs	in	der	

grundgesamtheit	aller	jugendlichen	im	Regelfall	nur	verlieren	können.	

sie	werden	dem	allgemeinen	formalen	abschluss-upgrading	immer	nur	

hinterherlaufen	können.15	sie	sollten	klar	und	gezielt	vorbereitet	und	

unterstützt	werden	auf	eine	Integration	in	arbeit	durch	eine	(wie	auch	

immer	im	konkreten	fall	ausgestaltete)	betriebliche	Integration	in	echte	

arbeitszusammenhänge.	

für	die	unternehmen	bedeutet	dies	allerdings	auch,	dass	sie	auf	der	

individuellen	seite	den	perspektivenwechsel	von	„viel”	auf	„wenig”	voll-

ziehen	und	in	der	Verbindung	mit	der	„öffnung	nach	unten”	auch	bereit	

sein	müssen,	die	erzieherischen	aufgaben	während	einer	ausbildung	

(wieder)	stärker	in	ihr	tun	einzubeziehen.	Viele	der	so	genannten	„leis-

tungsschwächeren”	jugendlichen	bekommen	einen	entwicklungsschub,	

wenn	man	ihnen	überhaupt	die	möglichkeit	eröffnet,	sich	in	der	praxis	

und	an	konkreten	aufträgen	zu	beweisen	bzw.	an	diesen	zu	wachsen.	

das	war	eigentlich	schon	immer	aufgabe	der	berufsausbildung,	allerdings	

hat	es	in	den	jahren	der	permanenten	überschusssituation	für	viele	

betriebe	neben	der	formalen	und	faktischen	anhebung	der	ausbildungs-

anforderungen	auch	eine	gewöhnung	an	die	Rekrutierung	von	jugend-

lichen	gegeben,	die	über	eine	„hohe	mitgift”	verfügten	und	deren	Vor-

handensein	dann	zwangsläufig	zu	einer	exklusion	derjenigen	führen	

musste,	die	dies	nicht	vorweisen	konnten.	konsequenterweise	sollte	der	

begriff	der	„ausbildungsfähigkeit”	nicht	nur	auf	der	einen	seite	des	

systems	betrachtet	werden,	also	bei	den	jungen	menschen,	sondern	

auch	bei	den	unternehmen.

Vgl. hierzu: Seibert, Holger / Kleinert, Corinna (2009): Ungelöste Probleme 
trotz Entspannung. Duale Berufsausbildung. In: IAB-Kurzbericht 10/2009. 
Nürnberg. Die Autoren weisen nach, dass die Hauptschulabsolventen heute 
nicht weniger Chancen als Mitte der 1990er Jahre haben, in eine duale Ausbil-
dung zu gelangen. „Grundsätzlich scheint das Duale System also noch immer 
in der Lage zu sein, auch Schulabgänger aus dem unteren Bildungsspektrum 
in den Ausbildungsmarkt zu integrieren. Dies gilt allerdings nur für erfolgreiche 
Hauptschulabsolventen, nicht für Jugendliche ohne Schulabschluss” (Seibert /
Kleinert 2009, 3). Allerdings sind viele Hauptschüler Opfer der allgemeinen  
Bildungsexpansion geworden, denn immer mehr Kinder besuchen Realschulen 
oder Gymnasien, deren Schülerschaft erheblich heterogener, während die der 
Hauptschule dagegen immer homogener geworden ist. Schüler mit sozialen 
Problemlagen und schlechten Ausgangsbedingungen bleiben in vielen Haupt-
schulen unter sich. Erschwerend hinzu kommt der Tatbestand, dass dieser 
Gruppe nicht nur der Zugang zu einer schulischen Berufsausbildung oder 
einem Studium versperrt bleibt, auch der direkte Weg in un- oder angelernte 
Beschäftigung ist für sie meistens eine Sackgasse, da eine abgeschlossene 
Berufsausbildung heute weitgehend zur Mindestnorm in der heutigen Arbeits-
welt geworden ist, so die Argumentation bei Seibert/Kleinert.
Bundesinstitut für Berufsbildung (2011): Ausbildungsstellenmarkt: Zahl  
der Jugendlichen im Übergangsbereich geht stark zurück. Pressemitteilung 
38/2011 vom 29.07.2011, www.bibb.de/de/58165.htm.
Vgl. ausführlicher: Expertenrat „Herkunft und Bildungserfolg” (2011): Empfeh-
lungen für bildungspolitische Weichenstellungen in der Perspektive auf das  
Jahr 2020 (BW 2020). Stuttgart: Ministerium für Kultus, Jugend und Sport des 
Landes Baden-Württemberg, April 2011. Das Gutachten wurde von der ehema-
ligen Kultusministerin Marion Schick (CDU) in Auftrag gegeben.
Vgl. aber differenzierender beispielsweise: Danzer, Alexander M. / Yaman,  
Firat: Ethnische Enklaven schwächen die Sprachkompetenz, mehr Bildung  
stärkt sie. In: IAB-Kurzbericht 16/2010. Nürnberg. Gute Deutschkenntnisse 
sind eine Schlüsselkompetenz für den Arbeitsmarkterfolg von Migranten in 
Deutschland: „Die vorliegenden Forschungsergebnisse zeigen, dass die Kon-
zentration der Zuwanderer und ihrer Nachkommen in ethnischen Enklaven  
die Entwicklung von Sprachkompetenz behindert - wenn auch nicht so stark 
wie oft vermutet. Dagegen hat mehr Bildung einen wesentlich stärkeren und 
positiven Einfluss auf das Erlernen der deutschen Sprache.”
Jürgen Baumert argumentiert in einem Interview: „Es gibt ein soziales Problem 
und ein damit verbundenes Sprachproblem. Die Zuwanderer stammen vorwie-
gend aus schwächeren sozialen Schichten [...] In der Erwartung, dass diese 
Menschen wieder in ihre Heimat zurückkehren, haben wir ihre sprachliche Inte-
gration und vor allem die ihrer Kinder vernachlässigt.” Und weiter: „Vergleicht 
man türkische Zuwandererkinder und deutsche Kinder aus der gleichen Sozial-
schicht und mit gleichen Schulleistungen am Übergang von der Grundschule 
auf die weiterführenden Schulen, dann sind die Chancen des türkischen Kin-
des, eine anspruchsvollere Schule zu besuchen, deutlich höher. Das Problem 
sind mangelnde Sprachkenntnisse und soziale Benachteiligung” (DIE ZEIT, Nr. 
17, 20.04.2011).
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Vgl. Noll, Heinz-Herbert / Weick, Stefan (2011): Zuwanderer mit türkischem 
Migrationshintergrund schlechter integriert. In: ISI. Informationsdienst Soziale 
Indikatoren, 46, Juli 2011, S. 1-6.
Vgl. hierzu ausführlicher die Erläuterungen des Verfassers im Beitrag „Reform-
ansatz: Vom ‚Übergangssystem’ zur betriebsnahen Integration in Arbeit und 
Ausbildung” in diesem Band.
Vgl. „Arbeitskräfteangebot sinkt bis 2025 um 3,5 Millionen”, Presseinformation 
des IAB vom 04.08.2011. Die Ergebnisse der Vorausberechnungen finden sich 
bei Fuchs, Johann / Söhnlein, Doris / Weber, Brigitte (2011): Rückgang und 
Alterung sind nicht mehr aufzuhalten. Projektion des Arbeitskräfteangebots bis 
2050. In: IAB-Kurzbericht 16/2011. Nürnberg.
Vgl. zu diesem Begriff Sell, Stefan (2010): Die öffentlich geförderte Beschäfti-
gung vom Kopf auf die Füße stellen. Ein Vorschlag für die pragmatische Neu-
ordnung eines wichtigen Teilbereichs der Arbeitsmarktpolitik. In: Remagener 
Beiträge zur Sozialpolitik, Oktober 2010. Remagen.
Diese Argumentation gilt mit Blick auf den expandierenden Dienstleistungs-
bereich, sie gilt nicht für die vielen kleinen und mittleren Unternehmen im 
handwerklichen Bereich oder im verarbeitenden Gewerbe insgesamt, da hier 
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen bereits an ihrer Kapazitäts-
grenze ausbilden. Vgl. Frei, Marek / Janik, Florian (2008): Betriebliche Berufs-
ausbildung: Wo Ausbildungspotenzial noch brach liegt. In: IAB-Kurzbericht 
19/2008. Nürnberg.
Vgl. Baethge, Martin (2011): Qualifikationsentwicklung und demografischer 
Wandel: Herausforderungen und Reformperspektiven für das Bildungssystem. 
In: Icking, Maria (Hrsg.): Die berufliche Bildung der Zukunft – Herausforderun-
gen und Reformansätze. Berlin, S. 14.
In diesem durchaus kritischen Kontext kann auch die eilfertige Umsetzung  
der „Bologna-Reform” im hochschulischen Bereich der Berufsausbildung in 
Deutschland verortet werden: Die Bachelor-Ausbildungen in den angelsäch-
sischen Ländern, die wesentlichen Charakteristika der „Bologna-Reform”  
Pate standen, sind doch bei nüchterner Betrachtung in vielen Fällen lediglich 
Substitute der Ausbildungen, die bei uns im dualen oder fachschulischen Be-
reich absolviert werden, hier aber – zumindest bei den dualen Ausbildungen – 
immer eingebunden sind in einen engen betrieblichen Kontext, was sich bis-
lang jedenfalls hinsichtlich der Integrationswirkung der Jugendlichen in das 
arbeitsmarktliche System überaus bewährt hat, wenn man beispielsweise die 
Jugendarbeitslosigkeit zwischen Ländern als Maßstab heranzieht. Eine system-
immanente Antwort in Deutschland wäre dann eher in einer Expansion der  
dualen Studiengänge zu sehen, bei denen ein Hochschulstudium mit einer 
praktischen betrieblichen Tätigkeit kombiniert wird.
Früher ging es dabei um die berühmten „Helferberufe”, die vor allem bei den 
Gewerkschaften Widerstandsreflexe ausgelöst haben, denn hier befürchtete 
man vor allem die möglichen negativen arbeitsmarktlichen Effekte im Sinne 
einer Substitution der tariflich höher eingruppierten Fachkräfte mit „normalen” 
Ausbildungen durch die niedriger zu vergütenden Helferberufe. Derzeit arbei-
ten sich die institutionellen Widerstände an dem Reizwort „Modularisierung” 
ab, denn man befürchtet – hier nicht nur auf Gewerkschafts-, sondern auch 
auf Arbeitgeberseite – eine Infragestellung der Einheit der Berufsausbildung 
durch eine Parzellierung und nicht mehr überschaubare Zerstückelung der  
Ausbildungslandschaft und damit letztendlich auch einen Qualitätsverlust.  
Beide Argumentationslinien sind nicht grundsätzlich falsch und von der Hand 
zu weisen. Sie beantworten aber nicht die Frage nach dem Umgang mit den 
Jugendlichen, die keinen Zugang finden können zu Berufen, die mittlerweile so 
hohe Anforderungen stellen, dass diese von den betroffenen Jugendlichen  
realistisch auf absehbare Zeit nicht bewältigbar sind – eine Frage, die sich  

6|

7|

8|

9|

10|

11|

12|

13|

beispielsweise auch in der Arbeitsmarktpolitik bei der Weiterbildung von Er-
wachsenen stellt.
Das hier in den Raum gestellte hochkomplexe Dilemma sei kurz an einem Bei-
spiel erläutert: In der Altenpflege in stationären Einrichtungen gibt es eine so 
genannte „Fachkraftquote”, die in den meisten Bundesländern bei 50 Prozent 
des Personals liegt, also die Hälfte muss aus examiniertem Pflegepersonal be-
stehen. Offensichtlich dient diese Quotenregelung der Qualitätssicherung,  
denn man will zurecht verhindern, dass Heimbetreiber die „teuren” exami-
nierten Fachkräfte substituieren durch un- oder angelernte Kräfte. Angesichts 
des niedrigen Personalstandes in den meisten Heimen ist dies auch eine ver-
nünftige und sinnvolle Schutzregelung. Andererseits könnte man sich durchaus  
vorstellen, dass weit mehr Personal in den Heimen gebraucht wird als heute 
vorhanden ist und viele der eigentlich erforderlichen, heute aber aus Perso-
nalknappheit nicht erledigten Arbeiten könnten durchaus auch von Menschen 
geleistet werden, die nicht alle eine hochwertige Pflegeausbildung absolviert 
haben müssten. Insofern wäre eine niedrigere Fachkraftquote dann ein Ge-
winn, wenn gleichzeitig der Personalschlüssel insgesamt angehoben werden 
würde, also mehr Personal eingesetzt werden kann und muss. An diesem  
Beispiel kann man gut erkennen: Eine primär auf Lohnkostensenkung ausge-
richtete Substitution von Fachpersonal und eine personelle Aufstockung des 
Pflegebereichs bei gleichzeitiger Differenzierung der dafür notwendigen Quali-
fikationsprofile liegen als Entwicklungsoptionen sehr dicht beieinander.
Insofern darf man an dieser Stelle auch eine kritische Anfrage an die etablierte 
Bildungsforschung in Deutschland richten, deren Hauptvertreter oftmals argu-
mentieren auf der Basis ihrer notwendigerweise vergangenheitsbezogenen  
Daten, dass höhere Schulabschlüsse bessere Perspektiven eröffnen. Dies ist 
statistisch bezogen auf die zurückliegende Entwicklung sicher richtig, aber  
statistisch bezieht sich das nicht auf Individuen, sondern auf die gemessenen 
Merkmale einer meistens sehr großen Gruppe und muss bei einer Durch-
schnittsverbesserung keineswegs eben auch eine individuelle Verbesserung  
bedeuten. Darüber hinaus kann eine weitere Verwässerung der „höheren” 
Schulabschlüsse auch dazu führen, dass die für die Vergangenheit sicher  
korrekt ermittelten Korrelationen in der Zukunft an Stärke verlieren oder  
gar aufgehoben werden. Zum zweiten sollte man nicht die „Elastizität” der  
Systeme hinsichtlich formaler Vorgaben unterschätzen. Wenn also beispiels-
weise die Politik die Zielvorgabe macht, die Zahl der jungen Menschen, die  
ohne Abschluss die Schule verlassen, zu halbieren, dann kann man sicher sein, 
dass das von den Bildungseinrichtungen auch umgesetzt wird – möglicherwei-
se eben auch bei ansonsten nicht geänderten Rahmenbedingungen dadurch, 
dass die Anforderungen, die erfüllt werden müssen für eine entsprechende 
Zertifizierung der Schüler, einfach abgesenkt werden. Inhaltlich ist dann nicht 
wirklich etwas gewonnen und die bisherige Selektionsfunktion der Schulab-
schlüsse und insbesondere der Noten wird dann auf einer anderen Ebene sub-
stituiert, beispielsweise beim (Nicht-)Zugang zu einer bestimmten Ausbildung. 
Vgl. nur aus der Literatur die Hinweise auf die Selektionsfunktion der Noten  
bei Protsch, Paula / Diekhoff, Martina (2011): Noten, kognitive Fähigkeiten 
oder Persönlichkeit: Was bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz zählt. In: 
WZBrief Bildung, 16. Mai 2011. Berlin. Die beiden Autorinnen kommen in ihrer 
Studie zu dem Ergebnis, dass Jugendliche mit Hauptschulabschluss gute Schul-
noten vorweisen müssen, um auf dem Ausbildungsmarkt überhaupt eine Chan-
ce zu haben, während hingegen Jugendliche mit mittlerem Schulabschluss mit 
„soft skills” wie Gewissenhaftigkeit punkten können. Das bedeutet, dass „un-
derachiever” keine zweite Chance erhalten, ihr während der Schulzeit unent-
decktes Lernpotenzial in einen Ausbildungserfolg umzuwandeln.

14|

15|



1. EiNlEituNg

nachdem	die	letzte	dekade	von	diskussionen	über	eine	

zunehmende	lehrstellenlücke	und	steigende	jugendarbeits-

losigkeit	geprägt	war,	sehen	sich	unternehmen	und	politik	

in	deutschland	nun	mit	dem	problem	konfrontiert,	dass		

für	viele	ausbildungsplätze	geeignete	bewerberinnen	und	

bewerber	immer	schwieriger	zu	finden	sind.	auf	der	einen	

seite	steigt	die	nachfrage	nach	auszubildenden,	weil	die	

allmählich	in	Rente	gehenden	facharbeiterinnen	und	fach-

arbeiter	aus	den	starken	jahrgängen	der	nachkriegszeit	

ersetzt	werden	müssen.	gleichzeitig	sinkt	bereits	seit	2005	

die	zahl	der	an	einer	betrieblichen	ausbildung	interessierten	

schulabgängerinnen	und	schulabgänger	und	wird	im	kom-

menden	jahrzehnt	noch	spürbar	stärker	zurückgehen.

Vor	diesem	hintergrund	wird	es	für	die	bildungs-	und	

arbeitsmarktpolitik	eine	zunehmend	wichtige	herausfor-

derung,	einen	möglichst	reibungslosen	übergang	von	der	

schule	in	die	arbeitswelt	zu	gewährleisten.	nach	wie	vor	

jedoch	schaffen	es	in	deutschland	etwa	ein	drittel	der	nicht	

studienberechtigten	schulabgängerinnen	und	schulabgänger	

RefORmbedaRf:	jugendlIche	mIt	
mangelndeR	ausbIldungsReIfe

VeRlORen	Im	föRdeRdschungel?

Holger Bonin
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nicht,	direkt	in	eine	reguläre	berufsausbildung	einzutreten.	sie	nehmen	

vielmehr	zunächst	einen	umweg	über	eine	der	zahlreichen	weiter	quali-

fizierenden	maßnahmen	im	sog.	übergangssystem,	deren	Wirksamkeit	

alles	andere	als	unumstritten	ist.1	eine	wesentliche	ursache	für	die	an-

haltende	bedeutung	des	übergangssystems	ist,	dass	viele	jugendliche	

zumindest	in	der	Wahrnehmung	der	betriebe	noch	nicht	ausbildungsreif	

sind,	wenn	sie	die	schule	verlassen.

ausbildungsreife	ist	eine	multi-dimensionale	zielgröße,	die	neben	den	

schulischen	basiskenntnissen	physische	merkmale,	psychologische	leis-

tungsmerkmale,	merkmale	des	arbeitsverhaltens	und	der	persönlich-	

keit	sowie	die	berufswahlreife	umfasst.	Wegen	dieser	komplexität	lässt	

sich	nur	schwer	fassen,	welcher	anteil	der	schulabgängerinnen	und	

schulabgänger	tatsächlich	als	nicht	ausbildungsreif	den	arbeitsmarkt	

erreicht.	trotzdem	steht	kaum	außer	frage,	dass	fortschritte	bei	den	

verschiedenen	elementen	der	ausbildungsreife	helfen	könnten,	beste-

hende	probleme	der	beruflichen	bildung	zu	reduzieren.

Wenn	es	gelänge,	dass	mehr	jugendliche	die	schulen	mit	einem	höheren	

grad	der	ausbildungsreife	verlassen,

müsste	weniger	aufwand	für	die	nachsorgenden	maßnahmen	des		

übergangssystems	betrieben	werden,

blieben	vorhandene	ausbildungsplätze	weniger	oft	unbesetzt,

würden	die	abbrecherquoten	in	der	betrieblichen	ausbildung	sinken,		

da	fähigkeiten	der	jugendlichen	und	anforderungen	der	ausbildung	

besser	in	einklang	ständen,

verkürzte	sich	die	durchschnittliche	ausbildungszeit	bis	zum	vollen	ein-

tritt	in	das	berufsleben,	so	dass	das	gesamtangebot	an	arbeitskräften	

mit	abgeschlossener	berufsausbildung	kurzfristig	stiege.

es	ist	offensichtlich,	dass	Verbesserungen	wie	die	genannten	nicht	nur	

auf	der	individuellen	ebene	der	betroffenen	jugendlichen,	sondern	auch	

gesellschaftlich	erhebliche	gewinne	versprechen.	dies	erklärt,	warum	

in	deutschland	eine	große	zahl	öffentlicher	förderprogramme	und	privat	

gestützter	Initiativen	existieren,	die	darauf	angelegt	sind,	das	problem	

der	mangelnden	ausbildungsreife	von	schulabgängerinnen	und	schul-

abgängern	zu	reduzieren.









dieser	beitrag	beschäftigt	sich	mit	der	frage,	inwieweit	die	förderland-

schaft,	die	zur	Verbesserung	der	ausbildungsreife	mittlerweile	gewachsen	

ist,	effizient	ist.	eine	effizienzperspektive	weitet	den	blick	über	die	reine	

Wirksamkeit	der	eingesetzten	Instrumente	hinaus.	zu	reflektieren	ist,		

in	welchem	Verhältnis	die	erreichten	Wirkungen	zum	betriebenen	nicht	

unerheblichen	kostenaufwand	stehen.	positive	Wirkungen	der	eingesetz-

ten	Instrumente	einmal	vorausgesetzt,	ließen	sich,	falls	effizienzreserven	

bestehen,	mit	den	dafür	aufgewandten	Ressourcen	nämlich	größere	ziel-

fortschritte	erzielen.	Wenn	in	diesem	beitrag	die	effizienzfrage	aufge-

worfen	wird,	geht	es	somit	nicht	um	eine	pauschale	entlastung	der	

öffentlichen	haushalte,	sondern	um	die	systematische	Optimierung	der	

programme	im	sinne	einer	verbesserten	zielerreichung.

an	den	anfang	unserer	überlegungen	stellen	wir	im	folgenden	einige	

grundsätzliche	anmerkungen	zur	wirksamen	förderung	bildungsferner	

kinder	und	jugendlicher,	die	einige	zentrale	erkenntnisse	der	empirischen	

bildungsforschung	und	entwicklungspsychologie	aufgreifen.	aus	ihnen	

folgt,	dass	eine	spezielle	förderung	der	kognitiven	und	nichtkognitiven	

entwicklung	von	benachteiligten	kindern	und	jugendlichen	auf	dem	Weg	

über	die	öffentlichen	bildungsinstitutionen	grundsätzlich	ein	effizienter	

Weg	zu	mehr	chancengerechtigkeit	durch	nachhaltig	verbesserte	arbeits-

marktchancen	sein	kann.

Im	anschluss	hinterfragen	wir	die	konkreten	strukturen,	die	aktuell	

hinter	den	maßnahmen	und	Initiativen	zur	förderung	der	ausbildungs-

reife	stehen.	das	zentrale	ergebnis	wird	sein,	dass	die	bestehende		

förderlandschaft	viel	zu	stark	zersplittert	ist	mit	der	folge,	dass	selbst	

projekte,	die	besonders	wirksam	sind,	kaum	aussicht	haben,	flächen-

deckend	bedeutung	zu	erlangen.

2. EffiziENtE föRDERuNg DER AuSBilDuNgSREifE

mangelnde	ausbildungsreife	ist	nur	ein	ausdruck	einer	weit	verbreiteten	

bildungsarmut.	je	nachdem,	wie	man	misst,	lässt	sich	das	potenzial		

der	bildungsarmen	jugendlichen	in	deutschland	auf	acht	prozent	(schul-

abbrecherinnen	und	schulabbrecher)	bis	zwanzig	prozent	(pIsa-Risiko-

gruppe)	eines	jahrgangs	beziffern.2	diese	zahlen	entsprechen	derzeit	

überschlägig	gerechnet	bis	zu	150.000	personen,	die	jedes	jahr	nur	

eingeschränkt	ausbildungsfähig	den	arbeitsmarkt	erreichen.	die	bil-

dungsdefizite	in	dieser	gruppe	betreffen	nicht	allein	die	fachlichen	kom-
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petenzen,	sondern	auch	nichtkognitive	fähigkeiten	wie	selbstkontrolle	

und	ausdauer,	die	für	eine	erfolgreiche	berufliche	ausbildung	und	gene-

reller	für	eine	erfolgreiche	Integration	in	den	arbeitsmarkt	benötigt	

würden.

das	problem	bildungsarmer	jugendlicher	konzentriert	sich	auf	bestimmte	

gesellschaftliche	gruppen.	überdurchschnittlich	häufig	betroffen	sind	

männliche	und	ausländische	jugendliche.	der	negative	einfluss	eines	

migrationshintergrunds	auf	das	bildungsergebnis	bleibt	dabei	auch	dann	

erhalten,	wenn	man	sonstige	ungünstige	faktoren	aus	dem	bereich	des	

familiären	hintergrunds	herausrechnet.	der	entscheidende	spezifische	

faktor,	der	dieses	ergebnis	erklärt,	ist	eine	mangelnde	sprachkompetenz.

Wie	ein	internationaler	Vergleich	zeigt,	beeinflussen	in	deutschland	

häusliche	faktoren	den	bildungserfolg	besonders	stark.	das	öffentliche	

bildungssystem	ist	in	seiner	jetzigen	Verfassung	offenbar	schlechter	als	

anderswo	in	der	lage,	ungünstige	lernvoraussetzungen	im	elternhaus	

auszugleichen.	Insbesondere	gelingt	es	nicht,	den	bildungsstand	der	

kinder	vom	bildungsstand	der	eltern	abzukoppeln.	zwar	stammen	bil-

dungsferne	jugendliche	signifikant	häufiger	aus	ärmeren	haushalten.	

multivariate	statistische	analysen	zeigen	jedoch,	dass	dieses	ergebnis	

größtenteils	über	den	niedrigen	bildungsstand	der	eltern	vermittelt	ist.	

demnach	ist	die	tatsache,	dass	jugendliche	aus	sozial	schwachen	haus-

halten	häufiger	mangelnde	ausbildungsreife	zeigen,	primär	keine	folge	

finanzieller	beschränkungen.	das	kernproblem	liegt	vielmehr	darin,	dass	

gering	qualifizierte	eltern	mit	wenig	eigener	bildungserfahrung	ihren	

kindern	nicht	genug	Orientierung	bei	der	auswahl	und	nutzung	von	

angeboten	vermitteln	können,	die	für	den	ausbildungserfolg	relevante	

fähigkeiten	vermitteln.

grundsätzlich	wären	zwei	verschiedene	Wege	denkbar,	um	die	ausbil-

dungsreife	von	jugendlichen	aus	bildungsfernen	elternhäusern	zu	för-

dern.	der	eine	Weg	setzt	bei	den	eltern	an.	Ihnen	sind	Orientierungen	

und	das	Wissen	zu	vermitteln,	die	sie	von	sich	aus	in	die	lage	versetzen,	

die	bildungsbeteiligung	und	das	lernen	ihrer	kinder	besser	zu	fördern.	

dieser	Weg	wäre	allerdings	nicht	besonders	effizient.	erstens	ist	die	

betroffene	gruppe	für	die	potenziellen	akteure	bei	der	durchführung	

solcher	maßnahmen	–	städtische	und	freie	träger,	jugendämter,	arbeits-

agenturen	bzw.	grundsicherungsstellen	–	nur	schwer	in	der	erforder-

lichen	Intensität	ansprechbar.	

zweitens	ergibt	sich	aus	der	dynamik	individueller	bildungsprozesse,	

dass	die	einzusetzenden	mittel	einen	systematisch	höheren	ertrag	ab-

werfen,	wenn	man	sie	unmittelbar	für	die	bildung	der	kinder	einsetzt,	

statt	den	umweg	über	eine	korrektur	von	fähigkeitsdefiziten	der	eltern	

zu	nehmen.	diese	feststellung	fußt	auf	der	mittlerweile	auch	empirisch	

gut	abgesicherten	theorie	des	erwerbs	von	fähigkeiten.3	demnach	ist		

die	entwicklung	von	fähigkeiten	im	lebensverlauf	ein	synergetischer	

prozess,	in	dem	angeborene	persönlichkeitsmerkmale,	umweltfaktoren,	

sowie	formelle	bildung	und	informelle	bildung	zusammenwirken.

diesen	bildungsprozess	kennzeichnen	drei	bedeutsame	eigenschaften.	

die	erste	eigenschaft	ist	die	selbstproduktivität	von	fähigkeiten.	dies	

bedeutet,	fähigkeiten,	die	bereits	in	einer	früheren	phase	des	lebens	

erworben	wurden,	sind	beim	erwerb	von	fähigkeiten	in	allen	späteren	

lebensphasen	produktiv.	die	zweite	eigenschaft	ist	die	sog.	direkte	

komplementarität	von	fähigkeiten.	dies	bedeutet,	dass	jede	weitere	

Investition	in	die	individuellen	fähigkeiten	einen	umso	höheren	ertrag	

abwirft,	je	höher	das	bereits	bestehende	ausgangsniveau	der	fähigkeiten	

ist.	die	dritte	eigenschaft	ist,	dass	bei	der	bildung	von	humankapital	

kognitive	und	nichtkognitive	fähigkeiten	interagieren.	das	heißt,	im	

hinblick	auf	den	am	arbeitsmarkt	produktiv	einsetzbaren	faktor	ist	der	

fortschritt	größer	als	die	summe	der	einzelnen	fortschritte	bei	den	

beiden	fähigkeitsdimensionen.	die	genaue	multiplikatorwirkung	der	

beiden	dimensionen	von	fähigkeiten	auf	die	jeweils	andere	ist	hierbei	

abhängig	vom	alter.	empirisch	lässt	sich	beobachten,	dass	bereits	bei	

jugendlichen	zusätzliche	Investitionen	in	die	nichtkognitiven	fähigkeiten	

stärker	auf	das	humankapital	wirken	als	zusätzliche	Investitionen	in	die	

kognitiven	fähigkeiten.

aus	diesen	prozesseigenschaften	des	erwerbs	von	fähigkeiten	leiten		

sich	einige	grundsätzliche	empfehlungen	ab,	wie	effiziente	maßnahmen	

zur	Verbesserung	der	ausbildungsreife	gestaltet	sein	sollten.4

erstens	sollten	die	Interventionen	möglichst	frühzeitig	einsetzen,	also	

nicht	erst	dann,	wenn	schulabschluss	und	eintritt	in	die	berufliche	bil-

dung	kurz	bevorstehen,	sondern	durchaus	viele	(schul-)jahre	davor.		

es	ist	immer	aufwändiger,	fehlentwicklungen	in	den	frühen	lebensphasen	

nachträglich	zu	korrigieren,	als	gleich	am	anfang	der	bildungsbiografie	

vorsorgend	fehlentwicklungen	zu	vermeiden.	dies	ist	im	übrigen	ein	

fundamentales	argument	dafür,	Ressourcen	aus	dem	nachsorgenden	
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übergangssystem	in	–	wirksame	–	maßnahmen	während	der	schulzeit	

umzuschichten.

zweitens	benötigen	maßnahmen	zur	förderung	der	ausbildungsreife	

einen	ganzheitlichen	ansatz,	der	Instrumente	für	sämtliche	dimensionen	

der	zielgröße	umfasst.	so	erreichen	förderstrategien,	die	nur	auf	die	

entwicklung	der	physischen	und	psychologischen	leistungsfähigkeit		

und	der	im	arbeitsleben	geforderten	persönlichkeitsmerkmale	abzielen,	

also	nichtkognitiver	fähigkeiten,	nicht	die	volle	Wirksamkeit,	wenn	das	

fundament	kognitiver	fähigkeiten	nicht	ausreichend	stark	ist.	bei	einer	

effizienten	langfristigen	förderstrategie	verschieben	sich	im	lebens-

verlauf	dennoch	die	gewichte.	je	näher	der	schulabschluss	rückt,	desto	

mehr	Wert	müssen	Vorbereitung	und	Orientierung	der	persönlichkeit	hin	

auf	die	arbeitswelt	erhalten.

drittens	sollte	eine	gesellschaft,	die	dem	ziel	der	sozialen	Integration	

verpflichtet	ist,	ihre	begrenzten	Ressourcen	auf	die	zielgruppen	mit	un-

günstigen	lernvoraussetzungen	ausrichten.	die	hilfestellungen	müssen	

vor	allem	die	jugendlichen	erreichen,	die	in	ihrem	umfeld	familiären		

oder	sozialen	benachteiligungen	ausgesetzt	sind,	um	eine	angemessene	

Verteilung	der	lebenschancen	zu	gewährleisten.	mit	der	alternativen	

strategie,	die	starken	noch	weiter	zu	stärken,	ließe	sich	zwar,	so	zeigt		

es	die	ökonomische	theorie,	unter	umständen	etwas	mehr	wirtschaft-

liches	Wachstum	erzielen,	aber	um	den	preis,	dass	die	ungleichheit		

der	einkommen	in	der	gesellschaft	weiter	wächst.	für	eine	derartige	

perspektive	dürfte	es	in	deutschland	aber	wohl	kaum	politische	mehr-

heiten	geben.

3. DER föRDERDSchuNgEl

um	die	ausbildungsreife	der	schülerinnen	und	schüler	wirksam	zu		

stärken,	ist	die	formulierung	genereller	anforderungen	an	die	maß-

nahmeninhalte	–	also	frühe	förderung,	förderung	breiter	fähigkeiten,	

förderung	klarer	zielgruppen	–	allein	jedoch	nicht	ausreichend.	Viel-

mehr	bedarf	es	einer	sinnvoll	organisierten	gesamtstruktur,	die	eine	

wirksame	und	Ressourcen	sparende	umsetzung	von	entsprechend	aus-

gerichteten	förderinstrumenten	erlaubt.	eine	gute	struktur	sollte

für	ein	sinnvoll	geplantes	und	transparentes	gesamtangebot	an	förder-

maßnahmen	sorgen,

aufgaben-	und	ausgabenkompetenz	verknüpfen,

eine	klare	kontrolle	von	zielerreichungsgrad	und	kosten	ermöglichen.

die	Wirklichkeit	in	deutschland	sieht	jedoch	ganz	anders	aus.	statt		

eines	strukturierten	fördersystems	sind	in	den	vergangenen	jahren		

sehr	viele	programme	und	Initiativen	zur	Verbesserung	der	ausbildungs-

chancen	von	jugendlichen	entstanden,	die	zusammen	genommen	eher	

an	wuchernden	dschungel	als	an	gut	gepflegten	deutschen	mischwald	

denken	lassen.

es	arbeiten	unterschiedliche	akteure	(agentur	für	arbeit,	grundsiche-

rungsstellen,	jugendämter,	schulen,	Wirtschafts-	und	sozialpartner,	

betriebe,	freie	träger	und	stiftungen)	mit	unterschiedlichen	zuständig-

keiten	und	Verantwortungsbereichen	und	unter	nutzung	verschiedener	

finanzierungsinstrumente	(mittel	der	arbeitslosenversicherung,	bundes-	

und	landesmittel,	mittel	des	europäischen	strukturfonds	esf,	kommu-

nale	haushaltsmittel,	private	mittel,	stiftungsmittel,	eigenmittel)	zusam-

men.	dies	erschwert	für	alle	akteure	den	überblick	und	birgt	die	gefahr	

erheblicher	steuerungs-	und	koordinationsprobleme.	an	dieser	stelle	

kann	nur	ein	grober	eindruck	vom	unterholz	des	förderdschungels	ver-

mittelt	werden,	was	allerdings	genügt,	um	die	Vielfalt	der	förderland-

schaft	vor	augen	zu	führen.5

3.1 Bundesebene

auf	der	ebene	des	bundes	kann	zwischen	den	leistungen	der	Regelförde-

rung	und	den	förderprogrammen	zur	förderung	der	ausbildungsreife	

unterschieden	werden.	förderprogramme	haben	keine	eigene	gesetz-

liche	grundlage	und	sind	temporär	angelegt.	zur	Regelförderung	zählen	

dagegen	maßnahmen,	die	gesetzlich	geregelt	und	daher	eher	auf	dauer	

angelegt	sind.	auf	bundesebene	beschäftigen	sich	vor	allem	zwei	sozial-

gesetzbücher	–	mit	jeweils	unterschiedlichen	handlungslogiken	–	mit	der	

förderung	der	sozialen	und	beruflichen	Integration	junger	menschen:	das	

sgb	III	im	Rahmen	der	arbeitsförderung	und	das	sgb	VIII	im	Rahmen	

der	kinder-	und	jugendhilfe.
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die	jugendarbeit	nach	sgb	VIII	umfasst	innerhalb	der	allgemeinen	

förderung	der	persönlichen	und	sozialen	entwicklung	von	kindern	und	

jugendlichen	auch	leistungen,	die	zur	entwicklung	der	ausbildungsreife	

beitragen	können.	hierzu	zählt	insbesondere	die	jugendsozialarbeit		

für	sozial	benachteiligte	oder	individuell	beeinträchtigte	jugendliche.		

an	leistungen	sieht	das	sgb	VIII	vornehmlich	sozialpädagogische	unter-

stützungen	und	hilfen	vor,	deren	ziel	die	förderung	der	schulischen	aus-

bildung	oder	die	Vorbereitung	auf	die	berufliche	ausbildung	sein	kann.	

das	sgb	VIII	unterscheidet	sich	in	seinem	ansatz	grundlegend	vom	

grundverständnis,	das	dem	sgb	III	zugrunde	liegt.	prägend	sind	gedan-

ken	der	erziehung	und	der	hilfe	zur	selbstverwirklichung	der	jugend-

lichen,	verknüpft	mit	einer	grundsätzlich	freiwilligen	partizipation	an	den	

maßnahmen.

das	sgb	III	regelt	die	berufsberatung	von	schülerinnen	und	schülern	in	

den	§§	29ff.	Vorgesehen	sind	unterrichtsinhalte	und	schülerpraktika	in	

der	sekundarstufe	I,	deren	umfang	in	den	schulgesetzen	der	einzelnen	

bundesländer	allerdings	unterschiedlich	geregelt	wird.	berufsberatung		

im	sinne	des	sgb	III	umfasst	sowohl	die	berufliche	beratung	im	engeren	

sinne	als	auch	berufsorientierung.	das	zentrale	vorgeschaltete	dienst-

leistungsangebot	ist	die	berufsorientierung,	die	flächendeckend	an	den	

allgemeinbildenden	schulen	durchgeführt	wird.	die	agenturen	für	arbeit	

informieren	dabei	über	die	anforderungen	des	arbeitslebens	und	der	

berufe,	die	situation	auf	dem	arbeits-	und	ausbildungsmarkt,	das	dienst-

leistungsangebot	der	berufsberatung,	die	förderung	der	beruflichen	

ausbildung	und	über	berufsvorbereitende	bildungsmaßnahmen.	

neben	gruppeninformationen	an	den	schulen	gehören	auch	individuelle	

beratungsgespräche	zum	leistungsportfolio.	diese	beratung	gehört	seit	

jeher	zu	den	kernaufgaben	der	agenturen	für	arbeit	und	wird	jährlich	

von	schätzungsweise	zwei	millionen	Ratsuchenden	angenommen.	mit	

jedem	dieser	jugendlichen	wird	mindestens	ein	intensives	gespräch	zu	

den	beruflichen	Vorstellungen	und	passenden	ausbildungsmöglichkeiten	

geführt.	Im	Rahmen	dieser	gespräche,	teilweise	auch	mit	hilfe	der	ein-

schaltung	der	fachdienste,	wird	die	berufseignung	oder	ausbildungsreife	

festgestellt.	Von	ausbildungsreife	geht	die	berufsberatung	dann	aus,	

wenn	die	allgemeinen	merkmale	der	bildungs-	und	arbeitsfähigkeit	erfüllt	

sind	und	jugendliche	die	mindestvoraussetzungen	für	den	einstieg	in	die	

berufliche	ausbildung	mitbringen.

neben	diesen	allgemeinen	leistungen	ist	die	berufseinstiegsbegleitung	

nach	§	421s	sgb	III	ein	relativ	neues	Instrument	der	förderung	der	

ausbildungsreife.	es	ist	anders	als	die	vorher	genannten	Instrumente	

zielgruppenspezifisch	und	richtet	sich	an	schülerinnen	und	schüler	mit	

festgestelltem	besonderem	unterstützungsbedarf,	denen	pädagogisch	

qualifizierte	berufseinstiegsbegleiter	an	die	seite	gestellt	werden.	dieses	

seit	2009	probeweise	bestehende	angebot	umfasst	den	gesamten	zeit-

raum	von	der	Vorabgangsklasse	bis	nach	der	einmündung	in	eine	aus-

bildung.	die	lang	laufende	begleitung	durch	eine	feste	ansprechperson	

soll	den	aufbau	eines	Vertrauensverhältnisses	ermöglichen,	auf	dessen	

grundlage	der	begleiter	unterstützung	bei	allen	stationen	des	berufs-

findungs-	und	einmündungsprozesses	leisten	kann.	

es	ist	bezeichnend,	dass	diese	gerade	neu	eingeführte,	innovative	Regel-

leistung	nicht	ausschließlich	von	der	bundesagentur	für	arbeit	finanziert	

wird,	sondern	mittlerweile	durch	ein	förderprogramm	des	bundesminis-

teriums	für	bildung	und	forschung	(bmbf)	–	die	„bildungsketten-Initia-

tive”	–	gestützt	wird,	das	weitere	berufseinstiegsbegleiter	finanziert.	

zwar	ist	auch	hier	die	bundesagentur	für	die	durchführung	des	pro-

gramms	verantwortlich,	allerdings	wird	durch	die	doppelstruktur	die	

Verbindung	zwischen	aufgaben-	und	ausgabenverantwortung	gelockert.	

ebenfalls	bezeichnend	ist,	dass	die	berufsorientierungsbegleiter	im	

Rahmen	des	genannten	bmbf-programms,	nur	ein	element	unter	meh-

reren	sind.	eine	solche	konstruktion	erschwert	es,	ein	vollständiges	bild	

über	die	maßnahme	zu	erhalten.

Insgesamt	ist	das	angebot	an	bundesprogrammen,	die	der	ausbildungs-

reife	von	schülerinnen	und	schülern	dienen	können,	nur	schwer	zu	

durchschauen.	dies	liegt	erstens	daran,	dass	eine	ganze	Reihe	von	

bundesministerien	auf	diesem	feld	aktiv	sind.	neben	dem	bmbf	verfügen	

das	bundesministerium	für	arbeit	und	soziales,	das	bundesministerium	

für	Wirtschaft,	das	bundesministerium	für	familie,	senioren,	frauen		

und	jugend	(bmfsfj),	aber	auch	das	bundesministerium	des	Innern		

über	programme,	die	selbstverständlich	jeweils	ressortspezifische	züge	

aufweisen.	etwas	gröber	betrachtet	erscheinen	die	angestrebten	entwick-

lungsziele	und	zielgruppen	jedoch	vielfach	sehr	ähnlich.	häufig	wird	als	

entwicklungsziel	die	Vorbereitung	auf	eine	berufliche	ausbildung	anvi-

siert,	und	bildungsarme	jugendliche	bilden	eine	der	hauptzielgruppen.	

die	zweite	schwierigkeit,	ein	gesamtbild	der	bundesprogramme	zu	

entwerfen,	liegt	in	der	Vielfalt	der	geförderten	Inhalte.	das	übergeord-
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nete	entwicklungsziel	wird	zwar	zum	teil	mit	eher	umfassenden	konzep-

ten	angegangen,	es	ist	allerdings	der	Regelfall,	dass	sich	programme	nur	

eher	kleinen	teilproblemen	zuwenden.

ein	beispiel	für	ein	eher	breit	aufgestelltes	programm	ist	die	schon	ge-

nannte	bildungsketten-Initiative	des	bmbf.	ein	anderes	ist	das	seit	einem	

jahrzehnt	laufende	programm	„jugend	stärken”	des	bmfsfj,	das	durch	

bundesweit	verteilte	kompetenzagenturen	besonders	benachteiligte	

jugendliche	durch	intensive	beratung	und	betreuung	nach	dem	ansatz	

des	case	management	nachhaltig	unterstützt;	offensichtlich	fällt	es	mit	

blick	auf	zielgruppe	und	angestrebte	Wirkungen	nicht	ganz	leicht,	diese	

maßnahme	gegen	die	Regelförderung	durch	berufseinstiegsbegleitung	

abzugrenzen.

ein	beispiel	für	die	eng	gefassten	programme	am	anderen	ende	des	

spektrums	ist	etwa	das	bmas-programm	„XenOs	–	Integration	und	

Vielfalt”	zu	nennen,	das	lokale	aktivitäten,	die	neben	der	verbesserten	

Integration	von	menschen	mit	migrationshintergrund	unter	anderem	auch	

die	absolvierung	einer	dualen	ausbildung	als	ziel	verfolgt.	die	hand-

lungsansätze	dafür	sind	in	diesem	fall	in	den	förderrichtlinien	allerdings	

nur	sehr	weitläufig	definiert,	so	dass	damit	zu	rechnen	ist,	dass	in	der	

praxis	diese	zieldimension	nicht	systematisch	angegangen	wird.	Weitere	

eng	gefasste	programme	zur	berufsorientierung,	die	zudem	an	einer	

unscharfen	zielgruppendefinition	und	einer	sehr	klein	dimensionierten	

Intervention	leiden,	sind	etwa	die	bmbf-programme	„girl’s	day”	und	

„frauen	an	die	spitze”.

3.2 länderebene

neben	den	aktivitäten	zur	beruflichen	Integration	jugendlicher	auf		

bundesebene	sind	entsprechende	maßnahmen	auf	der	länderebene	

implementiert.	dabei	sind	manche	der	von	den	bundesländern	konzi-

pierten	und	durchgeführten	programme	allerdings	über	das	sgb	II		

und	sgb	III	ko-finanziert,	so	dass	sich	keineswegs	immer	eine	klare	

zuordnung	auf	die	föderalen	ebenen	vornehmen	lässt.

als	Instrumente	der	länderebene	sind	zu	allererst	die	schulischen	ange-

bote	im	übergangsbereich	von	den	allgemeinbildenden	schulen	in	eine	

berufliche	ausbildung	zu	nennen.	hierzu	gehören,	bei	im	detail	teilweise	

erheblich	unterschiedlichen	normen	in	den	schulgesetzen	der	länder,	vor	

allem	das	berufsvorbereitungsjahr	(bVj)	und	das	berufsgrundbildungs-

jahr	(bgj)	sowie	die	berufsfachschulen.	diese	vollzeitschulischen	ange-

bote	können	noch	nicht	ausbildungsreifen	jugendlichen	zu	einer	verbes-

serten	grundbildung	verhelfen,	führen	dabei	jedoch	nicht	zu	einem	

berufsabschluss.

das	bVj	existiert	als	angebot	in	allen	bundesländern	außer	brandenburg.	

es	besteht	aus	einem	einjährigen	ausbildungsgang	zur	Vorbereitung	auf	

die	anforderungen	einer	beruflichen	ausbildung.	ausgerichtet	ist	das	bVj	

mehrheitlich	auf	jugendliche	ohne	schulabschluss,	der	auf	diesem	Weg	

nachgeholt	werden	kann.	In	der	Regel	ist	das	bVj	ein	pflichtschuljahr	für	

die	jugendlichen,	die	nach	dem	besuch	der	allgemein	bildenden	schule	

ihre	berufsschulpflicht	noch	nicht	abgeleistet	haben	und	sich	in	keiner	

Vollzeitschule	und	keiner	betrieblichen	berufsausbildung	befinden.	das		

in	fast	allen	bundesländern	vorgesehene	bgj	bietet	dagegen	eine	stärker	

berufsfeldbezogene	grundbildung,	die	den	unterrichtseinheiten	der	

dualen	ausbildung	ähnelt.	der	berufsfeldspezifische	unterricht	dient	

neben	der	Vorbereitung	auf	eine	ausbildung	auch	der	auswahl	eines	

späteren	ausbildungsberufes.	das	bgj	erreicht	eine	ähnliche	zielgruppe	

wie	das	bVj,	ist	aber	durch	verstärkte	individuelle	stabilisierungs-	und	

unterstützungshilfen	für	die	teilnehmerinnen	und	teilnehmer	ein	eher	

niedrigschwelliges	angebot.

die	länder	sind	aber	auch	über	ihre	zuständigkeit	für	die	schul-	und	

bildungspolitik	hinaus	mit	zahlreichen	programmen	im	bereich	der	be-

ruflichen	Integration	jugendlicher	sehr	aktiv.	allerdings	fehlt	bislang,		

und	zwar	auch	für	die	akteure,	eine	zentrale	Informationsplattform,		

mit	der	sich	ein	vollständiger	überblick	über	das	vorhandene	programm-

spektrum	gewinnen	ließe.	an	dieser	zentralen	stelle	ist	man	immer		

noch	auf	punktuelle	erhebungen	bei	den	ländern	angewiesen,	die	ihre	

laufenden	aktivitäten	erfassen.	eine	solche	befragung	im	jahr	2008	

ergab,	dass	auf	der	länderebene	mindestens	�0	programme	aufgelegt	

waren,	um	den	übergang	von	der	schule	in	das	berufsleben	zu	ver-

bessern.	eine	andere	zusammenstellung	des	zentrums	für	europäische	

Wirtschaftsforschung	(zeW)	aus	dem	jahr	2010,	die	allerdings	alle		

länderprogramme	zur	förderung	der	beruflichen	eingliederung	von	

jugendlichen	unter	25	jahren	berücksichtigt,	kam	auf	annähernd	250	

programme!
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Versucht	man,	diese	Vielfalt	zu	systematisieren,	so	zeigt	sich,	dass	die	

länder	auch	in	der	breite	ein	mit	der	bundesebene	vergleichbares	spek-

trum	abdecken.	die	einzelnen	förderaktivitäten	der	länderebene	bestim-

men	sich	dabei	maßgeblich	durch	die	Richtlinien	der	eu	zur	Verwendung	

der	mittel	aus	dem	europäischen	sozialfonds	(esf).	somit	fällt	auch	an	

dieser	stelle	aufgaben-	und	finanzierungsverantwortung	wenigstens	zum	

teil	auseinander.

die	maßnahmen	werden	in	den	operationellen	programmen	der	länder	

unter	verschiedenen	strategischen	zielsetzungen	angesiedelt.	darunter	

ordnet	sich	dann	eine	Vielfalt	verschiedener	handlungsansätze	für	mal	

enger,	mal	weiter	gefasste	zielgruppen	ein.	dabei	fällt	auf,	dass	länder-

programme,	die	nicht	als	breit	angelegte	Interventionen	konzipiert	sind,	

sondern	stärker	mit	spezifischen	einzelinterventionen	arbeiten,	verhält-

nismäßig	oft	neuartige	handlungsansätze	verfolgen	und	innovative	Wege	

zu	beschreiten	versuchen.

allerdings	sind	auf	der	länderebene	breiter	angelegte	Interventionen		

ein	wichtiger	teil	der	förderlandschaft.	ein	typisches	beispiel,	wie		

programme	mehrere	unterschiedliche	maßnahmen	zusammenfassen,		

ist	das	durch	den	esf	in	thüringen	geförderte	programm	„beRufsstaRt-

plus”,	das	als	schwerpunktprojekt	der	berufswahlorientierung	durchge-

führt	wird.	bereits	in	klasse	7	beginnt	hier	eine	praxisorientierte	und	

arbeitsmarktnahe	berufswahlvorbereitung	in	verschiedenen	vorgege-

benen	berufsfeldern.	ein	assessmentcenter	und	berufsorientierungs-

bausteine	werden	zur	feststellung	von	kompetenzen,	neigungen	und	

fähigkeiten	und	zur	herausbildung	von	fertigkeiten	eingesetzt.	bildungs-

begleiterinnen	und	bildungsbegleiter	der	kammern	unterstützen	den	

prozess	bis	zum	erfolgreichen	übergang	in	ausbildung.	dabei	werden	

berufsziele	konkretisiert	und	das	berufswahlspektrum	kontinuierlich	

erweitert.	die	dazu	notwendigen	schulischen	leistungen	werden	ver-

deutlicht	und	die	eigenen	leistungen	der	schülerinnen	und	schüler	in	

regelmäßigen	abständen	reflektiert,	um	mit	ihnen	bei	bedarf	strategien	

zur	Verbesserung	zu	erarbeiten.

die	breite,	mehrere	handlungsansätze	kombinierende	anlage	solcher	

und	ähnlicher	programme	erschwert	eine	exakte	bestimmung	von	ziel-

gruppen,	Interventionen	und	konkreten	entwicklungszielen	für	die	teil-

nehmer	und	teilnehmerinnen.	die	exakte	benennung	von	überschnei-

dungen	bei	bundes-	und	landesprogrammen,	die	gleichermaßen	breit	

angelegt	sind	und	auf	viele	zielgruppen	und	entwicklungsziele	abstellen,	

fällt	daher	in	der	praxis	oft	schwer.	beim	oben	skizzierten	thüringer	

programm	sind	die	teilweisen	überschneidungen	zur	berufseinstiegs-

begleitung	gemäß	sgb	III	und	zu	den	kompetenzagenturen	des	bundes,	

die	ebenfalls	beratungsmöglichkeiten	für	förderbedürftige	jugendliche	

bieten,	jedenfalls	offenkundig.

3.3 Kommunale Ebene

Während	man	sich	über	die	maßnahmen	und	programme	auf	bundes-	

und	länderebene	immerhin	noch	einen	gewissen	überblick	verschaffen	

kann,	ist	dies	bei	den	daneben	auf	der	kommunalen	ebene	organisierten	

programmen	zur	Verbesserung	der	beruflichen	eingliederung	jugend-

licher	praktisch	unmöglich.	jedenfalls	liegt	bislang	keine	auch	nur	annä-

hernd	vollständige	übersicht	der	maßnahmen	vor,	die	lokal	von	schulen,	

einrichtungen	der	kommunalen	jugendhilfe,	Wohlfahrtsverbänden,	Ver-

einen,	stiftungen,	bürgerinitiativen,	berufsgenossenschaften,	arbeit-

geberverbänden,	kammern,	gewerkschaften,	Reha-trägern	und	-verbän-

den,	berufsförderungswerken,	berufsbildungswerke,	kirchengemeinden	

etc.	zur	berufsorientierten	und	berufsorientierenden	förderung	von	

schülerinnen	und	schüler	angestoßen	werden.

man	kann	aber	davon	ausgehen,	dass	die	meisten	der	so	organisierten	

programme	in	dem	sinne	zusätzlich	sind,	dass	sie	weder	im	Rahmen		

des	Regelinstrumentariums	noch	im	Rahmen	großer	bundes-	und	lan-

desprogramme	umgesetzt	und	finanziert	werden.	eine	vom	zentrum		

für	europäische	Wirtschaftsforschung	(zeW)	im	jahr	2010	durchgeführ-	

te	breit	angelegte	Online-umfrage,	die	sich	an	das	gesamte	spektrum	

kommunaler	akteure	wandte,	konnte	weit	über	500	maßnahmen	und	

programme	zur	beruflichen	Integration	von	jugendlichen	finden,	die	auf	

kommunaler	ebene	umgesetzt	und	finanziert	werden.	der	handlungs-

ansatz	der	gefundenen	kommunalen	Initiativen	konzentriert	sich	dabei		

zu	einem	großen	teil	auf	beratung	bzw.	Qualifizierung,	insbesondere	bei	

schülerinnen	und	schülern	in	den	allgemeinbildenden	schulen	und	am	

übergang	schule-ausbildung.

auch	wenn	diese	programme	von	der	schieren	anzahl	her	bedeutsam	

erscheinen,	kommen	sie	oft	über	ein	nischendasein	nicht	hinaus.	jeden-

falls	bleiben	die	lokalen	maßnahmen,	gemessen	am	budget	und/oder		

an	den	teilnehmerzahlen,	zu	großen	teilen	ziemlich	klein.	nur	bei	einem	
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drittel	der	programme	steht	ein	budget	von	über	100.000	euro	zur	

Verfügung.	ein	drittel	der	Initiativen	ist	mit	weniger	als	5.000	euro	

ausgestattet,	und	selbst	die	(finanziell)	bedeutsameren	programme	

erreichen	kaum	mehr	als	300	teilnehmerinnen	und	teilnehmer.

trotzdem	lässt	sich	nicht	ausschließen,	dass	die	auf	der	kommunalen	

ebene	ergriffenen	maßnahmen	mit	Instrumenten	der	Regelförderung		

und	programmen	auf	bundes-	und	landesebene	interagieren	oder	gar	

konkurrieren.	einerseits	betrifft	dies	den	Weg	in	die	maßnahme.	Wenn	

kein	Regelanspruch	besteht,	werden	schülerinnen	und	schüler,	von	

denen	bekannt	ist,	dass	sie	bereits	von	einem	Instrument	profitieren	

oder	profitiert	haben,	von	den	Verantwortlichen	möglicherweise	bewusst	

oder	unbewusst	von	anderen	wirksamen	oder	noch	wirksameren	Instru-

menten	ausgeschlossen.	es	sind	aber	auch	„maßnahmekarrieren”	denk-

bar,	wenn	jugendliche,	die	durch	die	erfolgte	teilnahme	an	einer	maß-

nahme	signalisieren,	dass	sie	einer	förderwürdigen	zielgruppe	angehö-

ren,	leichter	in	weitere	maßnahmen	kommen.

andererseits	könnten	sich	die	Wirkungen	der	verschiedenen	einzel-

maßnahmen	hemmen	oder	verstärken.	dies	gilt	im	übrigen	nicht	nur,	

wenn	ein	jugendlicher	an	mehreren	maßnahmen	teilnimmt	und	sich	

herausstellt,	dass	der	gesamteffekt	auf	die	zielgröße	mehr	–	oder	weni-

ger	–	ist	als	die	summe	der	einzeleffekte	der	einzelnen	maßnahmen.		

auf	der	lokalen	ebene	können	zudem	durchaus	sog.	spill-over-effekte	

auftreten:	Wenn	jugendliche	an	einer	maßnahme	teilnehmen,	die	ihre	

chancen	auf	einen	ausbildungsplatz	verbessert,	kann	es,	weil	die	zahl	

der	lokal	zu	vergebenden	ausbildungsplätze	begrenzt	ist,	vorkommen,	

dass	sich	die	ausbildungschancen	für	andere	jugendliche	verschlechtern,	

die	quasi	zufällig	in	eine	andere,	zwar	ebenfalls	wirksame	aber	weniger	

effektive	maßnahme	geraten,	oder	die	gar	nicht	an	einer	maßnahme	

teilnehmen.

4. uNERWüNSchtE folgEN

die	empirischen	kenntnisse	darüber,	inwiefern	die	eben	genannten	denk-

baren	effekte	praktisch	relevant	sind,	sind	in	deutschland	nach	wie	vor	

stark	lückenhaft.	Insgesamt	fehlt	es	an	systematischem	Wissen,	welche	

förderwege	sich	zur	Verbesserung	der	ausbildungsreife,	und	allgemeiner	

für	reibungslosere	übergänge	von	den	schulen	in	die	berufliche	bildung,	

besonders	gut	eignen,	und	welche	eingesetzten	Instrumente	eher	nicht	

zielführend	sind.	dieses	Wissen	wäre	aber	dringend	erforderlich,	um		

das	fördersystem	auf	diejenigen	Instrumente	hin	auszurichten,	die	im	

Verhältnis	zu	den	eingesetzten	mitteln	den	größten	beitrag	leisten,	die	

angestrebten	ziele	zu	erreichen.

die	tatsache,	dass	die	Wirkungsforschung	auf	dem	hier	betrachteten	

feld	bislang	nahezu	vollständig	fehlt,	ergibt	sich	fast	zwangsläufig	aus	

der	stark	zersplitterten	förderlandschaft.	dies	ist	die	erste	unerwünschte,	

und	für	eine	planvoll	gestaltende	arbeitsmarkt-	und	bildungspolitik	

zentrale	folge	des	„förderdschungels”.�	blickt	man	etwas	genauer	hin,	

speist	sich	das	so	geborene	evaluationsproblem	aus	drei	verschiedenen	

Quellen:

Weil	unterschiedliche	regionale	ebenen	zuständig	sind,	fehlt	die	zur	

kausalen	Wirkungsmessung	benötigte	umfassende	administrative		

datenbasis.	bei	den	jugendlichen	erfassen	die	administrativen	daten	

der	bundesagentur	für	arbeit	bislang	nur	die	teilnahme	an	maßnahmen	

der	Regelförderung	zumindest	ausschnittweise.	es	fehlen	jedoch	sys-

tematische	aufzeichnungen,	mit	welchen	programmen	der	bundes-,	

länder-	und	kommunalen	ebene	die	jugendlichen	sonst	noch	in	berüh-

rung	kommen.	

es	ist	davon	auszugehen,	dass	sich	bei	den	jugendlichen	häufig	meh-

rere,	verschiedene	Interventionen	überlagern.	Wie	oben	gesehen,		

verfolgen	bundes-	und	länderprogramme	nicht	selten	einen	breit		

angelegten	ansatz,	der	verschiedene	Instrumente	miteinander	kombi-

niert.	zudem	können	jugendliche	parallel	durch	verschiedene	Instru-

mente	gefördert	werden.	der	beitrag,	den	ein	bestimmter	teil	der		

förderung	zur	zielerreichung	leistet,	ist	so	kaum	zu	isolieren.	

Wegen	der	Vielzahl	der	Initiativen	erreicht	eine	einzelne	maßnahme	

häufig	nur	kleine	fallzahlen.	Vielfach	behalten	gerade	lokal	erprobte	

Instrumente	wegen	limitierter	finanzieller	Ressourcen	lediglich	pilot-

charakter.	selbst	wenn	es	gelänge,	diesen	Instrumenten	eine	positive	

Wirkung	nachzuweisen,	bliebe	unklar,	inwiefern	die	festgestellte	Wir-

kung	anhielte,	wenn	das	Instrument	flächendeckend	und	dauerhaft	

eingesetzt	würde.
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angemerkt	sei	in	diesem	zusammenhang	schließlich,	dass	die	unter-

schiedlichen	regionalen	ebenen,	die	an	der	durchführung	und	finanzie-

rung	von	maßnahmen	zur	förderung	der	ausbildungsreife	beteiligt	sind,	

in	ganz	unterschiedlichem	maß	mit	den	standards	moderner	evaluations-

forschung	vertraut	sind.	Während	sich	durch	das	Vorbild	der	umfassen-

den	evaluation	der	allgemeinen	arbeitsmarktpolitischen	maßnahmen	das	

Verständnis	für	die	anforderungen	einer	auf	die	feststellung	kausaler	

ursache-Wirkungs-beziehungen	angelegten	Wirkungsmessung	auf	der	

bundesebene	massiv	verbessert	hat,	fehlt	es	auf	den	anderen	regionalen	

ebenen	vielfach	noch	an	entsprechendem	bewusstsein.	dies	erschwert	

Versuche	einer	neutralen	wissenschaftlichen	bewertung	der	eingesetzten	

maßnahmen.7

man	sollte	die	probleme,	die	die	zersplitterte	förderlandschaft	mit	sich	

bringt,	jedoch	keineswegs	auf	die	resultierenden	schwierigkeiten	mit	der	

Wirkungskontrolle	reduzieren.	denn	selbst	wenn	genauestens	bekannt	

wäre,	welche	maßnahmen	am	besten	wirken,	bliebe	die	schwierigkeit	zu	

lösen,	wie	die	jugendlichen	eigentlich	genau	in	diese	maßnahmen	kom-

men.

da	verschiedene	regionale	ebenen	mit	unklar	abgegrenzter	aufgaben-

verantwortung	nebeneinander	agieren,	besteht	grundsätzlich	die	ge-	

fahr	von	koordinationsproblemen	und	Interessenkollisionen.	Was	in		

der	Organisation	der	förderung	von	jugendlichen	mit	dem	ziel	der	auf-

nahme	einer	dualen	ausbildung	fehlt,	ist	eine	zentrale	anlaufstelle,		

deren	aufgabe	es	ist,	im	bedarfsfall	einen	umfassenden	individuellen	

gesamtplan	für	die	förderung	der	jugendlichen	zu	entwickeln	und		

in	geeignete	maßnahmen	umzusetzen.	einzelne	der	vorhandenen	pro-

gramme	sind	zwar	darauf	ausgerichtet,	solche	anlaufstellen	lokal	zu	

schaffen,	eine	transparente	und	bundesweit	einheitliche	praxis	ist	aber	

noch	weit	entfernt.	zudem	kann	ein	so	betriebenes	fallmanagement	die	

gezielte	zusteuerung	der	jugendlichen	in	die	geeignetsten	maßnahmen	

wegen	der	zerfaserten	trägerlandschaft	nicht	garantieren.

für	die	übernahme	der	skizzierten	aufgabe	kämen	die	kommunale	und	

die	bundesebene	in	frage.	für	die	kommunale	ebene	spricht,	dass	die	

Verantwortlichen	die	spezifischen	lokalen	problemlagen	der	jugendlichen,	

die	trägerlandschaft	und	die	besonderheiten	des	örtlichen	ausbildungs-

markts	vermutlich	am	besten	kennen.	auch	ist	eine	intensive	ansprache	

der	förderbedürftigen,	vor	allem	in	den	schulen,	relativ	leicht	zu	errei-

chen.	diese	nähe	birgt	aber	auch	die	gefahr	von	Interessenkoalitionen,	

die	letztlich	anderen	zielen	als	der	arbeitsmarktintegration	der	jugend-

lichen	dienen.

für	die	bundesebene,	und	dies	bedeutet	hier	konkret	die	bundesagentur	

für	arbeit,	spricht,	dass	das	fallmanagement	und	die	steuerung	von	

aktiven	arbeitsmarktpolitischen	maßnahmen	zum	kerngeschäft	gehören.	

dies	würde	es	erleichtern,	sich	auf	die	Wirksamkeit	der	maßnahmen		

im	hinblick	auf	arbeitsmarktziele	zu	fokussieren.	die	zentrale	steuerung	

schafft	zudem	einheitliche	standards,	erleichtert	die	Verbreitung	von	

erfahrungswissen	und	kann	skalenerträge	nutzen.	Weiterhin	ist	eine	

passende	zentrale	dateninfrastruktur	bereits	vorhanden	bzw.	verhältnis-

mäßig	leicht	zu	ergänzen,	um	die	förderung	der	jugendlichen	zu	steuern,	

zu	dokumentieren	und	zu	evaluieren.

mit	einer	stärkung	der	Verantwortung	der	bundesagentur	für	arbeit	ließe	

sich	auch	das	dritte	zentrale	problem	der	derzeitigen	förderlandschaft	

angehen,	nämlich	die	zersplitterung	der	finanzierung.	dieses	problem	

hat	verschiedene	dimensionen:

die	verbreitete	ko-finanzierung	von	programmen	schwächt	den		

zusammenhang	zwischen	aufgaben-	und	finanzieller	Verantwortung;	

dies	birgt	die	gefahr,	dass	mittel	nicht	mit	der	gebotenen	sparsamkeit	

verwendet	werden.	

es	gibt	zu	häufig	doppelfinanzierungen.	Wie	schon	der	hier	gegebene	

knappe	überblick	über	die	förderlandschaft	gezeigt	hat,	existieren	–	

teilweise	auf	derselben	regionalen	ebene	–	nicht	selten	mehrere	pro-

gramme	mit	praktisch	gleicher	zielgruppe	und	gleichen	zielen	neben-

einander.	dies	birgt	die	gefahr	einer	mehrfachförderung	mit	abneh-

mender	Wirksamkeit	der	einzelmaßnahmen.	

es	gibt	häufig	unterfinanzierung.	die	Vielzahl	der	programme	bringt		

es	mit	sich,	dass	die	Ressourcen,	die	im	durchschnitt	für	jedes	pro-

gramm	zur	Verfügung	stehen,	klein	bemessen	sind.	dies	birgt	die		

gefahr,	dass	eine	geplante	maßnahme	eigentlich	positive	Wirkungen	

nicht	entfalten	kann,	weil	sie	aus	geldmangel	nicht	vollständig	oder	

nicht	lange	genug	umgesetzt	werden	kann.	Weiterhin	dürften	die	teil-

nehmerzahlen	häufig	zu	klein	sein,	um	bei	der	umsetzung	skalen-	

effekte,	etwa	auf	der	administrativen	seite,	auszunutzen.	die	Wirksam-

keit	in	der	fläche	kann	nicht	ausprobiert	werden.
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es	fehlt	an	finanzieller	kontinuität	und	planbarkeit.	auch	wenn	zu-	

mindest	auf	der	bundesebene	Initiativen,	die	als	pilotprogramme	ge-

startet	sind,	teilweise	in	die	Regelförderung	übernommen	wurden,	ist	

es	häufig	leichter,	finanzielle	Ressourcen	für	die	auflage	einer	neuen	

maßnahme	zu	erhalten	als	für	die	Weiterführung	einer	maßnahme.		

dies	führt,	gerade	auf	der	kommunalen	ebene,	zu	einer	fülle	von	pilot-

projekten,	die	es,	selbst	wenn	sie	erfolgreich	sind,	aufgrund	fehlender	

Ressourcen	nicht	in	den	dauereinsatz	schaffen.	stattdessen	arbeiten	

sich	die	akteure	an	immer	neuen	Varianten	von	maßnahmenkonzepten	

ab,	um	den	zugang	zu	finanziellen	mitteln	zu	behalten.

die	bundesagentur	für	arbeit	verfügt	dagegen	über	kontinuierliche	und	

substanzielle	finanzielle	mittel,	um	maßnahmen	zur	förderung	der	aus-

bildungsreife	systematisch	voranzutreiben,	nämlich	ihre	gelder	für	die	

förderung	aktiver	arbeitsmarktpolitischer	maßnahmen.	da	die	förderung	

der	ausbildungsreife	definitiv	vorsorgende	arbeitsmarktpolitik	ist,	wäre	

der	einsatz	von	Ressourcen	für	diesen	zweck	sachlich	gerechtfertigt.	

allerdings	lassen	sich	die	benötigten	mittel	wohl	kaum	allein	durch		

umschichtungen	im	haushalt	der	agentur	gewinnen.	jedoch	könnten		

in	den	bundes-	und	länderhaushalten	substanzielle	mittel	frei	werden,	

würde	man	von	programmen	auf	eine	verstärkte	Regelförderung	als	teil	

des	sgb	III	umstellen.

5. SchluSSfolgERuNgEN

zwar	steht	eine	systematische	evaluation	der	bestehenden	förderland-

schaft	zur	stärkung	der	ausbildungsreife	noch	aus.	allein	die	tatsache,	

dass	das	übergangssystem	zwischen	schule	und	berufsausbildung	unge-

bremst	zulauf	erhält,	spricht	jedoch	dafür,	dass	die	vorhandenen	förder-

strukturen	wenig	effizient	arbeiten.	die	offensichtlich	geringe	Wirksam-

keit	ist	angesichts	der	komplexen	und	zersplitterten	förderlandschaft	

wenig	überraschend.	zu	viele	akteure	arbeiten	mit	zu	vielen	maßnahmen	

an	der	zielgruppe.

Was	gebraucht	wird,	ist	zu	allererst	ein	klarerer	organisatorischer	Rah-

men.	da	die	förderung	der	ausbildungsreife	vorsorgende	arbeitsmarkt-

politik	ist,	sollte	diese	an	die	bestehenden	strukturen	zur	steuerung		

der	aktiven	arbeitsmarktpolitik	anknüpfen.	dies	bedeutet,	der	bundes-

agentur	für	arbeit	durch	einen	ausbau	der	Regelförderung	mehr	Instru-

mente	und	kompetenzen	an	die	hand	zu	geben,	und	für	den	bund,	diese	

auch	entsprechend	finanziell	zu	unterfüttern.

 eine	solche	strategie	bedeutet	teilweise	sicherlich	eine	zentralisierung.	

diese	perspektive	ist	allerdings	weniger	bedenklich,	als	es,	wenn	man	

den	maßstab	der	subsidiarität	anlegt,	vielleicht	den	anschein	haben		

mag.	Offensichtlich	ist,	dass	das	individuelle	fallmanagement	nur	de-

zentral	erfolgen	kann,	und	diese	arbeit	würden	und	könnten,	wie	bei		

den	übrigen	personengruppen,	die	hilfen	zur	Integration	in	den	arbeits-

markt	benötigen,	die	jobcenter	vor	Ort	erledigen.	diese	sind	nach	den	

hartz-Reformen	mittlerweile	in	den	meisten	fällen	gut	in	die	kommuna-

len	strukturen	eingebunden,	so	dass	die	notwendige	kooperation	und	

koordination	mit	den	lokalen	akteuren	im	übergangsgeschehen	realisier-

bar	ist,	ohne	die	eine	wirksame	förderung	der	jugendlichen	nicht	gelin-

gen	kann.	sollte	es	an	dieser	stelle	zu	problemen	kommen,	bliebe	immer	

noch	die	möglichkeit,	durch	gezielte	programme	zur	kommunalen	Vernet-

zung,	wie	die	derzeitige	bmbf-Initiative	„Regionales	übergangsmanage-

ment”,	abhilfe	zu	schaffen.

ein	solch	radikaler	schritt	wird	allerdings	ohne	weitere	anstöße	von	

außen	kaum	zu	erreichen	sein.	die	neuausrichtung	der	aktiven	arbeits-

marktpolitik	in	den	letzten	jahren	hat	gelehrt,	wie	wichtig	empirische	

evidenz	zur	Wirksamkeit	und	effizienz	der	eingesetzten	maßnahmen	

ist,	um	organisatorische	und	inhaltliche	Veränderungen	zu	motivieren.		

so	wäre	die	bereinigung	der	undurchsichtigen	förderlandschaft	auf	dem	

feld	der	beruflichen	Weiterbildung	von	arbeitslosen	wohl	kaum	so	rasch	

und	konsequent	möglich	gewesen,	wenn	nicht	zunächst	der	empirische	

nachweis	der	unwirksamkeit	weiter	teile	der	eingesetzten	Instrumente	

erbracht	worden	wäre.

darum	lautet	eine	wichtige	empfehlung,	sich	den	pilot-	und	kleinteiligen	

charakter	vieler	programme	zur	förderung	der	ausbildungsreife	zunutze	

zu	machen,	um	begleitende	kausale	Wirkungsforschung	zu	betreiben.	

dass	viele	Instrumente	nicht	in	die	fläche	kommen,	ist	hierfür	sogar	von	

Vorteil,	denn	es	schafft	kontrollgruppen,	deren	entwicklung	als	maßstab	

zur	messung	von	programmeffekten	herangezogen	werden	kann.

die	erfahrungen	mit	der	neuordnung	der	aktiven	arbeitsmarktpolitik	

zeigen	aber	auch,	dass	die	Widerstände	gegen	eine	solche	effizienz-

orientierte	politik	ganz	erheblich	sein	können.	Viele	Institutionen	und	

akteure,	die	bislang	mit	und	von	der	durchführung	von	maßnahmen		

und	projekten	gut	gelebt	haben,	werden	gezwungen,	ihre	strategien		

zu	überdenken,	und	können	teilweise	sogar	ihre	existenzgrundlage	

verlieren.	dies	ist	jedoch	ein	preis,	der	mit	blick	auf	die	berechtigten	

Interessen	der	jugendlichen	zu	zahlen	ist,	die	auf	wirksame	hilfen	zur	
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Verbesserung	der	ausbildungsreife	angewiesen	sind,	die	sie	derzeit		

aber	zu	oft	nicht	bekommen.	es	wäre	darum	an	der	zeit,	die	axt	an	den	

förderdschungel	zu	legen.
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RefORmansatz:	 	
VOm	„übeRgangssystem”	zuR	 	
betRIebsnahen	IntegRatIOn	In	
aRbeIt	und	ausbIldung

Stefan Sell

1.  EiN pluS AN chANcENgEREchtigKEit  

DuRch fRühE uND iNtENSiVE pRäVENtioN 

BEi RiSiKogRuppEN

Wenn	wir	ehrlich	sind,	dann	müssen	wir	uns	eingestehen,	

dass	wir	hinsichtlich	der	jetzt	nicht	nur	dringend	notwen-

digen,	sondern	aufgrund	der	veränderten	Verhältnisse	

durchaus	auch	möglichen	grundsätzlichen	Reformen	in	dem	

euphemistisch	als	„übergangssystem”	titulierten	„parallel-

universum”	an	vielgestaltigen	programmen	und	maßnahmen	

im	graubereich	des	übergangs	von	der	schule	in	den	beruf	

über	etwas	sprechen,	was	eindeutig	den	Reparaturmaßnah-

men	zuzuschreiben	ist.	anders	ausgedrückt:	Wir	diskutieren	

hier	über	aktivitäten,	die	notwendig	werden,	wenn	das	kind	

schon	in	den	brunnen	gefallen	ist.	diese	einleitende	charak-

terisierung	allen	handelns	an	der	schwelle	von	der	schule	

in	den	beruf	soll	nun	keinesfalls	so	verstanden	werden,		

dass	das	letztendlich	verlorene	liebesmüh	sei	oder	man		

sich	„nur”	auf	die	Interventionen	im	sinne	ihrer	Vermeidung	

fokussieren	sollte.	aber	wichtig	ist	diese	defensive	einord-

nung	dennoch:	zum	einen,	um	nicht	den	blick	dafür	zu	



52 53

verlieren,	dass	wir	zumindest	einen	teil	der	heute	und	wohl	auch	in		

den	kommenden	jahren	zu	beklagenden	problemlagen	hätten	vermeiden	

können,	wenn	wir	frühzeitig	und	intensiv	in	bestimmte	biografische	

prozesse	eingegriffen	hätten	–	zum	anderen	aber	auch,	um	verständ-	

lich	zu	machen,	dass	selbst	die	innovativsten	und	konsequent	an	den	

erkenntnissen	der	praktiker	in	diesem	feld	ausgerichteten	maßnahmen	

niemals	einen	Wirkungsgrad	erreichen	können,	der	einer	eher	naiven,	

aber	vorherrschenden	erwartung	der	nicht-fachleute	nahekommen	kann,	

denn	die	gehen	von	–	aus	ihrer	sicht	auch	nachvollziehbar	–	sehr	hohen	

erfolgsquoten	aus,	die	aber	angesichts	der	breite	und	tiefe	der	Verwer-

fungen	in	den	biografien	der	jugendlichen	zu	diesem	späten	zeitpunkt	

schlichtweg	nicht	realisierbar	sind.

Insofern	müsste	eine	den	heutigen	erkenntnissen	aus	der	biografischen	

forschung	entsprechende	kausale	therapie	unbestritten	nicht	nur	viel 

früher	ansetzen	(was	ja	teilweise	in	der	ganzen	debatte	über	eine	Inten-

sivierung	der	frühkindlichen	bildung,	betreuung	und	erziehung	immer	

mitgedacht	wird,	denn	in	dieser	altersphase	werden	maßgebliche	grund-

lagen	für	das	spätere	lernverhalten	gelegt	oder	eben	nicht	gelegt),	

sondern	diese	Interventionen	müssten	zumindest	bei	einem	teil	der	

kinder	im	Vergleich	zu	heute	erheblich intensiver	und	daraus	resultierend	

mit	einem	deutlich	höheren	aufwand	erfolgen,	was	dann	aber	schon	in	

der	allgemeinen	aktuellen	diskussion	gerne	„vergessen”	wird.	diese	

argumentation	soll	an	zwei	beispielen	illustriert	werden,	die	aber	nur	

stellvertretend	stehen	für	eine	umfassende	neuordnung	einer	auf	die	

annäherung	an	chancengerechtigkeit	abstellenden	bildungspolitik:

Neue Konzepte der Berufsorientierung in der Schule

seit	langem	und	auch	aktuell	wird	intensiv	über	die	bedeutung	und		

die	ausweitung	der	so	genannten	„berufsorientierung”	diskutiert.	aber	

man	kann	es	drehen	und	wenden	wie	man	will:	eine	ehrliche	bestands-

aufnahme	der	effektivität	und	der	effizienz	der	heute	üblichen	maßnah-

men	der	berufsorientierung,	auch	wenn	sie	denn	auf	die	7.	klasse	vor-

gezogen	werden,	muss	zu	dem	ergebnis	einer	bescheidenen	Wirksam-

keit	kommen	(was	aber	angesichts	der	tatsächlichen	entscheidungs-	

determinanten	bei	der	berufswahl	nicht	wirklich	überrascht).	eine	der	

zielvorstellung	der	nachhaltigkeit	und	der	pädagogischen	Wirksamkeit	

folgende	ausgestaltung	einer	eher	„lebenspraktisch”	angelegten	berufs-

orientierung	würde	bereits	in	der	grundschule	ansetzen,	indem	die	

schülerinnen	und	schüler	den	lernort	schule	verlassend	beispielsweise	

die	berufe	der	eigenen	eltern	gemeinsam	exemplarisch	erkunden	am	

jeweiligen	arbeitsplatz	und	in	dem	über	die	gesamte	schulzeit	hinweg	

unterschiedliche	berufe	ad	personam	gespiegelt	werden	mit	ihren	an-

forderungen	und	erfolgserlebnissen.	lebenspraktisch	angelegte	berufs-

orientierung	in	der	grundschule	bedeutet	auch,	zur	stärkung	der	selbst-

wirksamkeit	frühzeitig	und	immer	mitlaufend	konkrete	projektthemen	

aus	der	arbeitswelt	in	einen	veränderten	schulunterricht	einzubauen.	

natürlich	wird	der	lerneffekt	einer	solchermaßen	ausgestalteten	berufs-

orientierung	weitaus	größer	sein,	als	wenn	ab	einer	bestimmten	klasse	

ein	fixiertes	stundenkontingent	für	eher	irritierende	thematisierungen	

eingeplant	und	ausgewiesen	wird.	einige	neuerungen	der	letzten	jahre,	

wie	die	ablösung	des	gewöhnlichen	erkundungspraktikums	in	irgend-

einem	betrieb	für	wenige	tage	durch	langfristig	angelegte,	und	mit	einem	

deutlich	höheren	betrieblichen	zeitanteil	verbundene	koppelmodelle	von	

schule	und	betrieblicher	Realitätserfahrung,	greifen	genau	den	aspekt	

der	nachhaltigkeit	des	lernens	auf	und	versuchen,	das	auch	auf	die	

schulischen	lernphasen	der	schülerinnen	und	schüler	zu	übertragen.

innovative und zielgruppenbezogene Angebote für Risikoschüler

schaut	man	sich	im	nachhinein	die	biografien	der	im	„übergangssystem”	

landenden	jugendlichen	an	und	dabei	vor	allem	derjenigen	jugendlichen,	

die	auch	in	diesem	hilfesystem	(vorerst)	scheitern,	dann	wird	man	fest-

stellen	müssen,	dass	viele	dieser	„problemfälle”	der	schule	verloren	

gegangen	sind	in	der	altersgruppe	12	bis	14,	wo	eine	abwendung	von	

schule	aufgetreten	ist.	die	pädagogen	in	der	schule	stellen	immer		

wieder	fest,	dass	sie	diese	kinder	einfach	nicht	mehr	erreichen	mit	dem	

„normalmodell”	schule,	das	natürlich	nicht	grundsätzlich	in	frage	gestellt	

werden	kann,	nur	weil	bestimmte	„Risikoschüler”	in	eine	Verweigerungs-

haltung	gehen	oder	gedrängt	werden.	aber	zugleich	liegt	genau	in	dieser	

phase	der	schlüssel	für	eine	eigentlich	erforderliche	fundamentalreform,	

die	so	aussehen	könnte,	dass	man	den	kindern	bzw.	jugendlichen	bereits	

an	diesem	punkt	ein	angebot	macht,	durch	eine	andere	formatierung	

ihrer	lernzeit	vielleicht	doch	wieder	einen	zugang	zum	system	zu	finden.	

konkret	wäre	ein	geeignetes	konzept	für	die	schwierigen	fälle	eine	be-

reits	zu	diesem	zeitpunkt	vorgenommene	schrittweise	einbindung	in	

moderne	konzepte	sog.	produktionsschulen	mit	ihrer	spezifischen	Verbin-

dung	von	praktischem	arbeiten	und	lernen.	entscheidend	für	die	sinn-

haftigkeit	dieses	ansatzes	ist	die	tatsache,	dass	gerade	über	die	prakti-
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sche	arbeit	den	oftmals	unruhigen	und	des	einseitig	kognitiv	ausgerich-

teten	lernsettings	überdrüssigen	kindern	und	jugendlichen	eine	alter-	

native	geboten	wird,	die	bei	diesen	auch	wieder	(oder	zuweilen	dann		

erst	zum	ersten	mal)	zu	erfahrungen	der	positiven	selbstwirksamkeit	

führen	könnte.	um	nicht	missverstanden	zu	werden:	der	Verfasser	

plädiert	keinesfalls	für	die	einführung	einer	neuen	schulform,	sondern	

	für	die	flächendeckende	Integration	der	ansätze	der	sog.	produktions-

schule	in	die	bestehenden	schulformen	oder	zumindest	für	eine	verbind-

liche	anbindung	an	die	schulen,	die	das	(aus	welchen	gründen	auch	

immer)	nicht	selbst	implementieren	können.	der	pädagogische	punkt		

an	diesem	Vorschlag:	hier	wird	der	positive	aspekt	des	lernens	über		

und	durch	praktische	arbeit	bereits	zu	einem	sehr	frühen	zeitpunkt	

aufgegriffen	und	bewusst	eingesetzt	für	einen	ganz	bestimmten	teil	der	

schüler.

praxisbeispiel: Jugendbildung hamburg ggmbh

generell	wäre	die	intensivere	und	flächendeckende	nutzung	von	kon-

zepten	der	sog.	produktionsschule	bereits	in	der	eigentlichen	forma-

tierungsphase	der	späteren	übergangsprobleme	eine	konsequente		

Weiterentwicklung	der	heute	leider	nur	punktuell	und	dann	zumeist	als	

„letzte	auffangstation”,	also	gleichsam	als	„unterstes	netz”	im	„über-

gangssystem”	ausgestalteten	sog.	produktionsschulen,	die	trotz	dieser	

schlechten	startposition	und	der	fokussierten	arbeit	mit	den	schwie-

rigsten	fällen	erstaunliche	erfolge	aufweisen	können.	nehmen	wir	als		

ein	beispiel	aus	den	vorliegenden	modellen	die	arbeit	der	jugendbildung	

hamburg	ggmbh.	systematisch	gesehen	handelt	es	sich	um	einen		

der	vielen	akteure	im	feld	der	jugendberufshilfe.	die	jugendbildung	

hamburg1	bietet	in	23	berufen	sog.	produktionsschulen	mit	1.200	plätzen	

an.	sie	fungieren	konzeptionell	als	sprungbrett	in	den	betrieb.	das	ziel	

ist,	die	jugendlichen	nach	einem	lehrjahr	in	der	sog.	produktionsschule	

in	betrieben	unterzubringen.	die	Vermittlungsquote	liegt	bei	insgesamt	

über	�0	prozent	und	in	einzelnen	berufsfeldern	im	gastgewerbe,	bei	

köchen	oder	in	der	schneiderei	werden	bis	zu	100	prozent	erreicht.		

man	muss	diese	Quoten	sehen	und	bewerten	vor	dem	hintergrund	der	

realen	jugendlichen,	die	hier	betreut	und	begleitet	werden.	Viele	haben	

erhebliche	Verhaltensprobleme,	suchterfahrungen	sind	an	der	tages-

ordnung,	und	ein	weiterer	befund	mag	einen	eindruck	vermitteln,	mit	

welchen	problemlagen	es	die	ausbilder	in	ihrer	praxis	zu	tun	haben:		

Rund	zehn	prozent	der	1.200	jugendlichen,	die	von	der	jugendbildung	

betreut	werden,	sind	wohnungslos.	Viele	der	jugendlichen	sind	bereits	

dermaßen	verschuldet,	dass	sie	mit	den	31�	euro	im	ersten	ausbildungs-

jahr	nicht	auskommen.	trotz	dieser	hier	nur	rudimentär	skizzierten	

schwierigen	Rahmenbedingungen	erreichen	die	jugendbildung	hamburg	

–	und	auch	andere	vergleichbare	träger	–	die	genannten	erstaunlich	

hohen	erfolgsquoten	bei	der	überleitung	in	eine	„normale”	betriebliche	

ausbildung.	zentrale	bestimmungsfaktoren	dieser	erfolge	sind	neben	

einer	konsequenten	ausrichtung	der	tätigkeiten	auf	den	„ersten	arbeits-

markt”	die	anbindung	an	das	formale	berufsausbildungssystem,	in	dem	

das	erste	ausbildungsjahr	in	der	sog.	produktionsschule	absolviert	wer-

den	kann.	diese	konsequente	ausrichtung	auf	einen	formalen	berufsab-

schluss	ist	deshalb	so	wichtig,	weil	es	hier	viele	jugendliche	ohne	einen	

schulabschluss	gibt,	von	denen	wir	wissen,	dass	sie	die	hauptproblem-

gruppe	hinsichtlich	eines	sich	verfestigenden	nicht-übergangs	in	das	

normale	arbeitsmarktsystem	darstellen.	Wenn	es	aber	über	solche	inno-

vativen	und	zielgruppenbezogenen	ansätze	gelingt,	diese	jugendlichen	

ausbildungsfähig	zu	machen	und	sie	dann	in	eine	normale	betriebliche	

ausbildung	zu	„bugsieren”,	dann	öffnen	sich	ganz	andere	und	neue	

perspektiven:	Wenn	sie	die	ausbildung	durchhalten,	steht	am	ende	der	

ausbildungsabschluss,	der	gesellenbrief,	und	der	zählt	fortan	mehr	als	

jeder	schulabschluss.

das	gegenwärtige	problem	besteht	darin,	dass	diese	einrichtungen	erst	

am	ende	einer	langen	biografie	des	Versagens	in	den	herkömmlichen	

Institutionen	zum	einsatz	kommen	können	und	dass	ihre	eigene	existenz	

finanziell	und	personell	überaus	fragil	ist,	was	keine	gute	Voraussetzung	

für	auf	dauer	anzulegende	(sozial)pädagogische	prozesse	darstellt.		

Insofern	sollte	eine	Reformlinie	darin	bestehen,	die	nachweislich	erfolg-

reichen	bestandteile	dieser	modelle	früher	zur	Wirkung	kommen	zu	

lassen,	in	dem	sie	in	das	etablierte	schulsystem	inkludiert	werden.	zum	

anderen	sollte	für	das	auch	weiterhin	bestehende,	allerdings	zu	verän-

dernde	„übergangssystem”	die	konzeption	sog.	produktionsschulen	als	

ein	wesentlicher	baustein	übernommen	werden.

phase des „ambivalenten übergangs”

zurück	also	zu	den	tiefen	und	untiefen	des	mehr	als	reformbedürftigen	

„übergangssystems”,	das	ja	da	ist	und	das	–	allen	Verschiebungen	auf	

der	angebotsseite	zum	trotz	–	auch	in	den	kommenden	jahren	weiter	

existieren	wird,	weil	man	sich	um	einen	nicht	geringen	teil	der	jugend-
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lichen	besonders	kümmern	muss,	die	(aus	den	unterschiedlichsten	grün-

den)	keinen	oder	nur	sehr	verzögert	einen	zugang	zum	„normalen	aus-

bildungssystem	finden	werden.	für	sie	führt	dieser	Weg	nicht	selten	in	

die	dauerhafte	abschlusslosigkeit,	in	der	sie	sich	dann	mehr	schlecht	als	

recht	einrichten.

dass	wir	uns	in	einer	phase	des	ambivalenten	übergangs	befinden,		

kann	man	daran	ermessen,	dass	nicht	nur	die	klagen	über	„zu	wenige”	

oder	„gar	keine”	ausbildungsstellenbewerber	und/oder	deren	mangel-

hafte	„ausbildungsreife”	zunehmen.	gleichzeitig	sind	wir	weiterhin	mit	

einem	starken	zustrom	in	die	ersatzmaßnahmen	und	Warteschleifen		

des	sog.	„übergangssystems”	konfrontiert:	Im	jahr	2010	sind	über	

320.000	jugendliche	in	dieses	„parallel-universum”	eingetreten.	Inso-

fern	werden	wir	in	den	vor	uns	liegenden	jahren	konfrontiert	werden	

mit	der	nur	scheinbaren	Widersprüchlichkeit	eines	grundsätzlich	demo-

grafisch	bedingten	Rückgangs	der	zur	Verfügung	stehenden	jungen	

menschen	und	daraus	resultierend	mit	einem	(allerdings	regional	und		

vor	allem	berufsbezogen	sehr	unterschiedlich	ausfallendem)	mangel	an	

auszubildenden	und	parallel	einer	fortbestehenden	exklusion	eines	teils	

der	jungen	menschen	(sowie	der	„altbewerber”	aus	den	jeweils	voran-

gegangenen	jahren)	aus	der	„normalen”	ausbildungswelt.

2.  NEuzuSchNitt DER üBERgANgSzoNE –  

fENStER DER möglichKEitEN JEtzt NutzEN

aber	grundsätzlich	gilt	eben	auch	in	dieser	–	für	den	„ausbildungsmarkt”	

neuen	–	konfiguration	einer	sukzessiven	Verschiebung	von	der	unterneh-

mens-	hin	zur	bewerberseite:	noch	nie	waren	die	chancen	so	gut,	auch	

die	„schwächeren”	jugendlichen,	die	bislang	keinen	zugang	haben	finden	

können,	(schneller)	mitzunehmen	und	zu	integrieren	in	die	normalität	

einer	„richtigen”	ausbildung	(oder	einer	„richtigen”	arbeit).	man	sollte	

sich	an	dieser	stelle	allerdings	auch	bewusst	machen,	dass	das	damit	

verbundene	„historische	fenster	der	möglichkeiten”	hinsichtlich	einer	

deutlich	verbesserten	Integration	auch	der	„schwächeren	jugendlichen”	

nur	für	eine	begrenzte	zeit	geöffnet	sein	wird.	bei	einer	nicht	optimalen	

Reaktion	auf	die	veränderten	marktverhältnisse	im	sinne	einer	verbes-

serten	Integration	auch	derjenigen,	die	bislang	exkludiert	wurden,	wird	

das	gesamte	system	mit	ausweich-	und	anpassungsreaktionen	antwor-

ten	(z. b.	dem	Verzicht	auf	ausbildung	oder	der	substitution	der	fehlen-

den/nicht	passenden	bewerber	über	zuwanderung).	Im	ergebnis	bleiben	

dann	bei	einer	prinzipiell	verbesserten	marktlage	für	die	jugendlichen	

trotzdem	viele	weiter	auf	der	strecke.	kaum	überraschend	ist	hier	die	

analogie	zu	den	prozessen	auf	dem	allgemeinen	arbeitsmarkt,	auch	dort	

können	wir	derzeit	die	hier	angedeutete	polarisierung	im	sinne	einer	

gleichzeitigkeit	von	„mangel”	an	arbeitskräften	und	fortbestehendem	

„überangebot”	an	arbeitsuchenden	beobachten.	denn	im	kernbereich	

der	verfestigten	arbeitslosigkeit,	also	bei	den	langzeitarbeitslosen	im	

sgb	II-system,	ist	der	Rückgang	der	erwerbsfähigen	hilfeempfänger-

zahlen	nur	sehr	gering,	während	die	zahl	der	arbeitslosen	im	sgb	III-

bereich	in	zweistelligen	prozentbereichen	abnimmt.

Vor	diesem	hintergrund	–	angereichert	um	die	vielstimmige	und	richtige	

kritik	am	„maßnahmendschungel”	des	bestehenden	„übergangssystems”	

–	muss	jetzt	ein	fundamentaler	neuzuschnitt	der	„übergangszone”	von	

der	schule	in	den	beruf	erfolgen,	damit	wir	zum	einen	die	seit	langem	

bekannten	und	kritisierten	mängel	des	Ist-zustandes	beseitigen.	zum	

anderen	müssen	wir	aber	jetzt	die	angedeuteten	chancen	der	veränder-

ten	Rahmenbedingungen	nutzen	und	diese	zugunsten	der	jugendlichen	

wie	auch	der	Wirtschaft	vom	potenzial	zur	Realität	werden	lassen.	ein	

dem	Verfasser	besonders	wichtiges	„nebenziel”	ist	dabei	die	stabilisie-

rung	des	dualen	systems	der	berufsausbildung,	denn	hier	befinden	sich	

zahlreiche	tätigkeitsfelder,	die	eine	berufliche	perspektive	eröffnen	kön-

nen	für	die	jugendlichen	und	jungen	erwachsenen,	um	die	es	hier	geht.

hierfür	sollte	man	in	einem	ersten	schritt	einige	gleichsam	strategische	

„schneisen”	in	den	Wald	schlagen,	die	den	trassenverlauf	eines	neuen,	

eines	„echten”	systems	abzubilden	in	der	lage	sein	sollten	(eine	beson-

dere	Ironie	der	begrifflichkeit	„übergangssystem”	ist	ja	darin	zu	sehen,	

dass	es	sich	gerade	um	ein	stellenweise	chaotisches	nicht-system	han-

delt).
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Strategische grundlinien

hinsichtlich	der	philosophie	einer	neu	gestalteten	„übergangszone”	wären	

die	folgenden	strategischen	anker	besonders	herauszustellen:

der	ansatz	einer	so	weit	wie	möglich	reichenden	„Verbetrieblichung”	

der	„übergangszone”,	

damit	verbunden	und	darüber	hinausreichend	die	konsequente	ausrich-

tung	an	den	Realitäten	des	arbeitsmarktes,	vor	allem	die	einer	direkten	

Integration	in	eine	duale	ausbildung	vorzuschaltenden	maßnahmen	in	

form	eines	„lernens	in	und	durch	echte	arbeit”,	

eine	konsequente	abschlussorientierung	der	förderung	bei	den		

jugendlichen,	die	vorerst	keinen	zugang	gefunden	haben	zum		

normalmodell	einer	dualen	berufsausbildung,	

eine	Intensivierung	und	vor	allem	die	flächendeckende	sicherstellung	

einer	kontinuierlichen	individuellen	begleitung	und	betreuung	der		

jugendlichen	mit	den	größten	Integrationsproblemen	in	Verbindung		

mit	einer	nachhaltigen	stabilisierung	und	aufwertung	der	arbeitsbedin-

gungen	der	fachkräfte,	die	mit	diesen	jugendlichen	arbeiten	sowie	

eine	praktische	lösung	der	allseits	geforderten	koordination	und		

steuerung	der	„übergangszone”,	bei	der	sich	die	vielgestaltige	akteurs-

landschaft	einzubetten	hat	in	ein	konsistentes	gesamtsystem	mit		

einer	transparenten	steuerung,	letztendlich	also	die	beantwortung	der	

frage,	wer	denn	am	ende	„den	hut	aufhat”	.

3.  füR EiNE WEitgEhENDE „VERBEtRiEBlichuNg”  

DER „üBERgANgSzoNE” uND DER KoNSEquENtEN  

AuSRichtuNg DES „lERNENS iN uND DuRch EchtE  

ARBEit”

ausgangspunkt	dieses	zentralen	ansatzes	ist	die	erkenntnis,	dass	das	

betriebliche	setting	gerade	für	die	„leistungsschwächeren”	jugendlichen	

–	bei	denen	sich	die	„leistungsschwäche”	neben	allgemeinen	persönlich-

keitseigenschaften	primär	auf	probleme	mit	einem	kognitiv	ausgerichte-

ten	lernen	bezieht	–	der	am	besten	geeignete	Ort	für	ein	„lernen	in	und	

durch	arbeit”	ist.	dies	vor	allem	deshalb,	weil	hier	eine	wichtige	dreifach-

funktion	erfüllt	werden	kann:	











zum	einen	das	arbeiten	inmitten	des	regulären	arbeitsmarktes,	also	

mit	realen	aufträgen	und	den	normalen	anforderungen	des	ersten		

arbeitsmarktes.	

zum	anderen,	weil	gerade	im	betrieblichen	setting	auch	die	notwen-

digen	erzieherischen	teilaufgaben	durch	die	einbettung	in	die	zumeist	

kleinbetrieblichen	strukturen	authentischer	und	mit	einem	höheren	

Wirkungsgrad	geleistet	werden	können.	

dann	gelingt	auch	an	der	schwelle	von	der	betrieblichen	ausbildung	in	

den	allgemeinen	arbeitsmarkt	der	Wechsel	besser,	wenn	eine	übernah-

me	nicht	möglich	ist,	denn	diese	kandidaten	haben	eine	präferenz	bei	

den	arbeitgebern.

nun	stellt	sich	in	der	„übergangszone”	das	problem	und	die	zu	lösende	

aufgabe,	dass	die	hier	relevanten	jugendlichen	gerade	keinen	zugang	

gefunden	haben	zu	einer	„normalen”	dualen	berufsausbildung	und	man	

sie	deshalb	in	übergangslösungen	„parkt”	bzw.	fit	machen	will	für	den	

sprung	in	den	regulären	ausbildungsmarkt.	eine	reformorientierte	aus-

gestaltung	der	„übergangszone”	müsste	vor	diesem	hintergrund	zwei	

stoßrichtungen	aufweisen:

Assistierte Ausbildung

Vor	dem	hintergrund	der	in	teilbereichen	der	Wirtschaft	(und	gerade		

bei	den	hier	besonders	interessierenden	eher	praktisch	ausgerichteten	

berufen)	bereits	vorhandenen	und	angesichts	der	demografischen	ent-

wicklung	sukzessive	zunehmenden	problematik	eines	mangels	an	aus-

bildungsplatzsuchenden	muss	man	die	damit	verbundenen	chancen		

jetzt	nutzen.	es	ist	die	chance	einer	grundsätzlich	möglichen	öffnung		

der	betriebe	nun	auch	für	bewerber/-innen,	die	in	der	Vergangenheit	nie	

eine	chance	bekommen	hätten.	Wir	müssen	jetzt	versuchen,	so	viele	

dieser	jugendlichen	wie	nur	möglich	in	die	normalität	einer	dualen	be-

rufsausbildung	hineinzubekommen.	aufgrund	der	ja	nicht	gleichzeitig		

sich	auflösenden	probleme	der	jugendlichen,	die	oftmals	im	bereich		

der	wahrgenommenen	persönlichkeitseigenschaften	liegen,	muss	den	

betrieben	ihre	nicht	unberechtigte	angst	genommen	werden,	dass	sie	

sich	nur	probleme	in	ihrem	unternehmen	einhandeln,	wenn	sie	diesen	

jugendlichen	eine	chance	geben.	hier	muss	es	in	zukunft	eine	verbind-

liche	und	nachhaltig	ausgestaltete	Infrastruktur	im	sinne	einer	assis-

tierten	ausbildung	geben.	das	bedeutet	die	zusicherung	und	gewähr-
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leistung,	dass	diese	jugendlichen	(und	ihre	ausbildungsbetriebe)	auch	

während	der	ausbildung	begleitet	und	betreut	werden	von	professio-

nellen	fachkräften.	sie	sind	zur	stelle,	wenn	es	größere	probleme	gibt,	

die	überwunden	werden	müssen,	um	eine	erfolgreiche	ausbildung	zu	

gewährleisten.	und	diese	phasen	wird	es	bei	den	hier	interessierenden	

jugendlichen	geben,	so	dass	man	verlässliche	hilfestrukturen	implemen-

tieren	muss,	die	aber	nicht	etwa	–	wie	heute	schon	an	einigen	Orten	

geschehen	–	auf	der	basis	von	modellprojekten	realisiert	werden	dürfen.	

das	muss	im	Rahmen	einer	Regelförderung	geschehen.

professionelle Ausbildungs-und qualifizierungsunternehmen als 

personaldienstleister für die Wirtschaft

es	bleiben	allerdings	die	jugendlichen,	die	auch	weiterhin	zumindest	in	

einer	gewissen	übergangszeit	keinen	zugang	finden	(können)	zu	einem	

betrieblichen	ausbildungsangebot.	hier	sollte	man	aber	die	anzustre-	

benden	umweltbedingungen	einer	„normalen”	betrieblichen	ausbildung	

soweit	wie	möglich	abbilden.	diese	jugendlichen	dürfen	bis	auf	wenige	

ausnahmen	auf	keinen	fall	in	primär	schulisch	ausgerichtete	übergangs-

maßnahmen	„gesteckt	werden’’	(man	beachte	an	dieser	stelle,	dass	es	

sich	dabei	um	lernumgebungen	handelt,	in	denen	diese	schüler/-innen	

ja	gerade	erst	massive	scheiternserfahrungen	gemacht	haben).	Wir	

brauchen	für	einen	großteil	dieser	jungen	menschen	professionelle	aus-

bildungs-	und	Qualifizierungsunternehmen,	die	sie	aufnehmen,	bei	denen	

eine	reguläre,	also	anrechenbare	berufsausbildung	begonnen	werden	

kann	und	die	am	ersten	arbeitsmarkt	in	kooperation	mit	den	dort	agie-

renden	unternehmen	tätig	sind.	ausbildungs-	und	Qualifizierungsunter-

nehmen	akquirieren	für	die	Wirtschaft	echte	aufträge,	wickeln	diese		

ab	und	verfügen	über	ein	eigenes	fachlich	ausgebildetes	ausbildungs-

personal.	die	professionellen	ausbildungs-	und	Qualifizierungsunterneh-

men	erhalten	einen	entsprechenden	finanziellen	anreiz,	ihre	schützlinge		

so	schnell	wie	möglich	in	eine	betriebliche	ausbildung	zu	vermitteln.		

es	lohnt	sich	also	für	sie,	die	„guten”	jugendlichen	auch	schnell	wieder	

abzugeben.	Wichtig	hierbei	ist	eine	sehr	enge	Verzahnung	mit	den	be-

trieben	in	einem	dichten	netzwerk.

Vor	allem	die	zweite	komponente	des	ansatzes	einer	konsequenten		

„Verbetrieblichung”	hat	zur	Voraussetzung,	dass	man	vor	Ort	zurück-

greifen	kann	auf	hoch	professionelle	ausbildungs-	und	Qualifizierungs-

unternehmen,	die	aber	selbst	auch	eine	gewisse	stabilität	benötigen,		

um	die	komplexe	aufgabe	einer	möglichst	betriebsnahen	Organisation	

der	„übergangszone”	bewältigen	zu	können.	Wenn	man	dies	–	auch	

förderrechtlich,	also	finanzierungsseitig	–	sicherstellt,	kann	man	eine	

durchgängige	abschlussorientierung	der	förderung	in	der	„übergangs-

zone”	in	die	Wirklichkeit	transportieren.	möglichst	alle	bausteine	der	

förderung	sollten	anrechenbar	sein	für	einen	formalen	berufsabschluss,	

was	aber	bedeutet,	dass	die	maßnahmen	curricular	eng	abgestimmt		

sein	müssen	mit	den	anforderungen	der	berufsausbildungswelt.

um	es	deutlich	zu	sagen:	eine	für	den	einen	oder	anderen	jugendlichen	

notwendig	werdende	überbetriebliche	ausbildung	darf	nach	allen	erfah-

rungen,	die	wir	in	der	Vergangenheit	mit	diesem	ansatz	gemacht	haben,	

auf	keinen	fall	in	„geschlossenen	einrichtungen”	stattfinden,	die	dann	

entweder	mit	einem	sehr	hohen	aufwand	die	Rückbindung	an	betriebe	

anstreben	müssen	oder	sich	gleich	auf	die	vollständige	abwicklung	der	

ausbildung	einstellen.	Vielmehr	sollten	die	überbetrieblichen	ausbil-

dungsphasen	eher	im	sinne	der	ja	seit	langem	bekannten	„außerbetrieb-

lichen	ausbildungseinrichtungen”	organisiert	werden,	in	denen	bestimmte	

ausbildungsinhalte	vermittelt	werden,	die	über	die	einzelbetriebliche	

kompetenz	hinausreichen.	Warum	sollte	das	im	überbetrieblichen	Raum	

nicht	auch	gelingen	können?	die	professionellen	ausbildungs-	und	Qua-	

lifizierungsunternehmen	fungieren	in	diesem	modell	dann	als	„personal-

dienstleister”	für	die	Wirtschaft,	von	der	sie	auch	mit	unteraufträgen	

versorgt	werden,	die	sie	für	das	lebensnahe	lernen	an	und	in	echter	

arbeit	benötigen.	substanziell	ist	bei	diesem	Vorschlag	die	Vorstellung,	

dass	sich	die	unternehmen	in	einer	Region	zusammenschließen	und	die	

ausbildungs-	und	Qualifizierungsfirmen	mit	einem	teil	der	Integration	in	

ausbildung	und	arbeit	beauftragen.	dies	hätte	übrigens	auch	den	Vorteil,	

dass	wesentlich	zielgenauer	gesteuert	werden	kann	bei	der	frage,	welche	

ausbildungen	eigentlich	benötigt	werden.

praxisbeispiel: Jobcenter „Junges mannheim”

dieses	szenario	ist	nun	–	das	sei	besonders	herausgestellt	–	keine	aka-

demische	Vision,	sondern	an	vielen	stellen	in	unserem	land	zumindest	

partiell	schon	seit	langem	eine	Realität.	nehmen	wir	als	beispiel	mann-

heim,2	zum	einen,	weil	es	dem	dortigen	jobcenter	gelungen	ist,	inner-

halb	von	fünf	jahren	die	zahl	der	langzeitarbeitslosen	jugendlichen	unter	

25	jahre	in	der	300.000-einwohner-stadt	von	1.200	auf	nur	noch	54		

zu	reduzieren	(was	eine	Quote	von	0,3	prozent	bedeutet,	die	in	anderen	
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kommunen	schon	mal	über	10	prozent	beträgt).	das	jobcenter	„junges	

mannheim”	hat	viele	der	auch	hier	vertretenen	ansätze	schon	lange	

aufgegriffen,	so	die	erkenntnis,	dass	es	sinnlos	ist,	wenn	junge	leute	

ausgerechnet	in	klassenzimmern	nachholen	sollen,	woran	sie	schon		

in	ihrer	schulzeit	gescheitert	sind.	und	dass	es	nicht	zielführend	ist,		

„in	fortbildungskursen	Vogelhäuschen	zu	schreinern	oder	mauern	hoch-

zuziehen,	die	kurz	vor	feierabend	wieder	eingerissen	werden.”	eine	

erfolgskomponente	der	mannheimer	ist	sicher	in	der	zusammenarbeit	

mit	professionellen	ausbildungs-	bzw.	Integrationsunternehmen	vor	Ort	

zu	finden.	hierzu	der	folgende	illustrative	passus	aus	dem	brand eins-

Artikel von Bognanni und Pennekamp:	„Wer	etwa	gern	lagerist	werden	

will,	landet	in	mannheim	nicht	auf	der	schulbank,	sondern	in	einer	groß-

en	Industriehalle	am	stadtrand.	äußerlich	unterscheidet	sich	die	gemein-

nützige	ad	laborem	gmbh	nicht	von	anderen	lager-	und	logistikbetrie-

ben.	mitarbeiter	verpacken	auspuffrohre,	kühlerwannen	und	andere	

autoersatzteile	in	maßgeschneiderte	pappkartons;	mit	paletten	beladene	

gabelstapler	steuern	durch	die	engen	gänge	zwischen	Regalwänden,		

und	an	einer	Werkbank	zählen	männer	und	frauen	konzentriert	schrau-

ben	und	muttern	ab,	die	sie	in	durchsichtige	plastikbeutel	verpacken.		

ein	Vorarbeiter	durchstreift	die	halle	und	hakt	auf	einer	liste	ab,	was	

schon	erledigt	ist.	ad	laborem	ist	eigentlich	ein	gewöhnlicher	betrieb,		

der	einem	großen	autokonzern	zuarbeitet	–	wäre	da	nicht	das	gläserne	

büro	am	Rande	der	halle.	‚sozialdienst’	steht	über	der	tür.	Im	Inneren	

sitzt	guido	leckenbusch,	einer	von	drei	pädagogen,	die	das	unterneh-

men	beschäftigt.	der	kräftige	mann	erklärt,	dass	in	dem	Integrations-

betrieb	unbefristet	angestellte	lageristen	seite	an	seite	mit	jungen	

arbeitslosen	arbeiten.	die	jobsuchenden	sollen	sich	an	feste	arbeits-

abläufe	gewöhnen.	jeden	tag	von	7.30	bis	1�	uhr	müssen	sie	mit	an-

packen.	‚Viele	jugendliche’,	sagt	leckenbusch,	‚müssen	erst	mal	ganz	

grundlegende	dinge	lernen’:	pünktlich	sein,	konflikte	lösen,	im	team	

arbeiten.	bei	der	arbeit	und	bei	gesprächen	mit	den	pädagogen	kommt	

zutage,	was	die	jugendlichen	daran	hindert,	ein	geregeltes	arbeitsleben	

zu	führen.	‚alkoholprobleme,	faulheit,	missbrauchserfahrungen’,	zählt	

leckenbusch	auf.	daran	arbeiten	die	pädagogen	mit	den	jugendlichen.	

jede	Woche	schicken	sie	einen	bericht	an	das	jobcenter.	Wenn	pädago-

gen	und	fallmanager	überzeugt	sind,	dass	sich	die	jugendlichen	gefan-

gen	haben,	reif	für	die	arbeitswelt	sind,	schicken	sie	ihre	klienten	in	ein	

praktikum.	häufig	ist	das	die	brücke	zu	einem	ausbildungsplatz.”	

Voraussetzung	für	diese	arbeit	ist	die	zusammenarbeit	mit	einem	aus-

bildungs-	und	Qualifizierungsunternehmen,	das	nicht	nur	in	der	lage		

sein	muss,	auf	die	überaus	heterogenen	problemlagen	der	jugendlichen,	

die	in	der	Regel	einer	gelingenden	Integration	in	das	ausbildungssystem	

entgegenstehen,	adäquat,	also	professionell	zu	reagieren.	auch	muss		

das	ausbildungs-	und	Qualifizierungsunternehmen	so	fest	in	der	„nor-

malen”	Wirtschafts-	und	arbeitswelt	verankert	sein,	dass	es	darüber	

überhaupt	die	möglichkeit	einer	Vermittlung	in	normale	betriebliche	

ausbildungsplätze	bekommt.	beides	ist	im	beschriebenen	mannheimer	

fallbeispiel	gleichsam	lehrbuchhaft	gelungen	–	aber	auch	hier	und	in		

den	vielen	anderen	beispielhaften	projekten	in	diese	Richtung,	die	es	

teilweise	schon	seit	jahren	gibt,	zeigen	sich	übrigens	die	gleichen	struk-

turprobleme	hinsichtlich	finanzierung	und	existenzsicherung	wie	sie	

schon	für	die	modelle	der	sog.	produktionsschulen	skizziert	worden	sind.	

aber	noch	einmal	zurück	zum	mannheimer	beispiel,	zeigt	sich	doch	hier	

viel	von	der	logik,	die	dem	hier	vertretenen	Reformansatz	eines	Wandels	

vom	bestehenden	„übergangssystem”	zur	betriebsnahen	Integration	in	

arbeit	und	ausbildung	zugrunde	liegt:	„die	enge	zusammenarbeit	mit	

sog.	beschäftigungsträgern,	diese	mischung	aus	arbeitsalltag	und	sozial-

therapie,	ist	das	herz	des	‚systems	mannheim’.	(das)	jobcenter	koope-

riert	mit	acht	betrieben.	die	jugendlichen	können	zwischen	vierzig	be-

rufsfeldern	wählen,	auf	welchen	sie	sich	erproben	wollen.	die	stärke		

des	modells	liegt	darin,	dass	jugendliche	wie	in	der	realen	arbeitswelt	

jobben	–	dabei	aber	ständig	betreut	werden.	experten	loben	diese	‚Ver-

betrieblichung’	der	Vermittlung”,	schreiben	bognanni	und	pennekamp	in	

ihrem	bericht	über	die	mannheimer	erfahrungen.

auch	in	der	aktuellen	debatte	über	die	notwendigen	Veränderungen		

des	„übergangssystems”	werden	die	hier	vorgestellten	überlegungen	

aufgegriffen	und	mit	weiteren	aspekten	angereichert.	so	plädiert	das	

Vorstandsmitglied	der	bundesagentur	für	arbeit,	heinrich	alt,	für	neue	

schwerpunkte	in	der	finanziellen	förderung.	diese	sollte	zukünftig	stär-

ker	auf	die	ausbildungsbegleitung	für	schwierige	jugendliche	statt	auf	

„berufsvorbereitung”	ausgerichtet	werden.3	dafür	kann	sich	alt	auch	

„umschichtungen”	bei	den	arbeitsagenturen	und	jobcentern	vorstellen,	

um	das	zu	finanzieren.	allerdings	–	finanzieren	von	maßnahmen	ist	das	

eine,	das	erforderliche	personal	für	eine	viele	arbeitgeber	entlastende	

ausbildungsbegleitung	zu	rekrutieren	und	in	diesem	feld	zu	halten,	das	

andere.
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diese	wenigen	hinweise	auf	die	anzustrebende	professionalität	der	

„übergangszone”	verweisen	deutlich	darauf,	dass	neben	der	grund-

legenden	Reform	des	maßnahmendschungels	auch	eine	parallele	Reform	

der	arbeitsbedingungen	des	personals	in	diesem	bereich	vorgenommen	

werden	muss,	denn	Qualität	hat	ihren	preis.

4.  pRofESSioNAliSiERuNg DER ARBEitSBEDiNguNgEN 

DES pERSoNAlS

flächendeckende Sicherstellung sozialpädagogischer  

„Kerndienstleistung”

die	Intensivierung	und	flächendeckende	sicherstellung	einer	kontinuier-

lichen	begleitung	und	betreuung	der	jugendlichen	mit	den	größten	

Integrationsproblemen	in	Verbindung	mit	einer	nachhaltigen	stabili-

sierung	und	aufwertung	der	arbeitsbedingungen	für	die	fachkräfte,		

die	das	leisten	(sollen)	ist	eine	wesentliche	bedingung	für	den	erfolg		

der	gerade	skizzierten	ansätze.	In	vielen	analysen,	die	sich	mit	dem	

„übergangssystem”	beschäftigen,	wird	immer	wieder	deutlich	kritisiert,	

dass	wir	hier	mit	einer	nicht	mehr	überschaubaren	zahl	an	Initiativen,	

modellen,	förderlinien,	programmen	und	projekten	konfrontiert	sind,	

die	auch	noch	zumeist	befristet	angelegt	sind.	das	führt	zu	Ineffizienzen	

und	auch	Ineffektivitäten.	Was	aber	viel	zu	selten	thematisiert	wird		

sind	die	teilweise	haarsträubenden	arbeitsbedingungen,	unter	denen		

die	fachkräfte,	die	sich	um	die	jugendlichen	kümmern	sollen,	ihre	wich-

tige	tätigkeit	absolvieren	müssen.	hier	dominieren	befristete	Verträge	

und	eine	sehr	niedrige	bezahlung	mit	den	notwendigen	folgen	einer	

hohen	fluktuation	sowie	der	unmöglichkeit,	langfristige	und	sichere	

bindungen	aufbauen	zu	können,	die	aber	für	die	hier	interessierenden	

pädagogischen	prozesse	essentiell	sind.	spricht	man	mit	den	praktikern	

in	diesem	bereich,	dann	wird	man	immer	wieder	bei	der	suche	nach	den	

wirkkräftigen	erfolgsfaktoren	für	gelingende	Integrationsprozesse	mit		

der	zentralen	bedeutung	einer	intensiven	individuellen	begleitung	und	

betreuung	der	„schwierigen”	jugendlichen,	und	dies	dann	über	einen	

längeren	zeitraum	hinweg,	konfrontiert.	

hier	ist	die	eigentliche	sozialpädagogische	„kerndienstleistung”	ange-

siedelt,	die	wir	auch	bei	veränderten	marktverhältnissen	anbieten	und	

mit	der	nötigen	Qualität	versehen	müssen.	dies	ist	umso	wichtiger	vor	

dem	hintergrund	des	zusammenspiels	aus	gestiegenen	anforderungen	

seitens	der	betriebe	und	den	bei	nicht	wenigen	jugendlichen	durchaus	

vorhandenen	(und	insgesamt	zunehmenden)	problemen	vor	allem	im	

Verhaltensbereich	und	bei	basalen	schlüsselqualifikationen.	In	diesem	

bereich	sollte	ein	zentrales	Reformmoment	sein,	dass	diese	wichtige	

kerndienstleistung	verlässlich	und	als	Regelleistung	ausgestaltet	ange-

boten	werden	kann,	damit	man	die	bereits	angesprochenen	schwellen-

ängste	bei	vielen	unternehmen	reduzieren	oder	beseitigen	kann.

Stabile Rahmenbedingungen

die	Realität	in	diesem	bereich	ist	leider	derzeit	eine	andere.	nehmen		

wir	aus	dem	universum	der	vielen	gut	gemeinten,	aber	zersplitterten	

förderlandschaft	den	hervorragenden	ansatz	der	„kompetenzagenturen”.	

die	grundzüge	des	programms	entstanden	in	der	modellphase	von		

2002	bis	200�.	ende	200�	wurde	das	programm	durch	das	bmfsfj	

ausgeweitet.	In	der	ersten	auswahlrunde	waren	zunächst	144	kompe-

tenzagenturen,	in	der	zweiten	auswahlrunde	im	juli	2007	wurde	die	

anzahl	auf	bundesweit	200	standorte	erhöht.	das	esf-programm	kom-

petenzagenturen	wird	in	der	neuen	esf-periode	2007-2013	als	teil		

der	Initiative	jugend	stäRken	des	bundesministeriums	für	familie,	

senioren,	frauen	und	jugend	fortgesetzt.	bei	diesem	programm	geht		

es	darum,	dass	die	jugendlichen	–	passgenau	an	ihren	individuellen	

Voraussetzungen,	lebenslagen	und	Orientierungen	ansetzend	–	durch	

das	übergangssystem	„gelotst”	werden,	wobei	sich	die	lotsen	dabei		

aller	verfügbaren	übergangshilfen	bedienen	(sollen).	man	hat	in	diesem	

programm	also	keine	neuen	Instrumente	erfunden,	sondern	auf	die	

methodik	des	„case	managements”	im	sinne	der	lotsenfunktion	durch	

das	undurchsichtige	„system”	an	maßnahmen	und	möglichkeiten	gesetzt.	

die	bislang	vorliegenden	evaluierungsbefunde	sind	durchgängig	positiv,	

aber	in	praxi	entsteht	innerhalb	des	systems	durch	die	befristungen	und	

die	andauernde	unsicherheit,	ob	der	ansatz	weiterverfolgt	werden	kann,	

eine	permanente	Instabilität.	zudem	ist	es	derzeit	nicht	möglich,	dass	

beispielsweise	die	grundsicherungsstellen	vor	Ort	sagen,	wir	finanzieren	

diese	wichtige,	und	unterm	strich	mittel-	und	langfristig	erhebliche	mittel	

einsparende	dienstleistung,	über	das	eingliederungsbudget.
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qualitätsstandards sichern

die	frage	der	professionalität	des	personals	in	diesem	bereich	–	und	

zwar	nicht	nur	bei	den	bildungs-	und	beschäftigungsträgern,	die	maßnah-

men	anbieten	und	durchführen,	sondern	auch	und	vor	allem	auf	seiten	

der	den	jugendlichen	und	jungen	menschen	gleichsam	als	„staatsmacht”	

entgegentretenden	mitarbeiter	in	den	jobcentern	und	arbeitsagenturen	–	

ist	von	entscheidender,	leider	aber	in	den	dominierenden	„strukturver-

liebten”	debatten	völlig	unterbelichteter	bedeutung.	auch	hier	sei	auf	

eine	passage	aus	dem	bereits	zitierten	artikel	von	bognanni	und	penne-

kamp	verwiesen:	„(das	jobcenter)	besteht	aus	den	fallmanagern,	zu	

denen	die	jugendlichen	kommen,	bevor	sie	an	die	beschäftigungsträger	

weitervermittelt	werden.	Ihre	aufgabe	reicht	weit	über	die	eines	jobver-

mittlers	hinaus.	sie	verlangt	auch	die	kompetenz	und	sensibilität	guter	

lehrer.	die	fallmanager	müssen	frühzeitig	erkennen,	was	den	jugend-

lichen	im	Weg	steht	und	wo	ihre	potenziale	stecken.	sie	müssen	ent-

scheiden,	wann	druck	nötig	und	wann	freiraum	möglich	ist.	sie	müssen	

erkennen,	wann	sie	veralbert	werden	sollen	und	wann	ein	teenager	an	

seine	grenzen	stößt.”4

die	anforderungen	an	die	fallmanager	und	das	beispiel	kompetenz-

agenturen	sowie	die	vielen	schnittstellen	bzw.	blockaden	zwischen	den	

vielen	akteuren,	die	in	diesem	großen	bereich	mit	eigenen	programmen,	

Initiativen	und	maßnahmen	agieren,	verweisen	abschließend	auf	eine	

immer	wieder	angesprochene	aufgabe,	hinsichtlich	deren	lösung	aber	

außer	einem	abstrakten	aufruf	zu	mehr	kooperation,	koordination	und	

einheitlicher	steuerung	nur	wenig	zu	finden	ist	in	den	bislang	vorliegen-

den	Reformvorschlägen.

5.  StEuERuNg DER üBERgANgSzoNE – KoNzERtiERtE  

AKtioN DER ViElEN EiNzElAKtEuRE

Ein konsistentes gesamtsystem mit einer transparenten Steuerung – 

oder: Wer soll (wie) den hut aufhaben?

zur	Illustration	des	problems	hier	nur	ein	beispiel	aus	dem	Versuch	einer	

annäherung	an	die	Vielgestaltigkeit	des	„übergangssystems”:	schaut	

man	stellvertretend	für	viele	analysen	in	das	umfassende	gutachten	zur	

systematisierung	der	fördersysteme,	-instrumente	und	-maßnahmen	in	

der	beruflichen	benachteiligtenförderung,5	dann	ergibt	sich	das	folgende	

bild:	die	studie	ermittelte	193	programme,	21	davon	auf	bundes-	und	

172	auf	länderebene!	allein	in	nRW	gab	es	mit	20	und	in	hessen	mit		

19	programmen	fast	genauso	viele	programme	wie	auf	der	bundesebene.	

und	das	ist	keine	vollständige	erhebung	der	förderlandschaft,	sondern	

lediglich	der	ausschnitt	der	programmförderung.

man	muss	zur	kenntnis	nehmen,	dass	in	der	„übergangszone”	viele	

akteure	mit	ihren	jeweils	eigenen	Interessen	aktivitäten	entfalten		

und	darunter	nicht	selten	auch	solche,	die	sich	abgrenzen	sollen	zu	

anderen	angeboten.	da	gibt	es	die	agenturen	für	arbeit,	die	jobcenter,	

die	jugendämter	und	die	anbieter	von	maßnahmen	der	jugendberufs-

hilfe,	die	relevanten	Regelsysteme	sgb	III,	II	und	VIII,	die	kommunen	

und	die	bundesländer,	die	berufs-	und	fachschulen	usw.	

notwendig	ist	aber	eine	möglichst	konzertierte	aktion	der	vielen	einzel-

akteure	in	einem	netzwerk	um	den	jugendlichen	oder	jungen	erwachse-

nen	herum.	hierfür	bedarf	es	einer	verbindlichen	matrix	der	zusammen-

arbeit,	ansonsten	bleibt	diese	–	wie	bereits	heute	zu	beobachten	–	der	

zufälligkeit	der	gelingens-	oder	eben	nicht-gelingensbedingungen	vor	

Ort	ausgeliefert,	die	wiederum	im	Regelfall	durch	persönliche	faktoren	

strukturiert	werden.	

den	(scheinbar)	am	weitesten	reichenden	Vorschlag	hat	die	arbeitsge-

meinschaft	jugendhilfe	(agj)	vorgetragen	–	scheinbar	deshalb,	weil	er	

letztendlich	gefangener	des	viel	kritisierten	versäulten	denkens	bleibt:	

„die	steuerung	entsprechender	angebote	im	übergang	von	der	schule		

in	ausbildung	und	beruf	sollte	durch	die	örtliche	kinder-	und	jugendhilfe	

erfolgen,	die	als	zentrale	steuerungsinstanz	diese	funktion	umfassender	

wahrnehmen	kann	als	z. b.	die	schul-	und	die	arbeitsverwaltung	[...]		

In	einem	reformierten	übergangssystem,	das	nicht	mehr	vorrangig	als	

bildungspolitischer	puffer	für	fehlende	ausbildungsplätze	dient,	sondern	

besonders	förderungsbedürftige	jugendliche	unterstützt,	ist	es	kern-

kompetenz	der	kinder-	und	jugendhilfe,	benachteiligungen	abzubauen	

und	die	individuelle	entwicklung	der	jugendlichen	zu	fördern.”�

die	richtige	antwort	kann	aber	zum	einen	nicht	in	einem	entweder-Oder	

liegen,	sondern	in	einem	sowohl-als-auch,	denn	man	muss	akzeptieren,	

dass	die	für	eine	gelingende	Integration	der	jugendlichen	in	ausbildung	

und	arbeit	erforderlichen	Ressourcen	eben	nicht	nur	von	einer	institutio-

nellen	ebene	zur	Verfügung	gestellt	werden	(müssen	und	können).	zum	
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anderen	aber	muss	dieses	sowohl-als-auch	eingebettet	werden	in	die	

Verbindlichkeit	einer	zuständigkeitsgesteuerten	Verantwortungsübernah-

me	für	den	einzelnen	fall.	dies	kann	sehr	wohl	in	strukturen	erfolgen,	

die	nicht	die	berühmte	„systemfrage”	stellen,	womit	die	Realisierungs-

wahrscheinlichkeit	absehbar	gegen	null	gehen	würde.

Keine neue Behörde, aber alle Angebote „unter einem Dach”

konkret	wird	hier	dafür	plädiert,	verbindlich	auf	der	kommunalen	ebene	

„jugendagenturen”	(oder	wie	auch	immer	diese	einrichtungen	letzt-

endlich	genannt	werden)7	einzurichten,	in	denen	die	relevanten	akteure	

unter	einem	dach	zusammenarbeiten,	ohne	dass	sie	ihre	herkunfts-

behörde	aufgeben	müssen.	diese	jugendagenturen	wären	für	die	ge-

samte	fallsteuerung	zuständig	und	sie	müssten	mit	einem	budget	aus-

gestattet	werden,	das	sich	vom	Volumen	her	speist	aus	den	beteiligten	

institutionellen	ebenen.	Wir	hätten	dann	einen	aus	unterschiedlichen		

Quellen	aufgefüllten	fonds,	mit	dem	vor	Ort	die	notwendigen	ausgaben	

finanziert	werden	könnten.	die	angedachten	jugendagenturen	sollten	

ausschließlich	die	fallarbeit	organisieren	und	steuern,	damit	wäre	nicht	

der	aufbau	einer	neuen	behörde	verbunden.	die	institutionell	nach	außen	

eigenständigen	agenturen	sollten	allerdings	einheitlich	und	flächen-

deckend	verbindlich	vorgegeben	werden,	damit	nicht	erneut	ein	flicken-

teppich	der	institutionellen	umsetzung	mit	einer	breiten	Varianz	(von	

gut	bis	sehr	schlecht)	das	licht	der	Welt	erblicken	kann.	natürlich	würden	

die	arbeitsagenturen	und	die	jobcenter	mit	ihrem	personal	eine	wichtige	

Rolle	spielen,	aber	das	würde	und	muss	angereichert	werden	mit	weite-

ren	fachkräften,	die	sicherstellen	können,	dass	angemessene,	also	pro-

fessionelle	antworten	auf	die	sehr	unterschiedlichen	problemlagen	der	

jugendlichen	(und	der	betriebe)	gegeben	werden	können.	die	jugend-

agenturen	wären	eng	vernetzt	mit	lokal	bzw.	regional	verankerten	aus-

bildungs-	oder	Integrationsunternehmen,	denen	bei	nachweis	einer	

erfolgreichen	tätigkeit	aber	auch	deutlich	stabilere	Rahmenbedingungen	

für	ihr	eigenes	agieren	gewährt	werden	muss	als	wir	es	heute	vorfinden.

man	kann	sich	sehr	gut	vorstellen,	dass	die	hier	vorgeschlagene	fonds-

finanzierung	der	jugendagenturen	(die	ja	im	prinzip	nichts	anderes	

darstellt	als	eine	kontenmäßige	zusammenführung	vorhandener	finanz-

volumina)	dahingehend	detailliert	wird,	dass	ein	gewisser	teil	des	bud-

gets	reserviert	wird	für	neue,	möglicherweise	innovative	anbieter,	die	

aber	nicht	zu	den	etablierten	strukturen	vor	Ort	gehören,	um	auf	diesem	

Wege	einen	sinnvollen	anteil	von	Wettbewerb	und	konkurrenz	der	kon-

zeptionen,	Instrumente	und	herangehensweise	institutionell	abzusichern.	

aber	man	muss	sich	zugleich	zugestehen	und	dies	auch	akzeptieren:		

eine	nachhaltige	ausgestaltung	eines	neuen,	echten	übergangssystems	

muss	eine	gewisse	konstanz	und	damit	auch	(ab)schließung	auf	seiten	

der	träger	zulassen,	um	eine	anzustrebende	Qualität	auch	erreichen		

zu	können,	denn	die	Vermittelbarkeit	der	meisten	jugendlichen	und	

jungen	erwachsenen,	um	die	es	hier	geht,	ist	doch	überwiegend	begrenzt	

auf	die	regionalen	arbeitsmärkte,	was	wiederum	die	eigene	regionale	

Vernetzung	der	träger	zu	einem	eigenständigen	Wertbestandteil	werden	

lässt,	den	man	für	die	zielerreichung	benötigt.	die	träger	von	maß-

nahmen	sollten	aus	ordnungspolitischen	gründen	nicht	mitglied	der	

jugendagenturen	werden,	aber	es	muss	gelingen,	ihre	expertise	und	

erfahrungen	produktiv	in	die	arbeit	der	jugendagenturen	einzubinden,	

was	beispielsweise	über	fest	installierte	fallkonferenzen	und	klare	Verein-	

barungen	hinsichtlich	der	zu	leistenden	arbeit	realisiert	werden	könnte.

Vgl. hierzu Henkel, Knut: Die letzte Chance. In: taz. die tageszeitung, 
06.08.2011.
Vgl. zum Beispiel Mannheim den instruktiven Beitrag von Bognanni, Massimo / 
Pennekamp, Johannes (2001): Die Reparaturwerkstatt. In: brand eins.  
Wirtschaftsmagazin, Heft 4/2011, S. 80-85.
FAZ, 01.08.2011.
Bognanni, Massimo / Pennekamp, Johannes (2011): Die Reparaturwerkstatt. 
In: brand eins. Wirtschaftsmagazin, Heft 4/2011, S. 83.
Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.) (2009): Gutachten 
zur Systematisierung der Fördersysteme, -instrumente und -maßnahmen in 
der beruflichen Benachteiligtenförderung. Bonn, Berlin.
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (2009): Übergänge in Aus-
bildung und Arbeit. Positionspapier der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und 
Jugendhilfe – AGJ, Berlin, 02./03.12.2009, S. 6.
Man möge diese Begrifflichkeit von den „Jugendagenturen” unbedingt als das 
verstehen, was sie zum Ausdruck bringen soll: Ein Arbeitstitel, der gerne durch 
einen anderen ersetzt werden kann und darf.
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RefORmansatz:	 	
zuR	bedeutung	deR	schule	 	
Im	beRufsfIndungspROzess	

Jens Bachmann

Wenn	man	die	zu	beginn	eines	jeden	ausbildungsjahres	von	

unternehmerseite	vorgebrachte	kritik,	dass	schülerinnen	

und	schüler	–	nicht	nur	aus	haupt-	oder	förderschulen	–	

seitens	der	schule	und	des	elternhauses	unzureichend		

auf	die	anforderungen	der	arbeitswelt	vorbereitet	seien,	teilt	

und	auch	der	aussage	zustimmt,	dass	die	finanziellen	mittel,	

die	in	diesem	zusammenhang	eingesetzt	werden,	immer	

knapper	ausfallen,	stellt	sich	die	frage,	warum	lokal	erfolg-

reiche	modelle1,	die	nachweislich	nach	angaben	der	Initia-

toren	über	mehrere	jahre	ihre	tauglichkeit	bei	der	beruf-

lichen	Integration	von	„behinderten”	jugendlichen	unter	

beweis	gestellt	haben,	nicht	wissenschaftlich	untersucht	und	

auf	ihre	brauchbarkeit	in	der	fläche	geprüft	werden.2

unter	umständen	liegt	die	antwort	darin	begründet,	dass	

auch	die	erfolgreichste	schulische	bildung	natürlich	keine	

zusätzlichen	ausbildungsplätze	schafft	und	dass	bewer-	

ber/-innen	große	regionale	und	branchenspezifische	dispari-

täten	vorfinden.	hinzu	kommen	aber	auch	die	große	Vielfalt	

der	konzeptionen	und	unterschiedliche	„umwelten”	in	den	

Regionen	mit	ihren	jeweils	spezifischen	herausforderungen.	

auch	die	beziehungsebene	der	handelnden	personen	in	den	

verschiedenen	modellen	ist	von	entscheidender	bedeutung	

für	ein	erfolgreiches	konzept.	
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Insofern	verwundert	es	nicht,	wenn	bildungsforscher	aber	auch	politiker,	

Repräsentanten	von	unternehmerverbänden	und	Vertreter	der	agentur	

für	arbeit3	sich	darauf	beschränken,	nur	sehr	allgemein	gehaltene	poli-

tische	forderungen	zur	Verbesserung	der	situation	zu	formulieren.	den	

schulen	vor	Ort	helfen	diese	forderungen	in	ihrer	konkreten	alltäglichen	

arbeit	nicht	weiter	–	nicht,	weil	sie	nicht	berechtigt	wären,	sondern		

weil	sie	zu	unspezifisch	sind.	und	–	was	wäre,	wenn	auf	einmal	aus-

reichend	geld	zur	Verfügung	gestellt	werden	würde?	Ohne	vorhandene	

konzeption(en)	könnte	es	gar	nicht	sinnvoll	ausgegeben	werden.	eine	

schule,	die	sich	jetzt	auf	den	Weg	machen	will,	um	ihren	kindern	und	

jugendlichen	einen	Weg	in	die	arbeitswelt	zu	eröffnen,	braucht	andere	

unterstützung.

bevor	versucht	wird,	diese	zu	konkretisieren,	muss	geklärt	werden,	ob	

schule	die	aufgabe	„berufsorientierung”	überhaupt	übernehmen	kann	

und	soll.4	unsere	antwort	ist	eindeutig:	„ja”,	und	zwar	mit	folgender	

begründung:

1.	nur	unter	dieser	Voraussetzung	haben	jugendliche	aus	förderschulen	

(und	hauptschulen)	überhaupt	die	möglichkeit,	in	die	konkurrenz	um	

ausbildungsplätze	mit	ihren	altersgenossen	aus	Real-	oder	gesamtschu-

len	einzutreten.	Wie	ein	blick	auf	die	soziale	herkunft	vieler	schülerinnen	

und	schüler	aus	förderschulen	belegt,	sind	deren	eltern	häufig	in	den	

untersten	einkommensschichten	zu	finden.	Viele	von	ihnen	sind	arbeits-

los	und	haben	keinen	oder	kaum	noch	bezug	zu	den	Werten,	die	in	der	

arbeitswelt	verlangt	werden.	hier	muss	schule	eingreifen	und	wenigstens	

in	ansätzen	für	chancengleichheit	sorgen.

2.	schaut	man	sich	genauer	an,	was	die	mitarbeiterinnen	und	mitarbeiter	

der	bundesagentur	für	arbeit	(bfa)	beim	übergang	schule-beruf	im	

Reha-bereich	für	die	schülerinnen	und	schüler	tun,	erkennt	man,	dass	

konkrete	Vermittlungsarbeit	von	dieser	Institution	schon	seit	jahren		

nicht	mehr	geleistet	wird.5	das	„handeln”	der	Reha-berater	vor	Ort	er-

schöpft	sich	in	der	sammlung	von	daten�,	die	ihnen	die	schulen	liefern	

(müssen)	und	in	der	Vorstellung	der	ergebnisse	der	psychologischen	

untersuchungen	(psu),	die	in	aller	Regel	für	die	beteiligten	(jugend-

liche,	eltern,	lehrerinnen	und	lehrer)	keine	neuen	erkenntnisse	zu		

tage	fördern.	ansonsten	werden	diese	auf	die	diversen	Internetseiten		

bei	der	bfa,	der	Industrie-	und	handelskammer	(Ihk)	oder	der	hand-

werkskammer	(hwk)	verwiesen,	auf	denen	sich	ausbildungsstellen	finden	

lassen	(die	oft	schon	lange	nicht	mehr	aktuell	sind).	ausbildungsbetriebe	

und	die	dort	handelnden	personen	kennt	der	Reha-berater	schon	gar	

nicht.	Insofern	fragt	er	auch	nicht	nach	dem	persönlichkeitsprofil	der	

jugendlichen	oder	der	ausbilder,	obwohl	dieser	faktor	für	den	erfolg-

reichen	ausbildungsverlauf	sehr	viel	bedeutsamer	ist	als	die	frage	nach	

dem	handwerklichen	geschick	oder	der	Wetter(un)empfindlichkeit.		

lehrerinnen	und	lehrer,	die	sowohl	ihre	schülerinnen	und	schüler	als	

auch	die	mitarbeiterinnen	und	mitarbeiter	in	den	betrieben	z. t.	seit	

jahren	kennen,	können	diese	–	und	weitere	fragen	–	sehr	viel	fundier-	

ter	beantworten.	sie	wissen,	welche	persönlichkeiten	zusammen	passen	

und	können	gezielt	zuordnungen	vornehmen.	generell	gilt	die	aussage:	

kolleginnen	und	kollegen	haben	sehr	viel	mehr	Wissen	über	die	faktoren,	

die	für	eine	erfolgreiche	ausbildung	unabdingbar	sind	als	die	mitarbeite-

rinnen	und	mitarbeiter	der	bfa.

In	einer	berufsorientierung	auf	dieser	basis	(beziehungsebene)	spielt		

die	art	des	zeugnisses	(hauptschulabschluss,	Qualifizierender	haupt-

schulabschluss	oder	mittlere	Reife)	eine	sehr	viel	geringere	Rolle,	als	ihr	

beispielsweise	in	der	literatur	und	in	der	wissenschaftlichen	diskussion	

zugewiesen	wird.	ein	metzgermeister	hat	natürlich	ein	Interesse	daran,	

dass	sein	lehrling	die	grundrechenarten	beherrscht.	Viel	wichtiger	aber	

ist	ihm	dessen	einstellung	zur	arbeit,	wie	die	aussage	von	herrn	thoma	

aus	frankfurt	belegt:	„der	junge	soll	anpacken	können.	das	bisschen	

mathe	bringe	ich	ihm	schon	bei!”

dieses	zitat	spiegelt	die	Werteorientierung	des	betriebsinhabers	sehr	

deutlich	wider.	es	erinnert	aber	auch	an	die	„binsenweisheit”,	dass		

sich	schulische	Inhalte	sehr	viel	besser	vermitteln	lassen,	wenn	jugend-

liche	wissen,	dass	ihr	lernen	einen	sinn	(gebrauchswert)	hat.	die	ge-

sellschaft,	hier	Wirtschaft	und	unternehmen,	muss	ihr	Versprechen	

„jeder,	der	will,	kann	es	schaffen!”	auch	einlösen.	dies	gilt	umso	mehr	

bei	jungen	und	mädchen,	die	in	einem	sozialen	umfeld	aufgewachsen	

sind,	in	dem	sie	häufig	gegenteilige	erfahrungen	machen	mussten.

Wir	sind	also	der	auffassung,	dass	schule	die	aufgabe	der	berufsorien-

tierung	und	gestaltung	des	übergangs	in	die	arbeitswelt	übernehmen	

muss.	dazu	haben	wir	an	der	Weißfrauenschule,	sprachheilschule,		

in	frankfurt	am	main	folgendes	modell	zur	Verbesserung	der	berufsreife	

bei	schülerinnen	und	schülern	der	mittel-	und	hauptstufe	entwickelt:	
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ausgehend	von	der	beobachtung,	dass	in	den	jahren	vor	einführung		

des	modells	der	anteil	der	schülerinnen	und	schüler,	die	mit	dem	er-

reichen	des	hauptschulabschlusses	am	ende	des	9.	schuljahres	in	ein	

lehrverhältnis	eintreten	konnten,	drastisch	gesunken	war	(bis	unter		

fünf	prozent),	sahen	wir	uns	vor	die	aufgabe	gestellt,	diesem	trend	

entgegenzuwirken.	Wir	taten	dies	vor	allem	aus	dem	ganz	eigennützigen	

bedürfnis	heraus,	unsere	arbeitsbedingungen	zu	verbessern,	denn	die	

zunehmende	perspektivlosigkeit	der	schülerinnen	und	schüler	auf	dem	

arbeitsmarkt	hatte	natürlich	auch	in	der	schule	ihre	spuren	hinterlassen.	

kurz	gesagt	standen	besonders	die	in	der	hauptstufe	unterrichtenden	

kolleginnen	und	kollegen	vor	der	alternative,	ihre	zeit	vor	allem	mit	

disziplinierungsmaßnahmen	zu	verbringen	oder	den	trend	um-	und	zur	

eigentlichen	aufgabe	zurückzukehren,	die	schülerinnen	und	schüler		

auf	die	anforderungen	des	lebens,	insbesondere	der	arbeitswelt,	vorzu-

bereiten.	das	wiederum	bedeutete,	sich	mit	der	damals	(und	auch	heute	

noch)	verbreiteten	kritik	an	der	mangelnden	berufsreife	der	jugendlichen	

auseinander	zu	setzen.	einen	Versuch	in	diese	Richtung	stellt	das	im	

folgenden	vorgestellte	modell	dar.

Stufe i (Klasse 5 und 6): frühe Berufsorientierung

Ausgangsfragen:		
„Wer	bin	ich?”	Wie	sieht	die	arbeitswelt	aus?	die	zugänge	sind	spielerisch:		
Rollenspiele	(z. b.:	„überzeuge	ein	gegenüber	von	deinem	berufswunsch”),		
simulationen	und	tests	(z. b.	konfrontation	von	eigen-	und	selbstwahrnehmung).	
	
Form:		
zusatzkurs	am	nachmittag	(zwei	Wochenstunden	für	jeweils	12	kinder),	durch-
geführt	durch	externe	fachkräfte	(lehramtsstudentinnen	mit	Qualifikationen	im	
bereich	arbeitslehre/berufsfindung).	
berufserkundungen	durch	betriebsbesichtigungen	und	„profis”	aus	handwerk	und	
Industrie	als	gäste	der	schule.	
Informationsveranstaltungen	für	die	eltern,	eltern-kind-tag,	elterngespräche	und	
wenn	möglich,	deren	einbindung	bei	der	suche	nach	betriebspraktikumsplätzen	
(gelingt	mit	ein	bis	zwei	elternpaaren	pro	jahr).

Stufe ii (Klasse 7): Vorbereitung der Wahl von praktika

erstes	kennenlernen	von	tätigkeiten	und	arbeitsabläufen	in	zwei	ausgewählten	
berufen	in	dem	fach	arbeitslehre	und	im	Rahmen	von	zwei	zehntägigen	block-
praktika	in	ausgewählten	betrieben.	erwerb	von	schlüsselqualifikationen	wie	
pünktlichkeit	und	zuverlässigkeit.	
auf	die	gewählten	berufe	abgestimmte	angebote	in	den	fächern	deutsch,		
mathematik	und	englisch.		
fortsetzung	der	diagnostik:	berufstest	für	hauptschüler	(geva	Institut).	abgleich	
von	berufs-	und	persönlichkeitsprofilen.

Stufe iii (Klasse 8 und 9):  
praxis-qualifikation und übernahme in ein Ausbildungsverhältnis

Während	der	beiden	schuljahre	erwirbt	jede/r	praktische	erfahrungen	und	„soft-
skills”	in	drei	ausgesuchten	berufen	durch	einen	praxistag	pro	Woche	in	drei		
betrieben.	unterteilung	der	schuljahre	8	und	9	in	drei	blöcke	à	20	Wochen.	jeder	
block	dient	der	Qualifizierung	in	einem	beruf.

flexible	gestaltung	des	lehrplanes	in	den	fächern	deutsch,	mathematik	und	eng-
lisch.	benötigt	z. b.	eine	schülerin/ein	schüler	der	klasse	8	Volumenberechnung	
im	betrieb,	dann	wird	dieses	thema,	das	laut	curriculum	für	klasse	9	vorgesehen	
ist,	schon	in	klasse	8	behandelt.	mit	englischbüchern	wird	nur	noch	selten	gear-
beitet.	die	fachlehrerinnen	und	fachlehrer	haben	in	arbeitsblättern	zusammen	
gestellt,	was	den	schülerinnen	und	schülern	für	ihre	praktika	nutzt.	anstatt	der	
im	buch	vorgesehenen	unterrichtseinheit	„besuch	in	edinburgh”	geht	es	nun	bei-
spielsweise	um	die	kommunikation	mit	hotelgästen.	
	
die	erfahrungen	des	kollegiums	und	auch	die	schulabschlüsse	zeigen,	dass	sich	
die	motivation	der	jugendlichen	zum	lernen	erheblich	erhöht,	wenn	sie	in	ihrem	
praktikum	direkt	vom	unterricht	profitieren.

Stufe iii (Klasse 10)

In	dem	für	die	schülerinnen	und	schüler	freiwilligen	10.	schuljahr	werden	die	
bisher	erworbenen	kenntnisse	in	der	bekannten	form	erweitert	und	vertieft.	In	
diesem	zeitraum	lernen	sie	–	bei	bedarf	–	noch	zwei	weitere	berufe	kennen.

Stufe iV (Ausbildungs- bzw. lehrzeit):  
Durchhalten auch bei Schwierigkeiten

eine	hohe	abbrecherquote	während	der	lehrzeit	würde	das	modell	desavouieren,	
eine	übermäßige	durchfallrate	bei	den	prüfungen	u. u.	die	Wahl	des	berufes	
nachträglich	in	zweifel	ziehen.	
	
aus	diesen	und	weiteren	gründen	darf	die	begleitung	der	jugendlichen	durch		
die	lehrkräfte	der	Weißfrauenschule	nach	beendigung	der	schulzeit	nicht	weg-
brechen,	zumal	auch	die	betriebe	dies	nicht	verstehen	würden.	
	
hinzu	kommt:	niemand	kennt	die	jugendlichen	besser	als	wir.	dieses	Wissen	ist	
nicht	im	schnelldurchgang	an	andere,	potenzielle	bezugspersonen	vermittelbar.	
schon	gar	nicht	gilt	dies	für	die	über	jahre	entstandene	Vertrauensbasis.	
	
daraus	folgt:	die	ehemaligen	klassenlehrerinnen	und	-lehrer	begleiten	ihre	bis-
herigen	schülerinnen	und	schüler	und	leisten	bei	bedarf	krisenintervention.	dies	
gelingt	aufgrund	des	jahrelang	gewachsenen	Vertrauensverhältnisses.	sie	halten	
kontakt	zu	ausbildungsbetrieben,	berufsschulen,	der	bundesagentur	für	arbeit	
und	trägern	von	kommunalen	angeboten	und	kümmern	sich	um	notwendige		
hilfestellungen,	z. b.	in	form	von	ausbildungsbegleitenden	hilfen.

daneben	gibt	es,	dies	sei	nochmals	betont,	sicherlich	weitere	projekte,	

die	ebenfalls	gute,	erfolgreiche	arbeit	leisten	(vgl.	stroh	und	fuchs	

2001).	allerdings,	dies	sei	hier	eingestanden,	fehlt	es	zu	deren	beur-

teilung	oft	an	einheitlichen	und	objektiven	parametern.	Wenn	z. b.	eine	
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schule,	die	in	der	Vergangenheit	fünf	bis	zehn	prozent	ihrer	schülerin-

nen	und	schüler	in	ausbildung	auf	dem	ersten	arbeitsmarkt	vermitteln	

konnte,	diese	Quote	auf	20	oder	gar	30	prozent	erhöht,	ist	das	für	sie	

natürlich	ein	erfolg.	Im	Vergleich	mit	einer	schule,	die	in	bezug	auf	das	

gleiche	kriterium	50	prozent	erreicht,	fällt	diese	beurteilung	aber	ganz	

anders	aus.	Wir	möchten	deshalb	unsere	konzeption	an	zahlen	messen	

lassen,	die	Vergleiche	zulassen,	jederzeit	überprüfbar	sind	und	aussagen	

machen	über	

die	Vermittlungsquote	in	ausbildung	auf	dem	ersten	arbeitsmarkt		

(betriebliche	ausbildung	im	dualen	system),

den	schulischen	erfolg,	gemessen	an	den	leistungen	bei	den	zentralen	

abschlussprüfungen	an	haupt-	und	Realschulen,

den	ausbildungserfolg	(erreichen	des	gesellenbriefes).

Wenn	die	kosten	für	das	übergangssystem	also	mit	erfolgreichen	pro-

jekten	reduziert7	und	falsche	berufswahlen	und	ausbildungsabbrüche	

seltener	werden,	muss	die	schule	über	die	dort	nicht	mehr	benötigten	

finanziellen	mittel	verfügen	können,	denn	zum	„nulltarif”	ist	diese	zu-

satzleistung	natürlich	nicht	zu	bekommen.	diese	erkenntnis	umzusetzen	

erfordert	einen	starken	politischen	Willen.	auf	dem	ausbildungs„markt”	

haben	sich	mit	den	jahren	viele	sehr	finanzstarke	und	politisch	mächtige	

gruppen	etabliert,	die	es	nicht	so	einfach	hinnehmen	werden,	wenn	

ihnen	die	basis	ihrer	„profitablen	geschäftsgrundlage”	entzogen	werden	

soll.8

ERfolgE DES moDEllS „WEiSSfRAuENSchulE”

Wie	erwähnt,	wollen	wir	die	erfolge	unseres	modells	an	überprüfbaren	

zahlen	und	deren	Vergleich	mit	den	von	anderen	schulen	vorgelegten	

dokumentieren.	diese	Vergleichszahlen	zu	erhalten	ist	allerdings	schwie-

rig.	folgendes	beispiel	bleibt	unkommentiert	und	spricht	für	sich:	auf	

die	frage	nach	der	Vermittlungsquote	in	ausbildung	an	einer	sprach-

heilschule	erhielt	ein	kollege	der	Weißfrauenschule	die	antwort:	„die		

liegt	bei	100	prozent.”	ungläubig	fragte	er	nach,	wie	diese	zahl	denn	

erreicht	würde.	„Wir	melden	alle	unsere	jugendlichen	dem	arbeitsamt.	

das	kümmert	sich	dann	um	sie!”	







Weil	die	oben	geäußerten	Vorbehalte	gegen	die	eigenbeurteilung	und	die	

von	den	verschiedenen	einrichtungen	und	Initiativen	selbst	genannten	

erfolgskriterien	natürlich	auch	auf	uns	zutreffen,	bleibt	–	vor	abschluss	

einer	wissenschaftlichen	überprüfung	durch	dritte	–	nur	der	hinweis,	

dass	die	nachstehend	genannten	zahlen	jederzeit	nachprüfbar	sind.	als	

Referenzgrößen	nennen	wir	daten,	die	von	einrichtungen	des	bundes,	

der	länder	oder	der	bfa	stammen.

Übersicht 1: Übergänge in die Arbeitswelt 2000 bis 2011

Jahr Vermittlung  
in Ausbildung 

auf dem  
ersten  

Arbeitsmarkt 

Vermittlung in  
Ausbildung im 

Berufsbildungs-
werk (BBW) 

Vermittlung  
in Förder- 

maßnahmen 
(Übergangs-

system)

Vermittlung  
in Arbeit 

(ohne Aus- 
bildung)

Andere 
(BVJ, BGJ) 

in	%

2000 45,45 18,18 18,18 - 18,18

2001 50,00 - 31,25 �,25 12,50

2002 53,84 7,�9 30,7� 7,�9 -

2003 40,00 10,00 - - 50,00

2004 70,00 5,00 5,00 - 20,00

2005 4�,15 15,38 30,77 - 7,�9

200� 47,05 11,7� 41,17 - -

2007 72,22 5,55 22,22 - -

2008 �1,11 1�,�7 22,22 - -

2009 70,00 3,33 20,00 - �,��

2010 ��,�7 9,52 14,28 - 9,53

2011 80,95 19,05 - - -

erläuterungen:

bVj:	berufsvorbereitungsjahr
bgj:	berufsgrundbildungsjahr
angaben	in	prozent
die	zahlen	für	2011	können	sich	noch	geringfügig	ändern.

an	erster	stelle	steht	für	uns	das	erfolgskriterium	„Vermittlungsquote		

in	ausbildung	auf	dem	ersten	arbeitsmarkt.”	diesem	haben	wir	andere	

eintrittsmöglichkeiten	in	die	arbeitswelt,	die	es	an	unserer	schule	natür-

lich	auch	(noch)	gibt,	gegenüber	gestellt,	vor	allem	um	zu	zeigen,	wo		

wir	noch	besser	werden	müssen,	denn	eine	ausbildung,	z. b.	in	einem	

berufsbildungswerk,	mag	im	einzelfall	indiziert	sein,	als	lösung	des	

problems	„in	großem	stil”	kommt	sie	nicht	in	betracht.	das	gleiche	gilt	

für	die	„überweisung”	der	jugendlichen	in	das	„übergangssystem”.9
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Wie	die	übersicht	zeigt,	sank	der	prozentsatz	der	in	ausbildung	auf	dem	

ersten	arbeitsmarkt	vermittelten	schülerinnen	und	schüler	nie	unter		

40	prozent,	erreichte	aber	auch	spitzen	von	70,00	prozent	(2004	und	

2009),	72,22	prozent	(2007),	��,�7	prozent	(2010)	und	80,95	prozent	

(2011),	so	dass	in	dem	angegebenen	zeitraum	durchschnittlich	�3,94	

prozent	der	jugendlichen	eine	ausbildung	im	dualen	system	beginnen	

konnten	–	und	dies	an	einer	förderschule,	deren	primäre	aufgabe	darin	

besteht,	schülerinnen	und	schülern	während	der	grundschulzeit,	spätes-

tens	aber	in	der	förderstufe	(klassen	5	und	�),	die	Rückkehr	in	den	

Regelschulbereich	zu	ermöglichen.

Übersicht 2: Schulabschlüsse 2000 bis 2011

Jahr Anzahl Ohne Abschluss 
(Abgangszeugnis)

HSA EHSA QHSA MR

n n in	% n in	% n in	% n in	% n in	%

2000 11 � 54,55 5 45,55 - - - - - -

2001 17 3 17,�5 10 58,82 1 5,88 - - 3 17,�5

2002 13 1 7,�9 5 38,4� 5 38,4� - - 2 15,38

2003 13 5 38,4� 5 38,4� - - - - 3 23,08

2004 22 7 31,82 9 40,41 - - 4 18,18 2 9,09

2005 1� 2 12,50 � 37,50 - - 4 25,00 4 25,00

200� 23 5 21,74 5 21,74 - - � 2�,09 7 30,43

2007 22 1 4,54 � 27,27 - - 7 31,81 8 3�,3�

2008 21 0 0 1� 7�,19 - - 1 4,7� 4 19,05

2009 3� 5 13,89 8 22,22 - - 18 50,00 5 13,89

2010 2� 0 0 10 38,4� - - 9 34,�2 7 2�,92

2011 29 1 3,45 8 27,59 - - 14 48,27 � 20,�9

durch-
schnitt

18,75 42,97 29,84 23,75

erläuterungen:

hsa:	 hauptschulabschluss
ehsa:	 	erweiterter	hauptschulabschluss	(wurde	nach	dem	besuch	eines		

10.	schuljahres	erteilt.	beinhaltete	keine	zusätzlichen	Qualifikationen).
Qhsa:	 	Qualifizierender	hauptschulabschluss	(in	hessen	2004	eingeführt.	er	löste	

den	erweiterten	hauptschulabschluss	ab	und	wertete	ihn	insofern	auf,		
als	er	die	berechtigung	enthielt,	in	einem	10.	schuljahr	den	mittleren		
bildungsabschluss	zu	erwerben).

mR:	 	mittlere	Reife	(an	der	Weißfrauenschule	seit	2001	wieder	möglich.		
zunächst	durch	externe	prüfung	an	einer	kooperierenden	Realschule,		
seit	2004	im	eigenen	haus).

auf	grund	der	zeitlichen	unterschiede	bei	der	einführung	liegt	der	teiler	

für	die	durchschnittsberechnung	beim	Qhsa	bei	8,	bei	der	mR	bei	10.	

Wegen	der	unterschiedlichen	berechnungsgrundlage	ergibt	die	summe	

der	durchschnittswerte	mehr	als	100	prozent.

parallel	dazu	haben	sich	die	schulabschlüsse	der	schülerinnen	und	schü-

ler	deutlich	verbessert.	als	besonderen	erfolg	werten	wir	vor	allem	den	

Rückgang	an	jugendlichen,	die	keinen	abschluss	erreichen.	dennoch	ist	

ein	durchschnittswert	von	18,75	prozent	natürlich	zu	hoch.	gemessen		

an	den	für	berlin	vorliegenden	zahlen,	nach	denen	80	prozent	der	för-

derschülerinnen	und	förderschüler	ihre	schule	ohne	abschluss	verlassen,	

sind	wir	auf	dem	Weg,	kein	kind	zurück	zu	lassen,	allerdings	schon	ein	

erhebliches	stück	voran	gekommen.	dass	ein	konstanter	teil	von	über		

20	prozent	darüber	hinaus	sogar	den	Realschulabschluss	erwirbt,	zeigt,	

welche	potenziale	in	den	jungen	und	mädchen	stecken,	denn	es	darf		

hier	nicht	vergessen	werden,	dass	uns	die	leistungsstärksten	ja	bis	

spätestens	nach	der	�.	klasse	wieder	verlassen	haben	–	es	sich	bei	den	

darüber	hinaus	an	der	Weißfrauenschule	verbleibenden	kinder/jugend-

lichen	demnach	um	eine	sog.	„negativauslese”	handelt.

Übersicht 3: Haupt und Realschulabschlussprüfungen Weißfrauenschule – 

Hessen, Schuljahr 2008/09 und 2009/10

hauptschulabschlussprüfung 2008/09

Prüfungsteile und  
Quoten/Schulform

Prüfungsteil  
Deutsch

Prüfungsteil  
Mathematik

Prüfungsteil  
Englisch

n Quote/note n Quote/note n Quote/note

Weißfrauenschule	2008/09 34 �8,47/2,85 34 �3,81/3,21 34 �5,07/3,12

ssa	frankfurt	2008/09 �5,70 53,20 58,20

hauptschulergebnis		
hessen	2008/09	
	
entspricht	note

	
�5,50	

	
3,09

	
�1,00	

	
3,34

	
�8,00	

	
2,88
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Realschulabschlussprüfung 2008/09

Prüfungsteile und  
Quoten/Schulform

Prüfungsteil  
Deutsch

Prüfungsteil  
Mathematik

Prüfungsteil  
Englisch

n Quote/note n Quote/note n Quote/note

Weißfrauenschule	2008/09 5 ��,50/3,20 5 �8,75/2,80 5 5�,90/3,�0

ssa	frankfurt	2008/09 ��,50 52,90 �5,50

hauptschulergebnis		
hessen	2008/09	
	
entspricht	note

	
�8,40	

	
2,93

	
58,10	

	
3,48

	
��,90	

	
2,98

hauptschulabschlussprüfung 2009/10

Prüfungsteile und  
Quoten/Schulform

Prüfungsteil  
Deutsch

Prüfungsteil  
Mathematik

Prüfungsteil  
Englisch

n Quote/note n Quote/note n Quote/note

Weißfrauenschule		
2009/10

29 �3,7/3,10	
(3,07)

29	
(28)

�8,99/2,79	
(2,78)

28	
(27)

�4,07/3,14	
(3,04)

ssa	frankfurt	2009/10 59,9 49,� �5,0

hauptschulergebnis		
hessen	2009/10	
	
entspricht	note

	
�3,0	

	
3,1�

	
55,5	

	
3,59

	
�5,3	

	
3,0�

Realschulabschlussprüfung 2009/10

Prüfungsteile und  
Quoten/Schulform

Prüfungsteil  
Deutsch

Prüfungsteil  
Mathematik

Prüfungsteil  
Englisch

n Quote/note n Quote/note n Quote/note

Weißfrauenschule	2009/10 7 74,00/2,57 7 �9,14/2,8� 7 �8,29/2,71

ssa	frankfurt	2009/10 �1,9 52,7 �9,2

hauptschulergebnis		
hessen	2009/10	
	
entspricht	note

	
�4,2	

	
3,09

	
58,5	

	
3,50

	
70,8	

	
2,70

erläuterungen:

ssa:	 staatliches	schulamt	frankfurt
Quote:	 	prozentsatz	der	richtig	gelösten	aufgaben.	diesem	wird	eine	note		

zugeordnet.
Quotenangaben	in	prozent

für	das	schuljahr	2010/11	lagen	zur	zeit,	als	dieser	beitrag	geschrieben	wurde,	
noch	keine	zahlen	des	hessischen	kultusministeriums	vor.

dass	die	Qualität	der	abschlüsse	nicht	auf	die	gutwilligkeit	oder	das	mit-

leid	der	lehrerinnen	und	lehrer	zurückzuführen	ist,	sondern	allein	auf		

die	leistungsstärke	der	schülerinnen	und	schüler,	belegen	die	Vergleiche	

unserer	ergebnisse	mit	denen	aus	den	zentralen	abschlussprüfungen		

in	hessen.	hier	wird	sichtbar,	dass	sowohl	im	hauptschul-	als	auch	im	

Realschulbereich	jugendliche	aus	der	Weißfrauenschule	meist	über	dem	

landesdurchschnitt	liegen.	besonders	deutlich	wird	dies	im	fach	mathe-

matik.	dass	sprachbehinderte	kinder	aber	auch	in	deutsch	und	teilweise	

in	englisch	ihre	mitschülerinnen	und	mitschüler	übertreffen,	ist	schon	

außergewöhnlich	zu	nennen.

als	drittes	Qualitätsmerkmal	für	unser	konzept	hatten	wir	eingangs	den	

abschluss	der	berufsausbildung,	d. h.	das	erreichen	des	gesellenbriefes,	

angeführt.	aus	übersicht	4	(seite	82)	ergeben	sich	sehr	unterschiedliche	

zahlen,	deren	detaillierte	Interpretation	bereits	an	anderer	stelle	vorge-

nommen	wurde.10	nur	20	prozent	erfolgreichen	abschlüssen	im	jahr	2000	

stehen	78,57	prozent	im	jahr	2004	gegenüber.	der	durchschnittswert	

liegt	bei	5�,4�	prozent	und	damit	deutlich	unter	den	Vergleichszahlen,	

die	das	statistische	landesamt	Wiesbaden	für	alle	hessischen	auszubil-

denden	veröffentlicht	hat11	(2000:	75,2	prozent,	2004:	78,9	prozent).	

zahlen	aus	hamburg	sprechen	davon,	dass	von	den	10	prozent	haupt-

schülerinnen	und	hauptschülern,	die	dort	eine	lehrstelle	bekommen,	

jede/r	zweite	die	ausbildung	abbricht.12	powell	und	pfahl	nennen	für	

berlin	gar	keine	zahlen.	sie	sprechen	nur	davon,	dass	die	abbruchquote	

bei	dieser	zielgruppe	„höher”	sei,	weisen	aber	darauf	hin,	„dass	fehlende	

unterstützung,	begleitung	oder	assistenz	und	mangelnde	förderpläne”,	

besonders	in	den	berufsschule,	dafür	verantwortlich	zu	machen	sind.13

hier	wird	ein	dilemma	deutlich,	in	dem	sich	auch	die	kolleginnen	und	

kollegen	der	Weißfrauenschule	seit	jahren	befinden.	die	anstrengungen,	

die	sie	unternehmen,	um	jugendliche	zu	einem	ausbildungsplatz	auf		

dem	ersten	arbeitsmarkt	zu	verhelfen,	werden	sehr	schnell	ad	absurdum	

geführt,	wenn	das	unterstützungssystem,	das	die	schule	darstellt,	beim	

eintritt	in	die	arbeitswelt	wegbricht.	Insbesondere	der	Verlust	der	be-

zugspersonen	hatte	gravierende	negative	auswirkungen,	und	auch	auf	

seiten	der	betriebe	konnte	man	nicht	nachvollziehen,	warum	eine	in		

der	Vergangenheit	erfolgreiche	betreuung	durch	die	schule	plötzlich		

nicht	mehr	gegeben	sein	sollte.	Wir	entschlossen	uns	deshalb	im	sommer	

2002,	die	„nachsorge”	in	unser	konzept	mit	aufzunehmen.	In	2003	wur-

den	die	positiven	folgen	dieser	entscheidung	noch	nicht	sichtbar,	denn	
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hier	waren	bereits	vorher	viele	jugendliche	aus	der	gruppe	der	auszu-

bildenden	herausgefallen.	In	späteren	jahren	steigerte	sich	die	zahl	der	

erfolgreichen	absolventen	erheblich,	so	dass	wir	mit	einiger	berechtigung	

davon	ausgehen	können,	dass	auch	2008	und	darüber	hinaus	zumindest	

die	�0-prozent-grenze	nicht	unterschritten	wird.	bessere	Quoten	werden	

sich	an	der	Weißfrauenschule,	sprachheilschule,	ohne	zusätzliche	perso-

nelle	Ressourcen	nicht	erreichen	lassen.

Übersicht 4: Ausbildungsabschlüsse 2000 bis 2007

Jahr
Ausbildungsabschluss Gesellenbrief 

in Prozent

2000 20,00

2001 �2,50

2002 71,43

2003 25,00

2004 78,57

2005 50,00

200� 75,00

2007 �9,23

erläuterungen:

für	2007	liegen	noch	keine	abschließenden	zahlen	vor,	da	sich	noch	drei	schüler		
in	ausbildung	befinden.	bei	ihnen	war	u. a.	wegen	einer	sich	erst	später	einstellen-
den	allergie	ein	Wechsel	im	ausbildungsberuf	erforderlich.	unter	die	�9,23	prozent	
werden	die	zahlen	aber	nicht	sinken.
für	die	folgenden	jahre	lassen	sich	noch	keine	angaben	machen,	da	sich	die	meis-
ten	jugendlichen	noch	nicht	zu	den	abschlussprüfungen	melden	konnten.

Ressourcenfrage

alle	maßnahmen	in	zusammenhang	mit	der	einführung	des	modells		

zur	Verbesserung	der	berufsreife	wurden	(und	werden)	ohne	jegliche	

personelle	oder	finanzielle	unterstützung	seitens	des	hessischen	kultus-

ministeriums	oder	der	stadt	frankfurt	(schulträger)	durchgeführt.	private	

stiftungen	helfen	uns,	die	finanziellen	aufwendungen	für	die	schülerin-

nen	und	schüler	(kosten	für	arbeitskleidung,	fahrten	zu	den	betrieben,	

Verpflegung,	gesundheitszeugnisse	aber	auch	die	personalkosten	für		

die	frühe	berufsorientierung)	zu	tragen.	die	zusätzlichen	lernangebote	

(vergleiche	den	punkt	„förderunterricht”	in	diesem	beitrag),	die	wir	den	

schülerinnen	und	schülern	machen,	damit	sie	die	oben	beschriebenen	

leistungen	in	den	prüfungen	und	das	von	den	betrieben	erwartete	Quali-

fikationsniveau	erreichen,	werden	größtenteils	vom	förderverein	der	

schule	finanziert,	denn	der	eigenanteil	der	eltern	in	höhe	von	2,50	euro	

pro	doppelstunde	hat	lediglich	symbolcharakter	und	soll	der	einstellung	

„Was	nichts	kostet,	ist	nichts	wert”	entgegen	wirken.

dass	die	kolleginnen	und	kollegen	manchmal	glauben,	diese	herausfor-

derungen	und	den	arbeitsumfang	nicht	mehr	bewältigen	zu	können	und	

in	der	gefahr	stehen	zu	resignieren	oder	erschöpft	aufzugeben,	gehört	

genauso	zu	unserem	alltag,	wie	die	mut	machende	freude	und	bestäti-

gung,	wenn	es	–	wieder	einmal	–	gelungen	ist,	einer/m	auszubildenden	

aus	schwierigkeiten	heraus	zu	helfen.	das	gemeinsame	tun,	bei	dem	alle	

in	der	hauptstufe	arbeitenden	lehrerinnen	und	lehrer	wissen,	dass	sie	

sich	aufeinander	verlassen	können	–	auch	hier	wieder	eine	intakte	bezie-

hungsebene	–	hat	bisher	dazu	geführt,	die	bestehenden	strukturellen	

defizite	bei	finanzen	und	personalausstattung	zu	kompensieren.	Wenn	

politiker	es	mit	ihren	Rufen	nach	einer	Verbesserung	der	situation	aller-

dings	ernst	meinen,	sollten	sie	schnell	handeln.

Acht pRiNzipiEN EiNER ERfolgVERSpREchENDEN  

KoNzEptioN

für	schulen,	die	sich	auf	diese	Versprechen	verlassen	und	bereits		

heute	mit	der	umgestaltung	ihrer	einrichtung	beginnen	wollen,	sollen		

im	folgenden	acht	prinzipien	benannt	werden,	deren	umsetzung	erfolg	

wahrscheinlich	macht	und	die	damit	als	leitlinien	gelten	können:

1. Betriebe gewinnen

zunächst	einmal	muss	die	schule	sich	der	mühe	unterziehen	erfolgreiche	

konzeptionen	kennen	zu	lernen.	ein	literaturstudium	oder	hospitationen	

vor	Ort	sind	dazu	erforderlich.	hat	man	ein	modell	gefunden,	von	dem	

man	glaubt,	es	auf	seine	gegebenheiten	anpassen	zu	können,	muss	man	

sich	auf	die	suche	nach	kooperationspartnern	machen.	hierzu	gehören	in	

erster	linie	die	betriebe.

helfen,	diese	zu	finden,	können	kammern	(Ihk,	hwk)	und	Innungen.	

Ohne	viele	–	auch	vergebliche	–	besuche	in	betrieben	wird	es	aber	nicht	

gelingen,	ein	netz	von	kooperationspartnern	aufzubauen	–	und	zu	pfle-

gen.
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2. perspektive der Betriebe verstehen

Viele	betriebe	haben	in	der	Vergangenheit	mit	der	lehrlingsausbildung	

aus	den	verschiedensten	gründen	negative	erfahrungen	gemacht.		

diesen	gilt	es	die	hoffnung	zurück	zu	geben,	dass	der	erneute	Versuch	

sich	lohnt.	schule	muss	sich	hier	als	verlässlicher,	vertrauenswürdiger	

partner	erweisen,	der	nicht	nur	das	Wohl	seiner	schülerinnen	und	schüler	

im	auge	hat,	sondern	auch	die	situation	der	betriebe	versteht	und	er-

kennt,	dass	ein	„falscher”	mitarbeiter	nicht	nur	eine	ökonomische	belas-

tung,	sondern	vor	allem	auch	eine	belastung	des	sozialgefüges	darstellt.	

Insofern	sind	schülerinnen	und	schüler,	die	seitens	des	betriebs	nach	

einigen	Wochen	als	ungeeignet	für	den	beruf	eingestuft	werden,	von		

dort	abzuziehen.	umgekehrt	macht	es	aber	(von	ausnahmen	abgesehen)	

auch	keinen	sinn,	jugendliche	für	ein	praktikum	in	firmen	zu	schicken,	

die	nicht	ausbilden.	

die	entwicklung	und	pflege	der	hier	angesprochenen	netzwerke	erfordert	

viel	zeit.	durch	die	gegebenen	fluktuationen	(auflösung	von	betrieben,	

personalwechsel	„mode”berufe	etc.)	verändern	sie	sich	ständig.

3. prozesscharakter

berufsorientierung	muss	als	prozess	gestaltet	werden,	nicht	als	fach.	die	

weitestgehend	erfolglosen	Versuche,	z. b.	in	hessen	durch	die	einführung	

des	fachs	arbeitslehre	Verbesserungen	zu	erzielen,	sind	belegt.14	es	

macht	sinn,	mit	der	gestaltung	des	prozesses	spätestens	in	klasse	5		

zu	beginnen,	denn	je	eher	und	damit	länger	schule	als	beeinflussende	

Instanz	ihre	Wirksamkeit	entfalten	kann,	desto	erfolgreicher	wird	sie	

sein.	der	prozess	endet	nicht	mit	dem	Verlassen	der	schule,	sondern		

mit	abschluss	der	ausbildung,	denn	was	ist	–	wie	bereits	mehrfach	an-

gemerkt	–	gewonnen,	wenn	nach	erfolgreicher	Vermittlung	in	ausbildung	

dieser	prozess	bereits	in	der	probezeit	wieder	abgebrochen	wird?	der	

schritt	aus	der	vertrauten	umgebung	schule	in	den	unbekannten	betrieb	

ist	für	viele	jugendliche	groß	und	mit	ängsten	behaftet.	

hinzu	kommen	die	folgenden	belastungen:

die	bedingungen	der	berufsschule	mit	ihren	theoretischen	anforde-

rungen,	die	durch	die	prüfungsordnung	sowie	sächliche	und	personelle	

Voraussetzungen	vorgegebenen	Rahmenbedingungen	und	einem	zum	

teil	bedenklichen	lernklima,	in	dem	es	„schick”	sein	kann	zu	fehlen	

oder	in	dem	unterrichtsmethoden	zur	anwendung	kommen,	die	auf		

jugendliche	abstellen,	die	über	einen	elaborierten	code	verfügen,	

zum	teil	extrem	kontraproduktive	familiäre	und	soziale	umfelder		

(zerrüttung,	sozialhilfeempfänger	der	zweiten	generation,	delinquente	

cliquen),	die	nach	wie	vor	weiter	bestehen,	

psychische	belastungen	(hoffnungs-	und	perspektivlosigkeit,	mangeln-

de	unterstützung	und	motivation,	fehlendes	durchhaltevermögen),	

die	verschärften	Wettbewerbsbedingungen	innerhalb	der	betriebe	mit	

mehr	zeitdruck,	geringeren	personellen	Ressourcen	und	größerem	

druck	auf	die	leistungsbereitschaft	der	beschäftigten,	

die	belastungen	der	adoleszenz	(freiheiten	entdecken	und	erproben).

auch	für	die	betriebe	ist	der	schritt	in	die	ausbildung	mit	Risiken	be-

haftet.	abgesehen	von	der	entwicklung	der	auftragslage,	die	sich	nicht	

sicher	vorhersagen	lässt,	haben	sie	die	Verantwortung	für	die	ausbildung	

eines	jungen	menschen	übernommen.	hier	ist	es	ausgesprochen	hilfreich,	

wenn	man	einen	partner	(z. b.	lehrerin/lehrer)	an	seiner	seite	weiß,	den	

man	selbst	schon	lange	kennt	und	von	dem	man	weiß,	dass	man	sich	auf	

ihn	verlassen	kann.

4. curriculum 

Im	fokus	steht	auch	das	curriculum	der	schule.	es	muss	fächerüber-

greifend	angelegt	sein,	um	„die	komplexe	aufgabe,	arbeitswelt,	beruf-

liches	handeln	und	arbeits-	bzw.	berufsbezogene	sozialisation,	Identi-

tätsentwicklung	und	selbstentfaltung	in	ihren	subjektiven,	historischen,	

politischen,	sozialen	und	tätigkeitsbezogenen	dimensionen	zu	erhellen”.15	
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pragmatisch	formuliert	muss	es	folgenden	ansprüchen	genügen:	schüle-

rinnen	und	schüler	sollen	

zur	auseinandersetzung	mit	der	arbeitswelt	angeregt	werden,

alternative	kombinationen	von	beschäftigung	akzeptieren	können,

auf	diskontinuitäten	in	ihrer	erwerbsbiografie	vorbereitet	sein,

arbeits-	und	berufsbezogene	ansprüche	und	erwartungen	entwickeln	

können.

Inhalte	aus	der	arbeitswelt	sollten	ihren	niederschlag	in	allen	fächern	

finden.	die	schule	muss	zeigen,	dass	das,	was	sie	vermittelt,	im	arbeits-

alltag	brauchbar	ist.	die	schülerinnen	und	schüler	sollen	die	sinnhaftig-

keit	ihres	tuns	in	beiden	„Welten”	erfahren.	konkret	erfordert	das	den	

weitgehenden	Verzicht	auf	schulbücher	und	die	anfertigung	eigener	

materialien	zur	erarbeitung	bestimmter	Inhalte.	auch	die	zuordnung		

von	lerninhalten	zu	bestimmten	jahrgängen	(in	klasse	7	muss	die		

flächenberechnung	eingeführt	werden),	wird	aufgehoben.	flächen-

berechnung	steht	dann	auf	dem	plan,	wenn	die	notwendigkeit	sich	aus	

den	anstehenden	arbeiten	im	betrieb	ergibt,	und	da	nicht	alle	schülerin-

nen	und	schüler	einer	klasse	gleichzeitig	vor	dieser	betrieblichen	situa-

tion	stehen,	werden	sie	motiviert,	sich	mit	dem	thema	zu	befassen,	

indem	sie	als	„helfer”	der	betroffenen	auftreten.

5. Wertevermittlung

erziehung,	konkret:	das	erlernen	von	im	sozialen	umfeld	eines	betrie-	

bes	(aber	nicht	nur	dort)	erwarteten	Verhaltensweisen	und	handlungs-

mustern,	steht	immer	auf	dem	lehrplan	–	und	nicht	nur	in	speziell	aus-

gewiesenen	stunden	oder	projekten.	die	zentralen	begründungen,		

warum	unternehmer	sich	für	schülerinnen	und	schüler	aus	der	Weiß-

frauenschule	als	azubi	entschieden	haben,	lauteten:	

„Wir	schätzen	den	leistungswillen.	sie/er	will	nicht	nur	arbeiten,		

sie/er	will	gut	arbeiten,

wir	schätzen	deren	umgangsformen,	insbesondere	den	respektvollen	

ton	gegenüber	den	mitarbeitern,

wir	sind	überrascht,	was	die	kinder	alles	wissen	und	können.”















deshalb	sollten	alle	in	einer	schule	arbeitenden	erwachsenen	darauf	

achten,	dass	jegliches	fehlverhalten	in	diesem	bereich	umgehend	an-

gesprochen	und	in	das	bewusstsein	der	schülerinnen	und	schüler,	nicht		

nur	der	„täterinnen”	und	„täter”	gerückt	wird.	In	dem	moment,	in	dem	

eine	schülerin/ein	schüler	den	schulhof	betritt,	gelten	die	Regeln	für		

den	respektvollen	umgang	mit	dem	gegenüber	uneingeschränkt.	das	

bedeutet,	dass	übergriffe	sofort	geahndet	werden.	dies	ist	oft	anstren-

gend	und	„kostet”	alle	beteiligten	viel	unterrichtszeit.	letztendlich	lohnt	

sich	eine	solche	Investition	aber	langfristig.	Wenn	kinder	und	jugend-

liche	erleben,	dass	sie	uns	nicht	egal	sind,	dass	wir	Verantwortung	für		

sie	übernehmen	und	dass	wir	ihnen	zeit	bei	der	entwicklung	von	normen	

und	Wertmaßstäben	geben,	werden	diese	erfahrungen	sie	befähigen,	so	

auch	mit	anderen	menschen	umzugehen.

6. Elternarbeit

für	elternarbeit	sollte	da	zeit	eingeplant	werden,	wo	sie	sich	lohnt.	trotz	

aller	hehren	bekundungen,	insbesondere	von	Interessenvertretern,	ist		

es	aber	eine	Realität,	dass	an	vielen	förder-	und	hauptschulen	ein	hoher	

prozentsatz	der	eltern	–	aus	den	unterschiedlichsten	gründen1�	–	sich	

nicht	um	die	berufliche	bildung	ihrer	kinder	kümmern	kann	oder	will,	

wobei	die	unterscheidung	zwischen	den	beiden	gruppen	–	zugegebener-

maßen	–	manchmal	schwierig	ist.	die	schulische	Interventionsstrategie	

muss	sich	deshalb	vor	allem	an	die	schülerinnen	und	schüler	wenden	

und	versuchen,	sie	so	stark	zu	machen,	dass	sie	sich	auch	gegen	die	

Widrigkeiten	im	elternhaus	und	dem	erweiterten	sozialen	umfeld	be-

haupten	können17.	die	damit	verbundenen	belastungen	auszuhalten,		

ist	nicht	nur	für	die	jugendlichen	schwer.	durch	eine	enge	zusammen-

arbeit	mit	dem	jugendamt	muss	versucht	werden,	die	Verantwortung		

der	kolleginnen	und	kollegen	auf	mehrere	schultern	zu	legen,	ohne	sie	

damit	von	sich	zu	weisen.	nur	in	einem	team,	das	sich	untereinander	

kennt	und	aufeinander	verlassen	kann,	sind	solche	situationen	durchzu-

stehen.	sie	gehören	zur	alltagsrealität	von	lehrerinnen	und	lehrern	und	

anderen	berufsgruppen.	Im	Rahmen	der	ausbildung	an	den	universitäten	

kommen	sie	bisher	leider	nicht	vor.
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7. projektleitung

kooperation	mit	anderen	Institutionen	(Ihk,	hwk,	bfa,	trägern	z. b.	von	

ausbildungsbegleitenden	hilfen	(abh),	berufsschulen	u. a.	Institutionen)	

ist	eine	zentrale	aufgabe	der	schule,	wenn	die	Integration	der	schüle-

rinnen	und	schüler	in	die	arbeitswelt	gelingen	soll.	allerdings	muss	die	

leitung/steuerung	des	prozesses	in	der	hand	der	schule	liegen.	Wie	

zahlreiche	beispiele	von	an	schulen	abgeordneten	mitarbeiterinnen	und	

mitarbeiter	aus	anderen	Institutionen	zeigen,	führt	eine	nicht	geklärte	

zuständigkeit	(Wer	entscheidet	was?)	zu	erheblichen	Reibungsverlusten	

und	–	im	schlimmsten	fall	–	zu	einem	scheitern	des	gesamten	projekts.	

eine	schulleiterin/ein	schulleiter	muss	deshalb	in	„ihrem/seinem”	team	

weisungsbefugt	sein.	Innerhalb	des	teams	sind	die	mitglieder	gleich-

berechtigt.	eine/ein	in	einer	abstimmung	unterlegene/r	kollegin/kollege	

muss	dies	akzeptieren.	Ihr/ihm	darf	nicht	über	die	zugehörigkeit	zu	einer	

anderen	Institution	ein	Vetorecht	eingeräumt	werden.

8. förderunterricht

Wenn	jugendliche	über	den	kontakt	zur	arbeitswelt	und	die	realistische	

aussicht	auf	einen	ausbildungsplatz	wieder	neu	zum	lernen	motiviert	

sind,	muss	ihnen	dazu	auch	gelegenheit	gegeben	werden.	Innerhalb		

der	vorgegebenen	stundentafel	ist	dafür	aber	nicht	genug	Raum.	schu-

len,	die	sich	in	dem	hier	besprochenen	sinne	ändern	wollen,	brauchen	

also	zusätzliche	Ressourcen	in	form	von	zeit,	personal	und	geld.	Woher	

dieses	geld	im	einzelfall	kommen	kann,	ist	sehr	unterschiedlich	und		

muss	jede	schule	selbst	herausfinden.	an	der	Weißfrauenschule,	sprach-

heilschule	der	stadt	frankfurt,	ist	es	uns	gelungen,	mit	hilfe	des	förder-

vereins	und	eines	großsponsors	(fraport)	die	summen	zu	akquirieren,	

die	es	uns	ermöglichen,	ein	freiwilliges	förderangebot	von	zwei	Wochen-

stunden	in	den	fächern	mathematik,	deutsch	und	englisch	für	interes-

sierte	schülerinnen	und	schüler	der	jahrgänge	8,	9	und	10	anzubieten.	

erteilt	wird	dieser	förderunterricht	von	studentinnen	und	studenten		

der	fachhochschule	bzw.	universität.	diese	haben,	in	enger	zusammen-

arbeit	mit	den	jeweiligen	fachlehrerinnen/fachlehrern,	individuell	auf		

die	probleme	der	vier	bis	sechs	schülerinnen	und	schüler	in	ihrer	gruppe	

zugeschnittene	förderpläne	zu	entwickeln	und	umzusetzen.	dies	verlangt	

viel	abstimmung	untereinander	und	ist	von	einem	niedriglohn-jobber	

nicht	zu	erwarten.	Wir	bezahlen	diese	mitarbeiter	angemessen	mit	dem	

wichtigen	„neben”effekt,	dass	sie	nicht	nach	jedem	semester	wechseln,	

sondern	sich	der	schule	verbunden	fühlen.

pRoBlEmlöSuNgSVoRSchlägE AuS DEm politiSchEN 

BEREich

die	acht	prinzipien	sind	bestandteil	konzeptioneller	schulischer	arbeit.		

sie	helfen,	die	täglich	anstehenden	aufgaben	strukturiert	und	zielorien-

tiert	anzugehen.	diese	arbeit	ist	wenig	spektakulär.	sie	erfordert	kon-

stanz,	ausdauer	und	liebe	zu	den	menschen.	Im	gegensatz	dazu	klingen	

Vorschläge	aus	dem	bereich	der	politik	oder	der	Wirtschaft	immer	laut,		

sind	sensationell,	grandios	und	einzigartig	und	lösen	alle	probleme	in	

kürzester	zeit.	so	sind	z. t.	auch	die	im	folgenden	aufgeführten	Vor-

schläge	angetreten,	deren	Relevanz	für	die	beantwortung	der	frage		

„Wie	können	mehr	schülerinnen	und	schüler	aus	haupt-	und	förder-

schulen	in	die	arbeitswelt	integriert	werden?”	einer	einschätzung	vor	

dem	hintergrund	unserer	erfahrungen	unterzogen	werden	soll.

„Bildungslotsen”18

Im	prinzip	kann	die	im	vorstehenden	artikel	beschriebene	arbeit	von	

lehrerinnen	und	lehrern	auch	von	anderen	berufsgruppen,	in	diesem	

fall	von	bildungslotsen	oder	bildungscoaches,	wie	sie	in	hessen	heißen,	

geleistet	werden.	Wenn	diese	lotsen	von	den	schulen	eingestellt	werden	

(vgl.	abschnitt	projektleitung)	ist	es	ihnen	sicher	möglich,	sich	im	laufe	

der	zeit	das	erforderliche	Wissen	anzueignen	–	dies	mussten	die	lehre-

rinnen	und	lehrer	schließlich	auch	–	und	angemessene	Organisations-

strukturen	in	den	einrichtungen	zu	schaffen.	diesen	gedanken	hat	auch	

das	bmbf	der	Initiative	bildungslotsen	zugrunde	gelegt.	allerdings	ist		

zu	befürchten,	dass	die	geplante	einstellung	von	bundesweit	2000	lotsen	

für	40.000	im	jahr	2013	prognostizierte	schülerinnen	und	schüler	in	den	

klassen	8	und	9	nicht	ausreichen	wird,	zumal	in	dem	konzept	eine	nach-

schulische	betreuung	nicht	vorgesehen	ist.	Realistische	planungen,	die	

eine	ausbildungszeit	von	drei	bis	vier	jahren	einkalkulieren,	werden	

mindestens	auf	die	doppelte	anzahl	lotsen	und	schülerinnen/schüler	

kommen.	dementsprechend	höher	werden	auch	die	kosten	des	projekts	

ausfallen.

gleichfalls	kritisch	zu	hinterfragen	ist	die	dem	konzept	immanente		

tailorisierung	des	unterrichts.	gerade	weil	an	haupt-	und	förderschulen	

die	beziehungsebene	für	den	erfolg	pädagogischer	maßnahmen	so		

eminent	wichtig	ist	und	dort	deshalb	das	fachlehrerprinzip	weitestgehend	

wieder	abgeschafft	wurde,	kann	es	sein,	dass	die	ausschließliche	zustän-

digkeit	für	einen	bereich	(die	berufsorientierung)	neue	schwierigkeiten	



90 91

hervorbringt.	dennoch	verdient	der	Vorschlag,	unter	dem	Vorbehalt	der	

ausstattung	mit	angemessenen	Ressourcen,	auf	seine	tauglichkeit	hin	

untersucht	zu	werden.

Budgethoheit für Schulen

den	schulen	die	budgethoheit	zu	übertragen,	ist	generell	zu	begrüßen.	

In	hamburg,	aber	auch	in	hessen	und	anderen	bundesländern,	gibt	es	

entsprechende	überlegungen	schon	seit	einigen	jahren.	sicherlich	wissen	

schulen	am	besten,	wofür	die	ihnen	zustehenden	mittel	ausgegeben	

werden	müssen.	budgetierung	ändert	aber	zunächst	einmal	nichts	an	der	

chronischen	unterversorgung	des	öffentlichen	schulsystems.	die	schule	

kann	nur	selbst	entscheiden,	wie	sie	den	mangel	verwalten	will.	die	damit	

verbundenen	entscheidungs-	und	Verwaltungsprozesse	kosten	aber	zu-

sätzlich	zeit	und	geld.	dem	kann	man	begegnen	durch	eine	erhöhung	

der	selbstausbeutung	der	in	einer	schule	mit	diesen	angelegenheiten	

befassten	personen	oder	mit	der	bereitstellung	zusätzlichen	personals.		

In	hessen	ist	in	diesem	zusammenhang	gerade	eine	heftige	diskussion	

um	die	Reduzierung	der	zahl	bzw.	die	abschaffung	der	staatlichen	schul-

ämter	entbrannt.	Inwieweit	diese	letztendlich	durchgesetzt	werden	kann,	

bleibt	abzuwarten.	Ohne	die	aufgabe	vertrauter	strukturen	und	ohne	die	

umschichtung	vorhandener	gelder	wird	aber	auch	diese	Reform	letztend-

lich	scheitern.

modularisierung der Ausbildung19

über	die	modularisierung	der	ausbildung	wird	seit	über	zwanzig	jahren	

diskutiert.	auch	im	Rahmen	der	Weiterentwicklung	unseres	modells		

zur	Verbesserung	der	berufsreife	wurden	wir	immer	wieder	mit	diesem	

thema	konfrontiert,	weil	es	natürlich	auch	an	der	Weißfrauenschule,		

wie	an	vielen	anderen	schulen,	schülerinnen	und	schüler	gab	(und	

geben	wird),	die	mit	dem	vorhandenen	Instrumentarium	nicht	erreich-

bar	waren	(sein	werden).	deren	lernstruktur	in	Verbindung	mit	dem	

Verlust	einer	lebensperspektive	führte	dazu,	dass	sie	sich	im	laufe	ihrer	

schulzeit	nicht	die	notwendigen	Inhalte	in	der	dafür	vorgesehenen	zeit	

aneignen	konnten.	es	war	deshalb	zu	erwarten,	dass	dies	auch	während	

der	ausbildungszeit	der	fall	sein	würde.	die	modularisierung	der	aus-

bildung	könnte	dieses	problem	lösen.	sie	würde	allen	jugendlichen	die	

möglichkeit	eröffnen,	sich	ihrem	lerntempo	angemessen	die	erforder-

lichen	Inhalte	für	die	zulassung	zur	abschlussprüfung	anzueignen.	die	

betriebe	ihrerseits	könnten	schulabgänger	einstellen	ohne	den	zwang,	

die	ausbildungsinhalte	in	einem	vorgegebenen	zeitlichen	Rahmen	ver-

mitteln	zu	müssen.	ein	scheitern	der/des	auszubildenden	wäre	vermie-

den,	denn	wenn	sie/er	es	nicht	schafft,	alle	module	für	die	zulassung		

zur	prüfung	zu	erwerben,	könnte	sie/er	im	betrieb	als	angelernte/r	

mitarbeiter/-in	weiterhin	beschäftigt	bleiben	–	soweit	sie/er	in	der	kon-

kreten	arbeitsleistung	den	anforderungen	genügt.	sollte	sie/er	nach		

z. b.	fünf	jahren	aber	alle	module	für	die	zulassung	zur	prüfung	erworben	

haben,	könnte	sie/er	diese	zu	diesem	zeitpunkt	ablegen.

Wenn	von	schulen	verlangt	wird,	auf	veränderte	gesellschaftliche	bedin-

gungen	zu	reagieren	und	sich	diesen	zu	stellen,	darf	dabei	nicht	verges-

sen	werden,	dass	bildung	und	damit	auch	die	berufliche	bildung	für	die	

jugendlichen	kein	selbstzweck	ist,	sondern	nur	sinn	macht,	wenn	sie	

dadurch	befähigt	werden,	ein	selbstbestimmtes	und	eigenverantwort-

liches	leben	zu	führen.	auch	angesichts	der	tatsache,	dass	heute	kein	

junger	mensch	ohne	die	bereitschaft,	ein	leben	lang	zu	lernen,	d. h.	

immer	weitere	module	zu	erwerben,	das	genannte	ziel	wird	erreichen	

können,	macht	es	keinen	sinn,	aus	welchen	überlegungen	auch	immer,	

einen	gangbaren	Weg	nicht	zu	beschreiten.	politische	zielsetzungen,		

wie	sie	auf	dem	europäischen	beschäftigungsgipfel	im	november	1997	

von	den	Regierungschefs	der	mitgliedstaaten	der	europäischen	union	

beschlossen	wurden,	nur	mit	nachqualifizierungsprogrammen	erreichen	

zu	wollen,	erscheint	deshalb	verfehlt.20	es	ist	an	der	zeit,	hier	mutiger		

zu	werden	und	sich	als	nicht	mehr	zeitgemäß	erweisende	strukturen	im	

bildungs-	und	ausbildungssystem	zu	verändern.

SchluSSBEmERKuNg

die	eingangs	erwähnte	Vielfalt,	die	in	den	modellen	zur	Integration	„be-

hinderter”	jugendlicher	in	die	arbeitswelt	sichtbar	wird,	führt	zu	einer	

Vielzahl	von	kriterien,	die	in	den	einzelnen	projekten	von	den	beteiligten	

für	den	erfolg	verantwortlich	gemacht	werden.	auf	grund	unserer	erfah-

rungen	haben	wir	acht	zur	diskussion	gestellt.	diese	offene	situation	

sollte	jedoch	kein	hinderungsgrund	für	schulen	sein,	sich	auf	den	Weg		

zu	machen.	positiv	gewendet,	lässt	die	derzeitige	lage	auch	allen	betei-

ligten	die	chance,	ihren	eigenen	Weg	zu	finden.	dabei	werden	sie	mit	

sicherheit	fehler	machen.	aber:	fehler	kann	man	eingestehen,	man	

kann	sie	korrigieren	und	man	kann	aus	ihnen	lernen.	die	jugendlichen	

erwarten	genau	das	von	uns.



92 93
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VeRlässlIche	RegelstRuktuRen	In	RIsIkOReIchen	

lebenssItuatIOnen	füR	den	Weg	In	eIn	„gutes	leben”

Elisabeth Hoffmann

die	möglichkeit,	durch	eigene	leistung	sein	leben	zu	ge-

stalten,	gilt	in	der	forschung	über	die	Voraussetzungen		

eines	„guten	lebens”	als	ein	wichtiges	element.	die	be-

gründerin	des	konzeptes	von	einem	„guten	leben”,	die	

amerikanische	ethik-	und	Rechtsprofessorin	martha	nuss-

baum,	sieht	die	bedingungen	für	ein	„gutes	leben”	in	einem	

kulturübergreifenden	konsens.	hieraus	erwächst	für	sie	

die	Verantwortung	von	politik,	die	menschliche	befähigung	

zur	teilhabe	und	eigener	lebensgestaltung	zu	fördern.

derzeit	stellen	sich	staat	und	politik	dieser	aufgabe,	mit	

hohem	finanziellem	und	personellem	aufwand	(s.	bonin).	

die	aber	ungeachtet	des	einsatzes	beträchtlicher	Ressourcen	

nach	wie	vor	hohe	anzahl	von	jugendlichen	und	jungen	

erwachsenen	ohne	schul-	und	ausbildungsabschluss		

(s.	bonin),	zeigt,	dass	möglicherweise	bei	den	aktuell	geför-

derten	konzepten	etwas	grundlegendes	übersehen	wurde.	
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motiVAtioN uND poSitiVE SElBStWiRKSAmKEitS- 

ERfAhRuNg AlS KERN ERfolgREichER Schul- uND  

BERufSBiogRAfiEN

der	vorliegende	Reformansatz	stellt	einen	bisher	unterschätzten	aspekt	

für	das	gelingen	von	schul-	und	berufswegen	in	den	mittelpunkt:	es		

ist	die	motivation,	berufsrelevante	ziele	mit	einsatzbereitschaft	und	

durchhaltevermögen	zu	verfolgen.	Wie	der	amerikanische	Verhaltens-

forscher	albert	bandura	belegt,	hängt	diese	motivation	eines	menschen	

eng	mit	der	im	familialen	und	auch	sozialen	umfeld	erworbenen	erfah-

rung	positiver	selbstwirksamkeit	zusammen.	auch	der	Poverty and Social 

Exclusion Survey	großbritanniens	kommt	bereits	2000	zu	dem	ergeb-	

nis,	dass	heranwachsende,	deren	familiäres	und	soziales	umfeld	von	

perspektivlosigkeit	und	fehlenden	selbstwirksamkeitserfahrungen	ge-

prägt	ist,	bereits	sehr	früh	die	jedem	menschen	angeborene	motivation,	

die	eigene	zukunft	positiv	zu	gestalten,	nicht	mehr	wahrnehmen	und	oft	

die	in	ihrem	umfeld	vorherrschende	haltung,	keinen	positiven	einfluss	

das	eigene	leben	ausüben	zu	können,	übernehmen.

aus	diesem	grund	fußen	diese	Reformvorschläge	auf	praxiserprobte	

methoden,	bei	leistungsschwachen	kindern	und	jugendlichen	aus	pre-

kären	milieus	motivation	zu	wecken	und	zu	verstetigen.	kernelemente	

hierfür	sind	früh	einsetzende,	kontinuierliche	förderung	von	social and 

personal skills,	lebens-	und	berufsnahe	aufgaben	in	der	schule	zum	

aufbau	der	selbstwirksamkeit	und	konsequente	betrieblichkeit	des	be-

rufsweges	als	zentrale	motivationsquelle.

hERAuSfoRDERuNg: iNtERVENtioN

lebenswirklichkeiten als Ausgangspunkt 

die	chancen	auch	risikobehafteter	heranwachsender,	gegenwärtig	einen	

ausbildungsplatz	zu	erhalten,	stehen	gut,	da	bei	den	für	die	zielgruppe	

besonders	relevanten	praktisch	ausgerichteten	berufen	aufgrund	abneh-

mender	kohortenstärken	derzeit	ein	deutlicher	mangel	an	bewerbern	

entstanden	ist.	für	mehr	als	zwei	drittel	der	kleinen	und	mittleren	unter-

nehmen	gestaltete	sich	die	besetzung	offener	stellen	in	den	letzten	

jahren	als	schwierig,	wie	die	bundesweite	Ihk-unternehmensbefragung	

„ausbildung	2011”	zeigt.	hieraus	folgt	die	notwendigkeit,	die	Ressourcen	

und	talente	aller	jugendlichen,	auch	der	schulisch	leistungsschwachen,	in	

den	blick	zu	nehmen,	mit	dem	ziel	„alle	jungen	menschen	zu	einer	voll-

qualifizierenden	berufsausbildung	und	einem	berufsabschluss	zu	führen”	

(leitlinien	zur	Verbesserung	des	übergangs	schule-beruf	des	bIbb-

hauptausschusses,	2011).

das	fenster	der	möglichkeiten	hinsichtlich	der	beruflichen	Integration	

chancenarmer	jugendlicher	in	den	beruf	gilt	es	zu	nutzen,	solange	es	

noch	geöffnet	ist.	das	geöffnete	fenster	ist	der	ausgangspunkt	der	

Reformvorschläge,	die	sich	nicht	primär	auf	systeme,	sondern	auf	die	

lebenswirklichkeiten	von	heranwachsenden	in	prekären	milieus,	auf		

die	lebenswirklichkeiten	der	betriebe	und	auch	der	pädagogischen	fach-

kräfte	beziehen.

Angebot für Jugendliche und für Betriebe

Im	mittelpunkt	unserer	Reformvorschläge	stehen	die	schulmüden	und	

leistungsschwachen	jugendlichen	selbst,	die	durch	herkömmliche,	punk-

tuelle	angebote	oft	nicht	erreicht	werden.	eine	wesentlich	höhere	erfolgs-

quote	erzielen	hingegen	maßnahmen,	die	eine	intensive	individuelle	

betreuung	und	begleitung	von	chancenarmen	jugendlichen	ermöglichen.	

Vielfältige	praxiserfahrungen	zeigen	übereinstimmend,	dass	jugendliche	

mit	hilfe	von	coaching	und	betreuung	prozesse	der	persönlichen	Reifung	

nachholen	können.	das	gelingen	dieses	prozesses	ist	die	unverzichtbare	

Voraussetzung	für	Integration	in	ausbildung	und	beruf.

die	vorliegenden	Reformvorschläge	reagieren	auf	die	zwickmühle,	in	der	

sich	zahlreiche	betriebe	befinden:	entweder	verzichten	sie	auf	dringend	

benötigten	fachnachwuchs	oder	sie	wagen	die	ausbildung	leistungs-

schwacher	jugendlicher,	mit	deren	mangelnder	persönlicher	und	kogni-

tiven	Reife	betriebe	sich	(nicht	ganz	unrealistisch)	überfordert	sehen.		

sie	sehen,	dass	es	schwierig	wird,	jugendliche	auszubilden,	deren	ent-

wicklung	weder	im	sozial-familiären	umfeld,	noch	in	den	Institutionen		

der	bildung	und	jugendhilfe	erfolgreich	in	Richtung	berufsfähigkeit	ge-

lenkt	werden	konnte.	es	gilt,	betrieben	ein	angebot	zu	machen,	bevor		

sie	auf	die	situation	mit	ausweichreaktionen	antworten	(z. b.	Verzicht		

auf	ausbildung).	zugleich	sind	betriebe	der	ideale	Ort,	um	schulmüde	

jugendliche	zu	motivieren,	ihnen	positive	selbstwirksamkeitserfahrungen	

zu	vermitteln	und	nachreifungsprozesse	anzuleiten,	wie	praxiserfahrung	

und	forschung	übereinstimmend	belegen.	hieraus	ergibt	sich	eine	„kon-

sequente	Verbetrieblichung”	(s.	sell)	als	leitendes	prinzip	der	Reform-
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vorschläge,	wie	es	auch	die	neuen	leitlinien	zur	Verbesserung	des	über-

gangs	schule-beruf	des	bundesinstituts	für	berufsbildung	nahelegen.		

zu	demselben	ergebnis	kommt	auch	die	aktuelle	befragung	von	berufs-

bildungsexperten	und	jugendlichen	durch	die	bertelsmann	stiftung	und	

das	bundesinstitut	für	berufsbildung	(expertenmonitor	2011).

1. „Assistierte Ausbildung” in die Fläche bringen

die	geforderte	betrieblichkeit	wird	in	unserem	Reformvorschlag	zum	

einen	ermöglicht	durch	die	assistierte	ausbildung	in	betrieben.	ziel-

gruppe	sind	die	jugendlichen	mit	defiziten,	deren	Qualität	eine	ausbil-

dungsbegleitung	notwendig	aber	auch	zugleich	erfolgversprechend		

sein	lässt.	das	konzept	einer	persönlich	begleiteten	ausbildung	bei	

kritischen	ausbildungssituationen	gehört	sowohl	bei	befragten	jugend-

lichen	als	auch	bei	der	expertenschaft	zu	den	spitzenreitern	für	die	

Reform	des	derzeitigen	übergangssystems	(expertenmonitor	2011).	

betriebe	und	jugendliche	erhalten	im	Rahmen	einer	verbindlichen	und	

nachhaltig	ausgestalteten	Infrastruktur	die	möglichkeit	einer	„assistier-

ten	ausbildung”,	die	gewährleistet,	dass	die	jugendlichen	(und	auch	die	

betriebe)	während	der	gesamten	ausbildungszeit	durch	professionelle	

fachkräfte	begleitet	und	betreut	werden.	entsprechende	modellprojekte	

bieten	sowohl	über	jahre	hinweg	ausgereifte	konzepte	als	auch	erstaun-

lich	hohe	erfolgsquoten	(bis	zu	70	bzw.	80	prozent	erfolgreich	absolvier-

te	ausbildungen	durch	ehemals	leistungsschwache	jugendliche	(vgl.	

nuglisch,	aufstieg	durch	ausbildung,	2011).	Während	großunternehmen	

wie	z. b.	die	telekom	oder	die	bahn	ag	mittlerweile	eigenes	personal		

für	eine	ausbildungsassistenz	schulen,	gilt	es,	dieses	erfolgsprinzip	auch	

für	kleinere	(ressourcenärmere)	betriebe	zu	ermöglichen,	und	ihnen		

das	angebot	einer	assistierten	ausbildung	zu	offerieren,	die	durch	die	

verlässlichen	strukturen	eines	Regelsystems	Verbindlichkeit	und	zuver-

lässigkeit	erhalten	müsste.	

2. Maximale Betriebsnähe

es	wird	jedoch	eine	gruppe	von	jugendlichen	bleiben,	die	(zumindest	

zeitweise)	nicht	in	der	lage	sind,	eine	betriebliche	ausbildung	zu	absol-

vieren.	für	den	allergrößten	teil	von	ihnen	sind	aber	die	primär	schuli-

schen	maßnahmen	des	gegenwärtigen	übergangssystems	ebenfalls	nicht	

geeignet,	da	die	jugendlichen	(nur	unter	verschlechterten	Rahmenbedin-

gungen)	wieder	in	schulischen	strukturen	lernen	sollen,	mit	denen	sie	

über	jahre	massive	scheiternserfahrungen	gemacht	haben.	professio-

nelle	ausbildungs-	und	Qualifizierungsunternehmen,	die	am	ersten		

arbeitsmarkt	in	kooperation	mit	unternehmen	tätig	sind,	bieten	eine	

anrechenbare	berufsausbildung,	die,	sobald	die	nötigen	Reifeprozesse	

nachgeholt	sind,	im	regulären	betrieb	fortgesetzt	wird.	

3. Zentrale Anlaufstelle

auch	hier	entspricht	der	vorliegende	Reformvorschlag	den	leitlinien		

des	bundesinstituts	für	berufsbildung,	die	die	„umstellung	von	arbeit		

in	einzelnen	projekten	hin	zur	arbeit	in	einem	flächendeckenden	Regel-

angebot”	fordern	und	dafür	die	schaffung	„zuverlässiger	Verantwortungs-

strukturen”	auf	regionaler	ebene	vorsehen	(bIbb-leitlinien	2011).	hier-

für	schlagen	wir	die	einrichtung	„einer	zentralen	anlaufstelle”	(s.	bonin)	

vor,	die	als	„kommunale	„jugendagentur”	bezeichnet	werden	könnte		

(s.	sell).	dort	würden	alle	akteure	mit	ihren	unterschiedlichen	Verant-

wortungsschwerpunkten	unter	einem	dach	zusammenarbeiten	wobei	sie	

finanziell	ihren	herkunftsbehörden	verbunden	blieben.	die	jugendagentur	

wäre	die	antwort	auf	die	einstimmig	von	praxis	und	Wissenschaft	erhobe-

ne	forderung	einer	zuverlässigen	koordinations-,	steuerungs-	und	Ver-

antwortungsebene	für	die	Vorbereitung	und	gewährleistung	des	über-

gangs	von	der	schule	in	den	beruf.	bundesweite	modellprojekte	(beglei-

tet	durch	das	bundesarbeitsministerium)	erproben	dieses	modell	derzeit	

an	zwanzig	standorten,	die	evaluation	wird	2012	vorliegen	(brand eins,	

4/2011).

leitprinzipien: qualität und Wirksamkeit

Wesentlich	für	den	erfolg	der	neugestalteten	„betrieblichen	übergangs-

zone”	wird	die	schaffung	eines	flächendeckenden	und	verbindlichen	

Rahmens	mit	Qualitätsstandards	sein,	deren	Wirksamkeit	kontinuierlich	

überprüft	und	kontrolliert	werden	muss	(s.	bonin).

ein	kernelement	hoher	Qualitätsstandards	muss	die	professionalisierung	

der	arbeitsbedingungen	der	pädagogischen	fachkräfte	sein,	die	gegen-

wärtig	gekennzeichnet	sind	durch	befristete	Verträge,	das	fehlen	quali-

tativ	hochwertiger	(aus-)	und	Weiterbildung	und	eine	sehr	niedrige	be-

zahlung	(vgl.	„geschäfte	mit	den	arbeitslosen”,	Frankfurter Allgemeine 

Sonntagszeitung,	februar	2011,	nr.	8).
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hERAuSfoRDERuNg: pRäVENtioN

frühzeitige förderung von Risikogruppen

1. Familiär bedingte Defizite bereits im Vorschulalter kompensieren

da	es	nicht	in	erster	linie	kognitive	defizite,	sondern	entwicklungs-

verzögerungen	im	bereich	persönlicher	und	sozialer	fähigkeiten	sind,		

die	sowohl	schulischen	als	auch	beruflichen	erfolg	verhindern	(unter-

nehmensbefragung	der	Ihk,	„ausbildung	2011”),	muss	die	allseits	ge-

forderte	berufsorientierung	in	Institutionen	der	bildung	desto	früher	und	

umfassender	ansetzen,	je	risikobehafteter	kinder	und	jugendliche	sind	

(s.	bonin).

für	den	vorschulischen	bereich	ist	das	„perry	preschool	programme”	im	

internationalen	Vergleich	die	effektivste	methode	der	gezielten	frühen	

förderung	von	kindern	aus	prekären	milieus.	Obwohl	das	programm	den	

Intelligenzquotienten	nicht	dauerhaft	erhöht,	bewirkt	es	über	den	zu-

wachs	an	persönlichen	Qualitäten	deutlich	erfolgreichere	berufs-	und	

lebenswege:	die	teilnehmenden	kinder	haben	als	erwachsene	häufiger	

einen	schul-	und	berufsabschluss,	beziehen	seltener	sozialhilfe,	verfügen	

öfter	über	höhere	gehälter	und	leben	in	stabileren	partnerschaften.	

aktuell	weist	der	amerikanische	ökonom	und	nobelpreisträger	james	

heckman	in	der	internationalen	bildungsdebatte	immer	wieder	auf	die	

effektivität	und	die	übertragbarkeit	des	perry	preschool	programmes	hin.

dass	persönlichkeitsmerkmale	wie	emotionale	stabilität	und	gewissen-

haftigkeit	für	die	leistung	am	arbeitsmarkt	noch	wichtiger	sind	als		

Intelligenz	und	gute	schulnoten,	belegen	auch	weitere	studien	(vgl.	„the„the	

effects	of	personality	on	earnings”,	Journal of Economic Psychology	2�,	

2005).

diese	forschungsergebnisse	sowie	bereits	vorliegende	praxiserfahrungen	

(s.	bonin,	bachmann)	legen	nahe,	in	vorschulischen	und	schulischen	

bildungsinstitutionen	insbesondere	Risikogruppen	frühzeitig	zu	fördern	

und	dabei	die	entwicklung	von	persönlichen	und	social skills	stärker	als	

bisher	zu	betonen.	

2. Training von „soft-skills” in der Grundschule

für	die	grundschule	muss	auf	das	international	am	erfolgreichsten	eva-

luierte	programm	„Incredible	years”	der	amerikanischen	professorin	für	

klinische	psychologie,	carolyn	h.	Webster-stratton,	verwiesen	werden.	

die	evidenzbasierten	trainingsprogramme	für	eltern,	lehrer	und	für		

den	Regelunterricht	sowie	außerunterrichtliche	aktivitäten	in	der	grund-

schule	wenden	sich	gezielt	an	die	förderung	von	persönlichen	und		

sozialen	fähigkeiten.	sie	gehören	zum	amerikanischen	Regierungspro-

gramm	der	armut-	und	gewaltprävention	und	werden	gegenwärtig	in	

über	zwanzig	ländern	weltweit	angewendet	(www.incredibleyears.com).

3.  Angebot der Regelschule für „school-dropouts”: 

Berufsnähe und Praxisbezug 

die	traditionellen,	punktuellen	konzepte	der	berufsorientierung	in	schu-

len	(z. b.	arbeitslehre,	kurzzeitpraktika,	„girls	oder	boys	day”)	bereiten	

aus	praxissicht	weder	ausreichend	auf	eine	berufsausbildung	vor,	noch	

können	sie	heranwachsende	dazu	motivieren,	sich	ernsthaft	um	einen	

erfolgreichen	schulabschluss	zu	bemühen.	

nicht	nur	für	eine	gelungene	berufswahl	und	-ausbildung,	sondern	auch	

für	die	schulische	motivation	chancenärmerer	schülerinnen	und	schüler,	

so	zeigt	alle	erfahrung,	ist	eine	intensive	berufsorientierung	in	der	schule	

der	entscheidende	erfolgsfaktor	(s.	bachmann,	bonin).	frühzeitige	und	

qualitativ	hochwertige	berufsorientierung	in	der	schule	hat	so	einen	

doppelt	positiven	effekt.

notwendig	ist	ein	umfassendes	Verständnis	von	berufsorientierung	als	

(jahrelanger)	prozess,	der	nur	gelingen	kann,	wenn	er	möglichst	früh	

gefördert	wird	(s.	bonin,	bachmann).	Regelschulen,	unter	der	Voraus-

setzung	verbesserter	Rahmenbedingungen,	können	dies	leisten,	indem	

sie	neue	und	motivierende	lernorte	und	-anlässe	(z. b.	berufswelt)	mit		

einbeziehen	(s.	bachmann).

praxiserfahrung	als	auch	die	hirnforschung	liefern	zahlreiche	belege	

dafür,	dass	„jugendliche	zu	erstaunlichen	leistungen	imstande	sind”,	

wenn	sie	sich	an	lebens-	und	arbeitspraktischen	aufgaben	beweisen	

dürfen	(„helden	auf	bewährung”,	DER SPIEGEL	15/2010).	
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Insbesondere	für	heranwachsende,	die	mit	dem	normalmodell	schule	

nicht	mehr	erreichbar	sind,	ist	es	wichtig,	wenn	Regelschulen	ihnen		

ein	angebot	machen	können,	beispielsweise	in	form	eines	integrierten	

praktischen	zweigs	nach	Vorbild	moderner	konzepte	der	sog.	produk-

tionsschulen	(s.	sell).	so	werden	berufsorientierung	und	schulmotivation	

gleichermaßen	unterstützt.

ausgehend	von	erfolgserfahrungen	aus	der	praxis,	brauchen	wir	ein	um-

fassendes,	für	schulen	bundesweit	abrufbares	konzept	der	berufsorien-

tierung	in	der	schule,	beginnend	mit	den	schulformen,	die	einen	erhöh-

ten	anteil	an	Risikoschülern	aufweisen.

hinsichtlich	der	steigenden	und	hohen	zahl	von	studienabbrechern	

bedürfte	auch	das	gymnasium	eines	verbesserten	konzeptes	der	berufs-

orientierung.
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